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Israel 5.4 

Wider Erwarten brachten die Parlaments· 
wahlen vo m Juli d.] . in Israel keinen kla­
ren Sieger , Der sozialdemokratische Op­
positionsführer Peres müht sich um eine:: 
große Koalition mit ihm als Premier. Der 
noch regierende konservative Likud· Block 
spieltaufZeil. 
Wir informieren über den Wahlausgang 
und die Unterschiede zwischen den Haupt· 
kontrahenten. 

Südafrlka-Mo.;:amblque S.16 

Mit dem Nkomati·Nichtangriffspakt vom 
März 198 4 haue Pretoria versproche::n, die 
Operationen der Sabotagetrupps der RNJI.I 
von südafrikanischem Boden aus gegen 
Mor;ambique:: zu stoppen. Was ist aus die::· 
sen Versprechungen geworden? Und was 
meint Oliver Tambo, Präsident der Befrei· 
ungsbewegung ANC, dazu? 

Verschuldungskrise 5.41 

Die Verschuldung der Entwicklungsländer 
ist inzwischen auf die astronomische Sum· 
me von 8 10 JI.Ird Dollar ange::wachsen. Die 
Länder Lateinamerikas, die den größten 
Schuldenanteil au f sich vereinen, taten 
sich jüngst in Cartagena zusammen. Sie 
wollen der Hochzinspo litik Washingtons 
und der Banker vereint entgegentreten. 
Wie sieht ihr Gegenkonzept aus? Ver· 
mögen sie einen Ausweg aus der Verschul­
dungskrise anzubahnen? 
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Aktueller Kommentar: Bonner Trennungslinie in Mittelamerika 

In 80nn geben sich "diese: unsere Freun­
de" (11. Kohl) die Klinke in die Hand. 
Vom 16.-18.Juli d.J. wandelte der frisch 
gekürte salvadorianischc Präsident Jose 
Napoleon Ouarte auf den Spuren seines 
siidafrikanischen Amiskollegen Pieter 
801ha. 

"Demokrat", dessen Humanismus zu 
TTäncn ruhr!: "Immer wenn ich ein Kind 
sehe. das nichts zu e!Scn hat und keine 
Ausbildung erhält und ohne Hoffnung 
leben muß, mhle ich den Wunsch, ihm zu 
helfen. Um dies tun zu können, bin ich 
Präsident geworden, dafUr habe ich ge­
kämpft. und dafür werde ich weiter 
kämpfen." 

Moralist Duarlc 

Zu diesem Zweck gründele "Napo" be­
reits 1960 die salvadorianischc Christ­
lich-Demokratische Partei (!'DC) und 
agierte er schon einmal. nämlich 
1981-82 als salvadorianisch~r Präsident. 
Und damals ..... urden immerhin 20.000 
Men~hen durch die Arme~ und die 
Todessch ..... adron~ umgebracht. Inzwi­
schen ist man bei 50.000 ermordeten 
Zivilisten angelangt. 
In d~n 20 Tagen nach dem Machtannitt 
Duartes vom I. Juni dJ. waren es allein 
133. Nichtsdestotrotz stellt man sowohl 
in Washington, als auch in Bonn eine 
Verb~ss~rung der Menschenrechulage 
f~5t. Und Duarte bestätigt: "Wir bewe­
gen uns in diese Richtung. In den letzten 
30 Tagen, seit ieh das Amt übernahm. 
sind mir keine Erklärungen oder forde· 
rungen über Amtsmißbrauch zugegan· 
gen." 
Duarte ist auch ein "Friedensfreund". In 
seinem Wahlkampf haUe er angekündigt, 
daß er Verhandlungen mit der Nationa­
len Bc:freiungsfront J.' arabundo Marti 
(f'MLN) aufwnehmen gedenke. Heute 
redet er zwar weiter vom Dialog, macht 
ab~r zur Voraussetzung, daß die FMLN 
die Waffen niederlegen solle. Da die Be­
freiungsbewegung jedoch nicht bereit 
ist, dieses Todesurteil rur ihre Kämpfer 
zu unterschreiben, läßt Duarte weiter 
morden. 
Die Mordinstrumente li~fern die Freun­
de in Washington. Noch am 10. August 
d.J. wurden dem salvadorianischen Re­
gime zusätzlich zu bereits bewilligten 
126 Mio Dollar weitere 70 Mio Dollar 
Militärhilfe rur dieses Jahr zugestanden. 
Erklärt wird diese Spendierfrc:udigkeit 
mit dem "guten Eindruck", den Reagans 
Wunschpräsident bei mittlerweile zwei 
Besuchen in Washington hinterlassen 
hat. 

Einen guten Eindruck brauchte er aller· 
dings in Bonn nicht mehrzu machen. 

In einem lang ..... ierigen :-'Ianöver hatte 
Bonn die Wende in der Mittelamerika· 
politik längst vollzogen. 
Der bundesdeutsche Botschafter war 
nach San Salvador zunickgekehrt. 23 
Mio D~l Wirtschaftshilfe waren bereits 
bewilligt und weitere 27,6 Mio DM, die 
1979 eingefroren worden waren, aufge­
taut. 20 Mio DM sind bereitgestellt rur 
Infrastrukturmaßnahmen. Damit wird 
der salvadorianischen Armee direkte 
Schützenhilfe geleistet. 
Gleichzeitig war Nikaraguaendgilltig der 
Geldhahn zugedreht worden, denn, so 
Entwicklungshilfeminister Jürgcn Warn­
ke (CSU): " ... anders als in EI Salvador 
geht von Nikaragua eine destabilisieren­
de Wirkung aus, von Nikaragua aus wird 
Ideologie. beispielsweise nach Kostarika, 
exportiert. Es wird auch Gewalt und 
Revolution exportiert. Und hier ist rur 
uns die entscheidende Trennungslinic:." 
Bei diesem Seitenwechsel ist alUchei­
nend auch die Trennungslinie zwischen 
Dichtung und Wahrheit überschritten 
worden. Parallel zum Hohelied auf die 
salvadorianisehe Demokratie pfeift man 
in Bonn auch, was Nikaragua betrifft,die 
Mc:1odie Washington5. 

Nach Reagans Melodie 

Wie die Reagan.Administration entdeckt 
man, daß die Sandinistas Waffen an dic 
FMLN liefern, daß sie in Nikaragua die 
Kirche und die Opposition unter­
drucken. Wie Washington unterstützt 
man formal die Contadora-Verhandlun­
gen und macht gleich7:citig Nikaragua rur 
ihr Scheitern verantwortlich. 
Geflissentlich übersieht man dabei, daß 
Reagan bereits heute mit Ililfe der "Con­
tras" einen Krieg ruhrl, der bisher mehr 
als 7.000 Nikaraguanern das Leben ge­
kostet hat. 
Wenig verwunderlich ist deshalb die 
Reaktion Managua5. So erklärte Regie. 
rungskoordinator Daniel Ortega am 7. 
Juli d.J., daß die USA in ihrer Politik 
nicht von ihren Alliierten untentützt 
würden "mit einer Ausnahme, der christ­
demokratischen Regierung der Bundes­
republik Deutschland, die :l:U einem 
Komplizen der verbrecherischen Politik 
Reagans in Mittelamerikageworden ist". 
Die Regierung Kohl fand diese Anschul­
digung sehr ungerecht. Und der Staats­
gast aus EI Salvador mühte sich in Bonn, 
den Sandinistas den Schwarzen Peter zu­
zuschieben. Weil eine Woche vor seinem 
Besuch Daniel Ortega in einem Interview 

mit dem bundesdeutschen Fernsehen 
seine Solidaritat mit der FMLN bekun­
det hatte, bezichtigte ihn Duarte d~r 
"Einmischung in innere Angel~enhei­
ten" EI 5alvadors. Er drohte gar, Nikara­
gua vor den Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag zu bringen. 
Duarte drängte in Bonn außerdem dar­
auf, daß die BRD und die Europäische 
Gemeinschaft (EG) eine aktivere Rolle 
in Mittelamerika spielen. Diesem Zweck 
dienten auch seine Besuche in London, 
Lissabon, Brussel und Paris. 
Zwar wurde er dort nicht wie in Bonn 
mit Millionen überschüttet. Doch gelang 
es ihm, dank der Bonner Hilfe die EG 
sowie Spanien und Portugal rur eine ge­
meinsame Konferenz mit den mittel­
amerikanischen Staaten am 28./29.9. 
1984 in Kostarika zu gewinnen. 
Die von Bonn initiierte Konferenz 5011 
offiziell die Friedensbemühungen der 
dort teilnehmenden Contadora-Gruppe 
(Mexiko, Venezuela, Kolumbien, Pana­
ma) unterstützen und Mittelamc:rika 
mehr Wirtschaftshilfe bewilügen. 
Doch angesichts der Anerkennung, die 
das Duarte·Regime mittlerweile in West­
europa genießt. scheint sich diese Kon­
ferenz fast nahtlos in die US-Strategie 
einzuordnen. Nicht von ungefahr war im 
Bericht der Ki.ssinger-Kommissiongdor­
den worden, daß Westeuropa mit Wirt­
schaftshilfe seinen Teil zur Stabilisierung 
der Region (mit Ausnahme Nikaraguas) 
beitragen sollte. 
Durch Kohls Besuch vom Juli d.J. in 
Mexiko ist ein weiterer Schritt in diese 
Richtung zuriickgelegt worden. Dank 
wirtschaftlichen Drucks aus Washington 
und finanzieller Versprechungen aus 
Bonn scheint man in ~Iexiko von der 
Unterstützung Nikaraguas abzuriicken 
und Jtattdeuen dem Regime in EI Salva­
dor unter die Anne zu greifen. 
So bleibt abzuwarten . ob bislang anti· 
interventionistische Regierungen wie die 
Griechenlands, Frankreichs oder Spa­
niens den Bonner Wendemanövem auf 
EG-Ehene etwas entgegenzusetzen ha-
ben. Nico Biver 
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Israel 

Ivesa Lübben-Pistofidis 

Knesseth-Wahl 
ohne eindeutigen Sieger 

Im Anschluß an die israelischen Parla­
mentswahlen vom Juli d .]. wurde der 
sozialdemokratische Oppositionsführer 
Shimon PeTtS von Staatspräsident Chcim 
Herzog mit der Regierungsbildung be­
auftragt. Üb Peres eine große Koalition 
mit dem seit 1977 Tegierenden Likud­
Block zustandebringen wird , ist zur 
Stunde offen. Sollte ihm bis Mitte Sep­
tember die Regierungsbildung nicht ge­
lingen, dann wäre der noch amtierende 
konservative Ministerpräsident Yat:d k 
Schamir (Likud) am Zug. 

Die " Weimarisierung Israels" - so be­
schrieben Kommentatoren das amtliche 
Endergebn is der Wahlen zur israc:1ischen 
Knesseth vom 23. J uli 1984. Kein ein­
deutiger Sieger - kein Verlierer. 
Noch I Monat vor den Wahlen wanen 
dem Ma'arach-Bündnis aus der Arbeiter-
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partei (MA PAI) und der kleineren, sich 
selbst a ls "lin kszionistisch" bezeichnen­
den MAPAM ein Erdrutschsieg voraus­
gesagt worden. Man prophezeite ihrem 
Spitzen kandidaten Shimon Peres 55 der 
120 Knessethsitze und dem regierenden 
konselVativen Likud-Block eine verhee­
rende Niederlage . 

Likud glimpflich davongekommen 

Dem Likud-Block wird immerhin d ie 
Verantwortung fLir das Desaster im Liba­
non und rur die das Land seit einigen 
J ahren schüttelnde Wirtschaftskrise, m it 
einer Inflationsrate von 400% und einem 
Abbau des Reallohnes von allein im Ietz­
ten J ahr 15%, zugeschrieben. 
Doch trat keine der beiden Prognosen 
ein. Mit dem Verlust von 7 Parlaments-

sitzen ist der Likud-Block noch einmal 
so glimpflich davongekommen, daß 
Ministerpräsident Schamir gar von einem 
"Sieg" sprach. 
Der Ma'arach büßte 3 Sitze ein, so daß 
Shimon Peres trotz der Tatsache, daß er 
nun als Führer der stärksten Fraktion 
seinen Anspruch auf das Amt des Mini­
sterpräsidenten geltend machen konnte, 
der Dinge nicht ganz froh werden moch-

". 
Dazu gewonnen haben die kleineren Par-
te ien sowohl links vom Ma'arach wie 
auch rechts vom Likud-Block - ein Aus­
druck der weiteren politischen Polarisie­
ru ng der israelischen Gesellschaft. 
Im antizionist ischen Lager war d iesmal 
außer der Chad ash-Front (der Front rur 
Frieden und Gleichheit, in der die Kom­
munistische Rakah-Partei eine maßgeb­
liche Rolle spielt) eine Progressive Frie-



densliste unter Führung der Repräsen­
tanten des Israelischen Rates für Israe­
lisch-Palästinensischen Frieden, des 
Journalisten, Ud Avneri, des Reserve­
generals l\ lani Peled und des palästinen­
sisch-israelischen Rechtsanwalts Mo­
hammad Miari angetreten. 
Die Liste unterscheidet sich von der Cha­
dash-Front weniger durch ihre Program­
matik - besonders was deren Vorstel­
lung über einen gerechten Frieden im 
Nahen Osten und eine Lösung des Palä­
slinaproblcms betrifft, sind die Forde­
rungen identisch und auf beiden Listen 
kandidieren sowohl jüdische Israelis wie 
auch israelische Palästinenser als durch 
ihren Antikommunismus. Daher auch 
beschieden verschiedene Initiatoren der 
Progressiven Liste das Angebot der 
Rakah, der Chadash-Front beizutreten 
oder eine neue, gemeinsame Front zu 
bilden, negativ. 
Trotz der Kandidatur der neuen Liste, 
die es immerhin auf 2 Knesseth-Mandate 
brachte, konnte die Chadash-Front ihre 
4 Parlamentssitze behaupten. Das anti­
zionistische Lager ging also gestärkt aus 
den Knesseth-Wahlen hervor. 

Ermunterter Sied lerterror 

Das gleiche gilt auch rur das linksliberale 
Lager, repräsentiert durch die Schinui­
Partei und die Bürgerre<:htsbewegung 
Ratz., die ihre Stimmen verdoppeln 
konnten. 
Am anderen Ende des politischen Pano­
ramas konnten aber auch rechts­
extremistische Splinergruppen wie die 
chauvinistische Tehija-Partei Stimmen­
gewinne verbuchen. Dies, weil ent· 
täuschte Likud-Wähler nicht in der Ar­
beiterpartei eine Alternative sahen, son­
dern eher mit dem Ruf nach dem starken 
Mann noch weiter nach rechts abdrifte­
ten. 
Mit dem Rabbi Kahane, dem Führer der 
zionistisch-f asch istischen Kach-Bewe­
gung, was soviel wie "so und nicht an­
ders" bedeutet, zog erstmals ein Vertre­
ter der israelischen Terrorszene in die 
Knesse th e in_ 
Er hat schonjetz t angekündigt, das israe­
lische Parlament unter dem Schutz der 
parlamentarischen Immunität in eine 
Bühne des antiarab ischen Rassismus zu 
verwandeln. Kahane, der Sympathien rur 
die Nürnberger Gesetze der Nazis hegt 
und der vor die Wahl zwischen demjüdi­
schen und dem demokratischen Charak­
ter des Staates Israel nicht zögern würde, 
die Demokratie an den Nagc:J zu hän­
gen l , will nicht nur die Westbank ohne 
Palästinenser annektieren, sondern auch 
die in Israel lebenden Palästinenser zur 
Auswanderung zwingen. 
Kahanes Einzug ins Parlament fuhrt 
noch einmal vor Augen, was die ganze 

Ergebnis der Wahlen 1984 

Ma'arach (Bündnis aus Arbei· 
terpartei und "Linkszionini-

1984 1981 

scher"MAPAM) 44 47 
Chadasch-Front (Bündnis unter 
Einschluß der Kommunisten) 4 4 
Progressive Lisle für den frie-
den 2 
Schinui-Partei (linksliberal) , 2 
Bürgerrechtsbewegung Ratz , I 
Jaschad (EzerWeizrnann) , 
Ometz (Ex-Wirtschafuminister 
lIU1witz) I 
Likud-Block 41 48 
Nationalrellgiöse Partei (zentri-
stisch, religiös) 4 6 
Tarni (orientalisch-religiös) I 3 
Schal (sephardisch-orthodox) 4 
Agudal-lsrac1 (ultraorthodox) 2 4 
Morascha (nationalistisch-
orthodox) 2 
Tehija (fanatisch-chauvini-
Slisch) 5 3 
Kach (faschiuisch) I 
Andere 2 

israelische Nation bis vor kunem zu ver­
drängen suchte: Die Existenz eines weit­
verzweigten zionistischen Terroristen­
netzes. 
Nachdem Ende April d.)_ unter sieben 
Bussen eines arabischen Busunterneh­
mers, die Palästinenser, welche zum 
Freitagsgebet nach J erusalc:m gekom­
men waren, wieder in ihre Heimatdörfer 
in der Westbank zurückbringen soll ten, 
Sprengiätze' mit Zeitzündern gefunden 
worden waren, hatte die Polizei über 
zwei Dutzend Siedler aus der Westbank 
und den Colanhöhen verhaftet. Die mei­
sten der Verhafteten sind Mitglieder 
oder Sympathisanten derGush Emunim, 
die seit 1968 durch eigenmächtige Sied­
lungsunternehmcn und Terror gegen die 
Araber in den besetz ten Gebieten die 
palästinensische Westbank in ein jüdi­
sches Judäa und Samaria zu verwandeln 
suchen. 

Den Verhafteten, denen im September 
d.J. der Prozeß gemacht werden soll, 
werden Iloch andere Terrorakte zur Last 
gc:Jegt, so die Anschläge auf drei palästi­
nensische Bürgermeister im Sommer 
1980, der Mord an dem Mitglied der 
Bewegung "Peace Now" (Friedenjetzt), 
Emi! Griinzweig, auf den während einer 
Demonstration gegen den damaligen 
Verteidigungsminister Scharon 1982 
eine Ilandgranate geworfen wurde 2 , ver­
suchte Anschläge auf die islamische AI­
Aqsa-Moschee und den Felsendom auf 
dem Jerusalemer Temc:lbergund anderes 
mehr_ 

Allerdings stellen die jetz taufgeflogenen 
Terrorgruppen, deren Existenz bislang 
von der Regierung wohlweislich ver­
tuscht oder verschwiegen wurde, nur die 
Spitze eines Eisbergs dar. 

Anläßlich der Eröffnung der Ermittlun­
gen gegen die Verhafteten ließ die Gush 
Emunim ein Papier zirkulieren, in dem 
sie darauf hinweist, "daß führende Mili­
tärs Gush-Emunim-Siedler vor und nach 
den Bombenangriffen auf die Bürgermei­
ster in der Westbank in ihren Operatio­
nen unterstützt haben, insofern als ein 
demokratischer Staat solche Aktionen 
nicht selbst durchfUhren kann"_3 

Der Siedlerterror, der in der direkten 
Tradition einer Begin'schen Irgun oder 
der Stern-Gruppe eines Schamit (zioni­
stische Terrorgruppen unter britischer 
Mandalsherrschaft vor 1948; d. Red_) 
steht, hat die Funktion, die palästinen­
sische Bevölkerung durch gezielten Ter­
ror zu vertreiben und damit die Anne­
xion der besetzten Gebiete zu erleich­
tern. Damit liegt er genau auf der politi­
schen Linie der Likud-Regierung. 
Wenn jetzt die Verantwortlichen des 
zionistischen Staates trotzdem die Ver­
haftungen angeordnet haben, dann nicht 
aus prinzipieller Ablehnung der Terror­
methoden, die sie ja selbst in viel größe-
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Zusammenarbeit 
USA-Israel vertieft 

Nachdem beim Besuch des israelischen Mini· 
sterpräsidenten Schamir in den USA Olm 30. 
November 1983 eine strategische Zusam­
menarbeit zwischen heiden Ländern verein­
bart worden war, soU die militärische Zus.am· 
mcnarbeit brad·USA nach Berichten des 
Washingtoner Koncspondenu:n der Jcrusa­
lern Post noch weiler ausgebaut werden. 
Der Joumali$l spricht von einem ~"öllig neu· 
en israelisch-amerikanischen Verteidigungs­
bündnis", Israd sei dabei, in das wellw<:it.: 
US·Militärsyltcm wie etwa Italien oder die 
Türkei intcgrint zu werden. Alle Teilstreit· 
kräfte und Geheimdienste der USA seien 
direkt an dieser Zusammenarbeit beteiligt. 
US-amerikanische und israelische Luftwaf· 
fcnoffiziere hahen demnach geheime Infor­
malionen, vor allem über die i5raelischen Er· 
fahrungen im Libanon, ausgetauscht. 
Die US .... werden in Zukunft \'erstärkt Waf· 
fen in Israel einkaufen und damit sowohl das 
israeli.Khe Außenhandelsdefizit verringern 
als auch die israelische Rüstungsproduktion 
ankurbeln helfen. Zu diesen Waffen gehären 
unbemannte Aufklärungsdrohnen. die sich 
im Libanonkrieg bewährt hatten. 
Außerdem sollen gemeinSllme Rij~tungsgüter 
produ~iert werden, so ein neue. Raketen· 
boot vom Typ "Sa.u ~". Die Reagan·Admi. 
nistralion werde Israel bei der Emwicklung 
eines neuen Kampfflugzeuges mit dem 
Namen "Lavi" umerstützcn, 
Nachdem schon im Rahmen der strategi· 
schen Zusammenarbeit vereinbart worden 
war, daß medizinische Einrichtungen in 
Israel der US·Armec zur Vafügung stehen 
sollten, hat VerteidigungsministH Caspar 
Weinberger größere "SanitätsmanÖ"er mit 
lsrdel" angekündigt. 
Nach Vorstellungen Washingtons sollen die 
militärischen Einrichtungen in Israel soweit 
ausgeb.mt werden, daß die US,Verbände bei 
einem massi\en Einsatz im Nahen und Mitt· 
leren Olten Fderzeit auf die israelische In fra­
nrukturzuriickgreifen könm,n. 
(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
26.~.1984; International Hnald Tribune, 
~~.5. und 2./3.6. 1984) 

rem Ausmaße und viel perfektionierter 
1982 im Libanon vorexerziert haben, 
sondern aus der Befürchtung, daß Hie 
Aktionen der Gush Emunim sich verselb· 
Sländigen könnten und damit rur die 
Regierung nicht mehr im Sinne ihrer ei· 
genen Strategie kontro!lierbar wären. 

Bis jetzt erfreuten sich die .. Pioniere" 
(Schamir) exzellenter ßC'"liehungen zur 
Likud.Regierung. Viele der Verhafteten 
haben hohe Posten in der Armee oder 
der Verwaltung der beSetzten Gebiete. 
Ex~Verteidigungsminister Scharon und 
Ex·Stabschef Eytan ließen die Gush· 
Emunim·Siedler ihre eigenen Bürger· 
wehren aufbauen und es war der dama· 
lige l\ linisterpräsident Begin persönlich , 
der 1980 Untersuchungen über die Hin· 
te rmänner des Anschlags auf die palästi. 
nensischen Bürgermeister verhinderte. 
Deswegen war Abrahim Akhitov, der 
Chef von Shin Bet, dem inneren Geheim· 
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dienst Israels, der schon damals vermute· 
te, daß sowohl Rabbi Kahane wie auch 
Gush Emunim·Mitglieder in den An· 
schlag verwickelt waren, aus Protest von 
seinem PQsten zUriickgetreten. 4 
Da die Arbeiterpartei wohl kaum den 
zionistischen Grondkonsens durchbre· 
ehen wird, auf keinen Fall mit Duldung 
von konsequent antizionistischen 
Kräften zu regieren, andererseits aber 
auch der Likud die erforderliche Mehr· 
heit zur Regierungsbildung kaum oder 
nur knapp zusammenbekommen wird, 
zeichnet sich inzwischen die Bildung 
einer großen Koalition ab. 

Peres - keine echte Alternative 

Diese hat Yitzhak Schamir schon wäh· 
rend des Wahlkampfes in einer Fernseh· 
diskussion gefordert. Auch die MAPA!\.I 
scheint sich mit einer ,.Regierung der 
nationalen Einheit " abzufinden, der sie 
sich bis dahin _ bis hin zu der Drohung, 
die gemeinsame Fraktion mit der Arbei· 
terpartei zu verlassen - widersetzte. Sie 
befürchtet, daß die Spaltung der israeli· 
schen Gesellschaft in zwei Lager und der 
Faschisierungsprozeß auf der Rechten 
sonst noch weiter voranschreiten. 

Das scheint aber eine Illusion, wenn man 
bedenkt wieweit der Likud selber in den 
Sumpf des zionistischen Terrorismus 
verwickelt ist. Und schließlich sind die 
Verschlechterung der Wirlschaftslage, 
das Absinken des Lebensstandards und 
die Verunsicherung der sozialen Perspek. 
live der !\.lasse der Bevölkerung, welche 
wiederum direkte Folgen der hohen 
Kriegs· und Besatzungskosten ist, die 
mittlerweile 76% des Staatshaushaltes 
verschlingen 5, der ideale Nährboden für 

FOfum lhemelisch orientierter Analyse und 
DiskUSSion w Fragen der Dritten Welt 

hripherit soU 
- die Ilberfäl1ige Debatte um das Verhältnis 

der westdeutschen Linken lur Drillen Welt 
neu beleben 

-Solidarität durch Vermiulung von Infor· 
malionen, Materialien und Analysen Ober 
Aillagskämpfe und sOliale Emanzipations· 
bewegungen festigen 

-die Ergebnisse und Schwierigkeiten siegrei· 
cher Befreiungsbewegungen untersuchen 

-die Veränderungsprozesse des Kapitalis· 
mus in der Peripherie aufarbeiten 

-die internationale entwicklungSlheoreti. 
sche Diskussion aufnehmen 

- Texte von Teilnehmern der sozialen Eman· 
zipationsbewegungen in der Dritten Welt 
zuglnglich machen 

faschistische oder religiös. fanatische 
Gruppen. 
Likud·Führer Schamir hat deutlich ge· 
macht, eine Regierung, an der die Likud 
beteiligt wäre, würde nichts daran än· 
dem, daß die israelische Armee in der 
WeSt bank oder im Libanon bliebe.6 

Aber selbst eine Regierung der Arbeiter· 
partei wäre keine wirkliche Alternative. 
Peres hat immer wieder deutlich ge· 
macht, daß er einen palästinensischen 
Staat in der Westbank ablehnt und die 
besetzten Gebiete Stattdessen unter sich 
und J ordaniens König Ilussein aufteilen 
will. Dabei sollte weiterhin die israeli· 
schI' Armee entlang des J ordan statio· 
niert bleiben. 
Auch PereS' Forderung nach dem 
Rückzug der israelischen Truppen aus 
dem Libanon bleibt haJbhenig, wenn er 
zugleich Horchposten im Südlibanon er· 
richten, die Quisling.Armeedes Haddad· 
Nachfolger Antoine Lahad weiter aus· 
bauen und in Nordisrael mobile Einsatz· 
truppen, die in der Lage sind, jedeneit 
im Libanon einzugreifen, bereithalten 
möchte. 7 

Alleiniger Zwec k einer großen Koalition 
wäre eine Harke Regierung unter dem 
Deckmantel des "Nationalen Konsen· 
ses", die eher imStande wäre, den Lohn· 
und Sozialabbau noch weiter voranzu· 
treiben. 
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Palästina 

Endejuni d.J. kam es in Aden zu ein eT Ei nigung im innerpaläst inensischen Dialog. AI 
Fatah, die größte Organisation des paläst inensischen Widerstands, und die vier Links­
organisa tio nen verständigte n sich zum einen darauf, eine "kollegiale Führung" zu 
schaffen. Das bedeutet u.a. , daß der Vorsitzende der Palästinensischen Befreiungs­
organisa tion (P LO) künftig in dn ständiges Sekretariat eingeb unden und von Genera l­
se kre tären assistiert werden soll. Weiter sollen die Linksorganisa lio nen rortan im 
PLO-Exe kutivkomit ee besser repräsentiert und der PLO-Zen tralrat nunm chr vom 
Palästinensischen Nat ionalrat, der höchsten Inst itution der Dachorganisat ion . direkt 
gewählt werde n. Bisl'ang halte ihn das Excku tivkomitu nominiert. 
Die Übereinkunft von Aden spricht sich ferner fü r ei ne Wende in den Beziehulige n der 
PLO mit Syrien, d .h. für eine Aussöhnung, aus. Die Tagung des 17. Pa lästillcnsisc hen 
Natio nalrates, des Exilparlaments, soll - laut Fatah· Verhandlungsrilhrer Abu j ihad ­
bis spätestens Mitte September 1984 in Aigier eröffnet werden. 
Wir steHen mit dem nachstehenden Interview mit Yassir Arafat, dem am tiere nden 
PLO·Vorsitzenden, die Pos ition der Fatah vor. Und wir sc hließe n die GesprächHeihe 
mit Fühmngsmitgliedern dreier palästinensischer Lillksorgan isatio nen, mitj am il Helal 
(De mokratische Front - DFLP), Bassam Abu Sehadf (Volksfront - PFLP) und Salim 
AI.Majdalawi (Kom munist ische Partei - pe l'), in d iesem Heft ab. 

• 

• 

GespräCh mit Vertretern 
der palästinensischen Linken 

Krise und Ausweg 
der PLO (Teil 3) 

Zum Widerstand in den okkupier· 
ten palästinensischen Gebieten 

j . HELA L (DFLP): Der l\lassenkampf 
wird natürlich weitergehen. das ist keine 
Frage. Was die West bank und den Ghaza· 
streifen betrifft, so müssen wir einige 
historische Tauachen berücksichtigen. 
besonders in der Westbank. 
Vor der israelischen Invasion (vom Juni 
1967; d. Red.) war die Unterdrückung in 
der Westbank durch das jordanische 
Regime sehr hart. Die Leute wurden 
nicht m ilitärisch ausgebildet und hatten 
keinen Zugang zu Waffen. Die Leute 
waren nicht darauf vorbereitet, der israe· 
lischen Invasion und Besauung Wider· 
stand entgegenzusetzen. Es dauerte meh· 
rere J ahre bis sich eine Massenbewegung 
mit einem so hohen Niveau. wie wir es 
heute beobachten können, entwickelte. 
Dieser politische Massenkampf soll na· 
türlich weitergehen. Der bewaffnete 
Kampf ist kein Ersatz hierfür, sondern 
politischer Massenkampf und bewaffne­
ter Kampf müssen sich ergänzen. 
Der bewaffnete Kampf wird dabei kaum 
die Form haben , wie im Libanon, wo 
jeder Palästinenser bewaffnet, gut o rga· 
nisiert und gut auf d ie Verteidigung der 
Camps vorbereitet war. Der bewaffnete 
Kampf in den besetzten Gebieten wird 
nicht die Form eines bewaffneten Auf· 
standes gegen die Israelis annehmen ­
dazu gibt es keine Möglichkeiten. 
Wir müssen aus Sicherheitsgründen ande· 
re Formen wählen: kleine bewaffnete 
Untergrundzcllen, die gegen die israeli· 
sehe Besatzung operieren, damit die Is· 
raelis einen hohen Preis flir die Besatzung 
zahlen müssen und um den politischen 
Massenkampfzu stimulieren . 
B.A. SCHAR U-' (PFLP): Angesichts der 
ganzen Hindernisse, die uns in den Weg 
gelegt wurden, war der militärische 
Kampf gegen Israel immer sehr schw ie· 
rig. In J ordanien sind die Grenzen rur uns 
geschlossen, in Syrien ebenfalls, und 
auch im Libanon waren sie praktisc h 
auch vor unserem Abzug geschlossen . 
Trotzdem wurde der Kampf seit 1967 
niemals unterbrochen. Natürlich hätte er 
größere Ausmaße annehmen können, 
wären die Grenzen flir uns geöffnet ge. 
wesen. Aber auch die Tatsache, daß sie 
nun mal geschlossen sind, bedeutete 
nicht, daß wir jemals den bewaffneten 
Widerstand gegen die israelischen Okku· 
panten unterbrochen hätten. Was die Zu· 
kunft betrifft, so haben wir Entschei· 
dungen gefällt, die Operationen auszu· 
weiten. Und wir sind dabei dies umzuset· 
zen. 
In der Westbank und im Ghazastreifen 
leben 1,2 Mio Palästinenser, die die 
Hauptkraft des palästinensischen Wider· 
stands sind . Und es ist ja nun nicht so, 
daß, weil wir nicht von außen eindringen 
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können, innerhalb der beset:zten Gebiete 
kein Widerstand stattfinden würde. Wir 
haben unsere Massen organisiert, wir 
haben unsere Massenorganisationen . 

Sie fUhren den Widerstandskampf auf 
:zwei Ebenen: auf der politischen Ebene, 
wo sie den Massenwiderstand gegen die 
israelischen Besatzer entwickeln und -
in sehr viel kleinerem ~-faßstab - auf der 
militärischen . 

Zum Neuaufbau 
der Nationalen Front 

S. AL·MAJDALAWI (PCP): Der Haupt­
grund dafür, daß wir entgegen wiederhol­
ter Beschlüsse des Palästinensischen 
Nationalrates und PLO-Zentralrates mit 
dem Neuaufbau der Nationalen Front in 
den besetzten Gebieten nicht vorange­
kommen sind, ist die Position der Rech· 
ten innerhalb der PLO, die immer wi.eder 
Barrieren errichtet haben, um diesen 
Neuaufbau zu verhindern. 
Um das zu verstehen, müssen wir uns die 
Kräfteverhältnisse innerhalb der besetz­
ten Gebiete ansehen. Bekanntlich ist das 
gesellschaftliche und polit ische Kräfte­
verhältnis in der Nationalbewegung in­
nerhalb der besetzten Gebiete ganz an­
ders als jenes in der palästinensischen 
Nationalbewegung außerhalb. Innerhalb 
der besetzten Gebiete spielt die palästi­
nensische Linke und besonders die Kom­
munistische Partei eine sehr große RaUe. 
Angesichts dieser Situation haben be­
stimmte Kräfte innerhalb der PLO·Füh­
rung unter dem Vorwand, daß die Natio­
nale Front ein Konkurrent für die PLO 
sei, deren Neuaulbau Hindernisse inden 
Weg gelegt. 
Natürlich widersprechen diese Behaup­
tungen völlig den Realitäten. 

Was uns Kommunisten betrifft, so haben 
wir immer wieder klar gemacht,daß eine 
solche Nationale Front in keinster Weise 
in Konkurren:z :zur PLO treten will. Wir 
haben immerwiedergesagt, daßdie Palä­
stinensische Nationale Front innerhalb 
der besetzten Gebiete einen integralen 
Bestandteil der PLO darstellt. 
Aber wir waren auch gegen die Art und 
Weise, die palästinensische Nat ional­
bewegung im Innern wie eine unreife 
Bewegung zu behandeln, die der Anlei­
tung von außen bedarf, die ein bloßes 
Anhängsel der Bewegung außerhalb ist. 
Wir haben immer wieder klar gemacht , 
daß die Bewegung im Innern eine sehr 
reife Bewegung ist, die sehr wohl aUeine 
in der Lage ist, ihre Kampfformen und 
die adäquaten politischen Losungen zu 
bestimmen. Andererseits haben wir na­
türlich auch sehr enge Beziehungen zur 
PLO außerhalb der besetzten Gebiete. 
J . HELAL (DFLP): Dies ist in der Tat 
einer der Streitpunkte, die wir mit dem 

rechten Flügel innerhalb der PLO, mit 
deren bürgerlicher Führung, haben. Sie 
bestehen darauf, die Nationale Front 
entsprechend ihren Vorstellungen wie­
der auf:zubauen und berücksichtigen 
nicht genügend die Kräfte, die tatsäch· 
lich in der Westbank und im Ghazastrei· 
fen aktiv sind. 
Es ist einer der BeispieWme daftir, daß 
zwar immer wieder Dinge be5Chlossen 
werden, ihre Umsetzung aber durch die 
rechte Führung der PLO aus egoistischen 
und engstirnigen Uberlegungen heraus 
behindert wird. 
B.A. SCHARIF (PFLP): Man kann nicht 
so einfach sagen, daß es ein Hauptgrund 
ist, der bisher den Neuaufbau der Natio­
nalen Front verhindert hätte. Aber der 
wichtigste Grund ist, daß die Führung 
der Fatah, daß Arafat im Moment eine 
politische Linie verfolgt, die von denjeni· 
gen Kräften, die die Nationale Front bil· 
den würden bzw . die in der Lage wären, 
diese zu reaktivieren, nicht akzeptiert 
wird . Das, obgleich sie sicherlich bereit 
wären, das Programm von Algier (vom 
Februar 1983; d. Red.) als politische 
Grundlage der Nationalen Front zu ak­
zeptieren. 

Ein anderer Grund sind die noch vorhan· 
denen Differenzen zwischen uns und der 
Kommunistischen Partei bezüglich des 
bewaffneten Kampfes. Bis jetzt hat die 
PCP die Idee, auch auf der Ebene des 
bewaffneten Kampfes gegen die Besat· 
zung Widerstand zu leisten, verworfen. 
Aber das bedeutet nicht, daß es nicht 
Bemühungen gäbe, die Nationale Front 
wieder aufzubauen bzw. zu reaktivieren. 
Ich denke, wenn es uns gelingt, das 
Hauptprob lem, nämlich die Einigungauf 
eine zukünftige politische Linie der PLO, 
zu lösen, dann steht auch der Reaktivie­
rung der Nationalen Front nichts mehr 
im Weg. Schluß 
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Interview mit Yassir Arafat 

Die" PLO schöpft 
neuen Atem 

FRAGE: Könnten Sie uns die weitere 
Entwicklung der palästinensisehen Frage 
nach Ihrem Abzug aus Tripoli schil­
dern? 
Y. ARAFAT: Lassen Sie mich Ihnc:nzu­
allerent deutlich sagen, daß zwar die Be­
lagerung von Beirut das Werk der Israelis 
war, die von Tripoli aber das Werk der 
Israelis und der Araber zusammen. Wir 
befanden uns in einer Art Schraubstock 
zwischen den Bombenangriffen und 
überfallen der israelischen Marine und 
Luftwaffe einerseits und dem unbe­
schreiblichen arabischen Artilleriefeuer 
von den Hügeln und der Ebene um uns 
herum auf unsere Brüder und die zivile 
Stadtbevölkerung andererseits. 

Die Demaskierungvon Tripoli 

Zurecht wurden die Vorgänge von Tri­
poli als die Verwirklichung der Zide von 
General Scharon bezeichnet. Er dachte, 
daß das, was er in Beirut angefangen 
hatte, in Tripoli zu Ende geftihrt werden 
sollte. 
FRAGE: Aber wenn Sie das wußten, 
warum sind Sie dann nach Tripoli gegan· 
gen? 
Y. ARAF AT: Es ist wahr, daß verschie­
dene Palästinenser und Freundebestünt 
waren über meine Abreise nach Tripoli. 
Aber es schien mir unerläßlich, dorthin 
zu gehen, denn es war mir wichtig, der 

arabischen und internationalen Öffent­
lichkeit das wahre Ausmaß unseres 
Kampfes zu demonstrieren. 
Ich wollte die Statisten ins Rampenlicht 
ziehen. Damit meine ich diejenigen, die 
als "Fraktionisten" der Fatah oder "Re­
bellen" der PLO (Gruppe um Abu 
Moussa und Abu Saleh, siehe: AlB 
1/1984; d. Red.) bezeichnet worden 
sind. 
So ist es mir gelungen, die wirklichen 
israelischen und arabischen Akteure zu 
zwingen , ihre Masken fallenzulassen und 
mir an Ort und Stelle direkt entgegenzu­
treten. Das war um so wichtiger, als mir 
daran lag, die Einigkeit unseres Volkes 
zu wahren und unseren Freunden und 
Verbündeten zu zeigen, von wo die Ver­
schwörung kam, und wer ihre wahren 
Urheber waren. ( ... ) 

übrigens wurde unser sagenhafter Wider­
stand in Tripoli von riesigen Kundgebun­
gen in den besetzten Gebieten, in den 
Palästinenserlagern von Beirut, Damas­
kus und anderswo begleitet. Sie bewie­
sen, daß wir im Recht waren. Wir hatten 
die wirklichen Komplotteure demas­
kiert. 
Im Grunde hatte das Grüppchen von 
"Fraktionisten" und "Rebellen" unter 
den Palästinensern keinerlei Rückhalt, 
absolut keinen. 
FRAGE: Im Klartext, sind Sie der Mei­
nung, daß der Plan gescheitert ist, den 
Widerstand abzuwürgen? 

Y. ARAFAT: Bestimmt. Nicht nur wa­
ren die von den arabischen Helfershel­
fern ferngesteuerten, finanzierten und 
mit Waffen unterstützten Spaltungsver­
suche umsonst, sondern der ganze sorg· 
sam eingefädelte Plan ist gescheitert. 
Wer redet heute noch von diesen 
Grilppchen, die zu den Waffen griffen, 
um ihre Landsleute zu töten? 18 Mona· 
te nach Beirut kann ich behaupten, daß 
es der PLO gelungen ist, wieder zu Atem 
zu kommen und wieder aufzustehen. 
Sicher haben wir zahlreiche militärische 
Rückschläge erlebt. Wir haben die wich­
tige Basis verloren, die die libanesische 
Hauptstadt ftir unsere Bewegung 
war. ( ... ) 
FRAGE: Glauben Sie, daß das palästi· 
nensische Volk trotz der mächtigen Pro­
paganda, der es seit fast 2 Jahren ausge­
setzt ist, der PLO noch ganz treu ist? Ist 
es enttäuscht und verbittert? Was mhlt 
es, nach Ihrer Meinung? 
Y. ARAFAT: Nie war das palästin~l\si­
sehe Volk mit der PLO und ~hrer Füh­
TUng solidarischer als heute. In den be­
setzten Gebieten hat eine erste Umfrage 
gezeig t, daß 90% dts Volkes die PLO 
unterstützten. In der zweiten waren es 
95,5% - diese Tatsache hat die israeli­
sche Presse zugegeben. 
Aber wir kommen noch mehr voran: 
Kaum I Monat nach unserem Abzugaus 
Tripoli hat mich der Islamische Kongreß 
zum ständigen Vizepräsidentengewählt. 
D.h. die militärischen Schläge, die wir in 
Beirut, in der Bekaa-Ebene, in Baalbek 
und Tripoli hinnehmen mußten, haben 
unsere Repräsentativität und Legitimität 
in den Augen der islamischen, der arabi· 
sehen oder der internationalen Gemein, 
schaft nicht geschmälert. ( ... ) 

Die PLü bleibt repräsentativ 

FRAGE: Nach Aden ist die zweite Run­
de des innerpalästinensischen Dialogs 
(Fatah - PFLP - DFLP - PCP) in Algier 
abgehalten worden, dann wieder in Aden 
und zuletzt in Algier. Wie steht es mit 
diesem Dialogjetzt? 
Y. ARAt'AT: Der innerpalästinensiche 
Dialog ist auf Schwierigkeiten gestoßen, 
und zwar wegen arabischer Einmi­
schung. 
Diejenigen, die mit ihren Versuchen ge· 
scheitert sind, uns mit militärischen Mit· 
tein und mittels der Unterstützung der 
Fraktionisten zu vernichten, wenden 
jetzt eine andere Methode an: die Aner­
kennung der palästinensischen Souve· 
ränität zu verhindern, indem sie die 
nächste Sitzung des Palästinensischen 
Nationalra tS zu sabotieren suchen. 
Aber unsere algerischen, südjemeniti­
schen und sowjetischen Freunde haben 
allerlei Anstrengungen unternommen, 
um eine Annäherung zwischen uns und 
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den Syrern herbeizuftihren. Und unsere 
syrischen und südjemenitischen Freunde 
haben selbst als Vermittler gedient. um 
ein Abkommen mit den palästinensi­

sehen Kameraden zuwege zu bringen, die 
sich in Aden, dann in Algier und zuletzt 
wieder in Aden mit uns trafen. 
Die Ergebnisse von Algier halte ich für 
zufriedenSlellend, und wir hoffen. daß es 
am Ende zu einer endgültigen Einigung 
kommt, damit der Palästinensische Na­

tionalrat wie vorgesehen in Algier zusam­
mentreten kann. 

Den bewaffneten Kampf 
nicht abgeschriebe n 

F R AGE: Nach Beirut, nach Tripoli und 
der Verstreuung der palästinensischen 

Kämpfer über neun arabische Länder be· 
haupten gewisse Kommentatoren, Sie 

hätten in Ihrem Befreiungskampf den 
bewaffneten Kampf aufgegeben. Ist das 
wahr? 
Y. A R AFAT : Zunächst möchte ich Sie 
daran erinnern, daß die PLO die arabi­
schen Länder nicht als ihre militärischen 
Operationsbasen gegen den Besatzer 
benützt. Und beim arabischen Gipfel 
1979 in Tunis habe ich michaufVerlan· 
gen der libanesischen Regierung ver­
pnichtet, daß wir das libanesische Terri­
torium nicht mehr zu diesem Zweck be­
nutzen. 
Wohlgemerkt, als die israelischen Trup­

pen im J uni 1982 in den Libanon ein­
marschierten, mußten wir uns verteidi­
gen. Wissen Sie, daß wir nach der 
Schlacht um Beirut und den Südlibanon 
die allerkühnsten militärischen Wider· 
standsaklionen gegen die israelischen Be­
satzer unternommen haben,unddaßwir 
Begin damit zum Rücktritt gezwungen 
haben? 
Sie haben die israelische Militärbande in 
eine totale politische, militärische und 
wirtschaftliche Sackgasse getrieben: Die 
zionistischen Führer sind gezwungen 
worden, den Termin der Parlamentswah­
len vorzuverlegen. ( ... ) 
So ist also unser b ewaffneter Kampf 
nicht abgebrochen worden und wird 
nicht abgebrochen werden, dessen 
können Sie sicher sein. ( ... ) 

F R AGE: Wie sehen Sie die Entwicklung 
der Lage im Nahen Osten, am Golf und 

anderswo? 
Y. ARA FAT : Die noc h nicht überzeugt 
davon waren, sollten jetzt zur Kenntnis 
nehmen, daß die palästinensische Re\'o· 
ludon sich im Zentrum der Konflikte des 
Nahen Ostens befindet. Wer kann 18 
Monate nach unserem Abzug aus Beirut 

noch behaupten, die Probleme des Na· 
hen Ostens könnten ohne das palästinen· 
sische Volk und ohne die PLO geregelt 

werden? ( ... ) 
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Ergebnisse des innerpalästinensischen Dialogs 

Die Aden-Vereinbarung 
Am 13. Juli 1984 einigten sich die wichtig~tcn Mitgliedsorganisationen der Palästinemi!IChcn 
Befreiungsorganisa tion (PLO) auf nachstehende Erklärung. Sie wurde in Aden untel"l.eichnet 
\'on AI-Fa tah und ihren Vuhandlungspartnem im innerpaläninensi!IChcn Dialog. den vier 
Link50rganisationen Demokratische Front, Volksfront , Hefrdungsfront und Kommuninische 
Parte i. Da" Dokument, du in mehreren Verhandlungsrunrlen in Aden b-tw. Algicr ,'Om April bis 
Ju li 1984 erarbei tet wurde. ist ab Plattfonn auch für die tx:vontehcnde Nationalrautagung in 
AJgier anzu5Chen. 

( ... ) Die5C Vereinbarung ist von großer Bedeutung und enthält zahlreiche Punkte, zu deren 
wichtigsten die folgenden gehören: 
I. Oie Bekräftigung der Einheit der PLO, der einzig legitimen Vertretung des palästinensischen 
Volkes, die Zurückweisung aller Spaltungen in ihren Reihen. die Sorge um die Errungen­
schaften, Erfolge und die sichere Fort5Ctzung ihru Marsches und ihrer nationalen Ausrichtung, 
ih(Cr Unabhängigkeit und ihres nationalen Programms. die die Ziele und Interessen unseres 
Volkes innerhalb und außerhalb der besetzten Heimat zum Ausdruck bringen. 
2. Die Vereinbarung, die wir heute erklären, schließt die Betonung der Notwendigkeit ein, alle 
Irrtümer der Vergangenheit zu überwinden und sie politisch und organisatorisch zu korrigieren. 
Die Verpflichtung auf die Resolutionen des Palästinensischen Nationalrats, insbesondere jene 
der 16. Sitzung in Algier (vom Februar 1983; d. Red.), sowie die Entwicklung dieser Resolu­
tionen in Obereinnimmung mit den Umnänden und Erforderninen des palästinensischen 
Kampfes. 
3. Die Vereinbarung bekräftigt die Tatsache, daß die PLO ab Vorkämpfer und militanter 
Rahmen den Weg für die Fortsetzung des Kampfel in all seinen Fonnen bestimmt. einschließ· 
Ech des bewaffneten Kampfes zur Befreiung des palästinensischen Heimatlandes und der 
Bewahrung der unveräußerlichen nationalen Rechte unseres Volkes, einschließlich des Rechts 
auf Rückkehr, Selbstbestimmung und die Errichtung des unabhängigen palästinensischen 
Staates in der nationalen Heimat: 
4. Die Vereinbanmg bekr.iftigt die Haltung der PLO in der Ablehnung der imperialistischen 
Lömn~n. die die nationalen Rechte unseres Volkes vereinnahmen und darauf abzielen, die 
Identität unseres Volkes zu zerstören: Camp David, der Reagan·Plan (vom September 1982;d. 
Red.), der Selbstverwaltungsplan, der Plan der zionistischen Arbeiterpartei u.a. 
5. Die Vereinbarung enthält die Hekräftigungder Ruolutionen des Palästinensischen National· 
rats, sei eszum Besuch in Kairo oder den "erschiedenen Beziehungen zu arabischen Staaten. Die 
Vereinbarung beSllgt auch, daß die diesbezüglichen Handlungen und Beurteilungen im Rahmen 
der legitimen In$litutionen der PLO vorgenommen werden. 
6. Die Vereinbarung J~gt größte Aufmerksamkeit auf die Lage unseres Volkes in der besetzten 
Heimat und di~ Notwendigkeit, seine Einheit im Rahmen einer nationalen Front zu stärken, um 
dadurch seinen Kampf in Konfrontation mit den feindlichen zionistischen Plänen, deren Ziel 
die Judaisierung, der Raub unseres Landes und die AusJöschung der nationalen Identität 
unseres Volkes iSI. voranzubringen. 
7. Die Vereinbarung unterstreicht die Notwendigkeit flirdie PLO, ihre Rolle bei der Bewahrung 
der Rechte und lebenswichtigen Interessen unseres Volkes, wo immer es lebt, wahnunehmen. 
Die Vereinbarung betrachtet die nationale Einheit überall da, wo eine palästinensische Ge-



Wir sagen und wiederholen, daß der ein­
zige Weg zu einer Lösung derpalästinen­
sisehen Frage über die Verwirklichung 
aller - ich sage bewußt aller - UNO­
Beschlüsse und die Einberufung einer 
internationalen Konferenz unter 
Schirmherrschaft der Weltorganisl. tion 
fUhrt. an der alle belroffenen Parteien 
und die runf ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrats beteiligt sind. 

[n diesem Zusammenhang hebe ich her­
vor, daß sich die chinesischen Führer, die 
in der palästinensischen Sache immer 
besonders gut beraten waren, rur diese 
Konferenz ausgesprochen haben. Eben­
so König Ilussein. in einer Erklärung,die 
er in London abgegeben hat. Der syri­
sche Präsidenl Hafez el-Assad hat dem 
rumänischen Staatschef Ceau~escu eben­
falls gesagt, daß er ftir diese Lösung sei, 
ein Standpunkt, den er im übrigen über 
eine amerikanisehe Femsehkette wieder­
holte. 

Wa.'! den Libanon angeht, sind sich seine 
Führer einig in der Unterstützung dieses 

Plans. Das heißt, daß sich zum ersten Mal 
in der Geschichte die direkt beteiligten 
arabischen Parteien in der Region einig 
sind über die l-:inberufung dieser Konfe­
renz, nicht zu reden von der UdSSR, 
China und einer großen Zahl europäi­
scher Länder. 
Ich schätze, daß das eine sehr positive 
Entwicklung der Lage ist, und daß wir 
auf politischem Feld einen wichtigen 
Schritt auf dem richtigen Weg zur Rege­
lung dieses Drama.'! hinter uns gebracht 
haben. ( ... ) 

FRAGE: Denken Sie im Ernst, daß 
Ägypten bald auf die arabische Bühne 
wiederkehren wird? Und wenn ja, 
wann? Was sind Ihre Ansichten in dieser 
Sache? 
Y. ARAFAT: Zunächst ist Mubarak 
(Ägyptens Präsident seit der Ermordung 
Sadats 1981; d. Red.) nicht Sadat. und 
auch wenn er gegenwärtig durch einen 
internationalen Vertrag (Camp David, 
von 1978; d. Red.) verpflichtet ist, hat er 
wiChtige Maßnahmen ergriffen, um sich 

meinde existiert, als die wahre Garantie zur Verteidigung dieser Rechte und Interessen. 
8. Die Vereinbarung enthält auf organisatorischer Ebene eine Anzahl von Grundsätzen und 
organi,atorischen Regelungen, die die kollektive Führung unteTlitreichen. Sie garantiert die 
Entwicklung der Statuten der PLO, ihre legalen Institutionen und Körpers<:haflen. Sie beu'ach­
tet die PLO als eine vereinte nationale Front aller Kräfte und aller Söhne unseres kämpferischen 
Volkes zur Wiedererlangung seiner unveräußerlichen nationalen Rec.hte. 
Die Vereinbarung unterstreicht auch die Bedeutung der Kon~o\ldierung der Einheit der Organi­
sation und der Volksorganisation auf der Grundlage ihre~ internen Status. 
Die Vereinbamng enthält die Ausweitung der Befugni,se der legidativen Körperschaften, 
einschließlich des Zentr.olrau, um die Bewahrung und Einhaltung der Resolutionen des Natio­
nalrats sowie die uneingreschränkte Verpflichtungau! diese Resolutionen zu gewährleisten. 
9. Die Vereinbarung bekräftigt die Sorge um die Notwendigkeit. das größtmögliche arabische 
Potential und die Einheit des arJbischen Kampfes an der Seite unseres Volkes und seiner 
gere<:hten Sache gegen die zionistischen Pläne und amerikanischen Initiativen. die den Rechten 
unseres Volkes und seinen nationalen Bestrebungen feindlich gegenüberstehen. zusammenzu· 
ziehen. 
In diesem Zusammenhangbetont die Vereinbarungdie Bedeutungder syri~eh-palästinensischen 
Beziehungen bei der Konfrontation mit den Gefahren. die sich gegen die arabische Nation 
richten. 
Die Vereinbarung fordert und drängt die Palästinensische Revolution, den vereinten palästi­
nensisch-nationallibanesischen Kampf um die Stärkung der Einheit der bedeutendsten Kon· 
frontalionskriifte in Betn.cht zu ziehen, die die größte Last bei der Verteidigung unserer 
nationalen und regionalen Rechte gegen die zioninisch·imperialistisehe Aggression tragen. 
10. Die Vereinbarung mft alle Fraktionen. Persönlichkeiten und nationalen palästinensischen 
Kräfte auf. einen umfassenden nationalen Dialog im Rahmen der PLO und ihrer legalen 
Institutionen zu etablieren, um die Chrakterisitika der kommenden Phase zu definieren. 
Die Parteien des palästinensischen Dialogs von Algierund Aden werden diese Vereinbarung der 
Institution des umfassenden palästinensisehen Dialogs vorlegen. Sie begrüßen alle Ideen und 
Vorschläge, die die Beteiligten mit dem Ziel einer endgültigen Obereinkunft einbringen. Die 
Vereinbarung ruft die Institution des umfassenden palästinensilichen Dialogs auf. sofort die 
Arbeit aufzunehmen, die entsprechend den Vorschlägen Mittejuli beginnen sollte. 
11. Die 30m palästinensischen Dialog beteiligten Parteien sehen die Notwendigkeit, den Palästi­
nensischen Nationalrat innerhalb eines Zeitraumes einzuberufen, der den 1:'. September nicht 
überschreitet. Sie sehen ebenso die Notwendigkeit, die Beratungen fortzuführen, um das 
endw.;ltige Datum f'Ur die Einberufung des Nationalrat$ festzulegen und es der Institution des 
umfassenden palästinensischen Dialogs, dem das ExekutiYkomitee, das Prä~idium des National· 
raU und der Generalsekretäre der Organisationen angehören, :tu ermöglichen, das endw.;ltige 
Datum auf der nächsten planmäßigen Sitzung festzulegen und bekanntzugeben. ( ... ) 
Diese Vereinbarung, die Vereinbarung der nationalen Einheit und des Festhaltens unseres 
Volkes in seiner Gesamtheit an seinen Zielen und Vorstellungen. die Vereinbarung der Soli­
darität unserer Brüder und Freunde auf der arabischen und internationalen Ebene, stellt einen 
bedeutenden Schritt vorwärts dar auf dem Weg zur Bewahrung und Festigung der Errungen· 
schaften der PLO, die verwirklicht wurden dank der Opfer von Zehntausenden von Gefallenen 
und Gefangenen, von verwundeten und ''Crtriebenen Personen. 
Wir geloben unserem Volk, unserer Nation und unseren Freunden überall auf der Welt, daß wir 
die nationale palästinensische Einheit im Rahmen der PLO mit aJl unserer Kraft schützen und 
den Weg yerfolgen werden, in de5SCn Richtung unser palästinensisches Gewehr zeigt: die 
Konfrontation mit dem israelischen Feind. dem Hauptfeind unseres Vo1ku und unserer Nation. 
(Quelle: Palästina Bulletin. Bonn. Nr. 29/20.7_ 1984.S. 1-4) 

davon frei zu machen. 
Aber damit er dabei Erfolg hat, ist es 
nölig. gemeinsam zu handeln. Es geht 
nicht. um eine palästinensisehe, ägyp­
tische oder arabische Anstrengung, son­
dern um eine Anstrengung, die gemein­
sam unternommen werden muß. Seien 
wir ein wenig realistisch. ~lan darf nicht 
denken. daß der jetzige Präsident die 
Verträge von Camp David ganz einfach 
zerreißen kann, oder daß e r das auslö· 
sehen kann, was ich die Politik von Camp 
David nenne. 
Hat er nicht dennoch eine gewisse An­
zahl von Maßnahmen in diesem ge­
wünschten Sinn ergriffen? Hat er uns 
nicht geholfen, aus Tripoli herauszu­
kommen? Hat er n icht die diplomati­
schen Beziehungen zu Kostarika und EI 
Salvador abgebrochen? Hat er nicht das 
ägyp tische Konsulat in Elat geschlos­
sen? Hat er nicht gedroht, die Beziehun­
gen zu jedem Land abzubrechen, das 
seine Botschaft nach Jerusalem verlegen 
sollte, einschließlich der Vereinigten 
Staaten? 
Hat er sich nicht vom gleichen Ort aus, 
wo die Verträge von Camp David unter­
zeichnet worden waren. an Präsident 
Reagan gewandt. um vom paläslinen­
sischen Volk, seinem Recht auf Selbst­
bestimmung, von der PLO und ihrer 
Führung zu sprechen? 
Im übrigen - und das ist ein Element,das 
nicht stillschweigend überg-.lngen werden 
sollte - ist Camp David ein entscheiden­
der Punkt im ägyptischen Parlaments­
wahlkampf gewesen. Zahlreich waren 
die Kandidaten, die seine Annullierung 
verlangten. 

Einen arabischen 
Aktionsplan ansteuern 

Ich sage und wiederhole, daß die Ände­
rungen, die wir wünschen, nicht allein 
von den Ägyptern kommen können. Es 
käme darauf an, daß es einen ägyptisch­
paläsi inensisch-arabischen Aktionsplan 
gibt , um die Ereignisse voranzutreiben. 
F RAGE: Gewisse arabische Regimes kla­
gen Sie an, daß Sie direkte oder indirekte 
Kontakte mit Ägyp ten unterhalten , 
während wir alle wissen, daß diese Regie­
rungen ebenfalls mit den Ägyptern Ge­
spräche geruhrt haben , in der Schweiz, in 
Italien. in Kenia, in Frankreich ... 
Y: ARAF AT; Aber auch, das kann ich 
Ihnen versichern, in Kairo und Damas­
kus. Der Unterschied zwischen ihnen 
und uns ist der , daß sie die Heimlichkeit 
vorziehen, während wir bei offenem 
Tageslicht arbeiten. 
Meine Meinung hat sich seit langem nicht 
ge'.inden: Wenn sich Ägypten einen Zen­
timeter von Camp David entfernt, soll­
ten wir uns ihm einen Meter nähern. Wie 
kann man aus dem Blick verlieren, was 
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linke zeit~~ 

i\t>.._ 
isl die Zeitung der Demokratischen 
Soäalisren * bringt zweimal im 
Monat Nachrichten, Hintergrund­
berichte, Disk ussionsbeiträge zu 
aktuellen Themen * Engagiert 
sich, jür Frieden und A briislung, 
j ür Arbeilszeifverkiirzung, jür 
mehr soziale Dienstleis/ungen und 
demokratische Rechte, j ür Gleich­
stellung der Frauen * un terstützt 
den Aufbau einer breiten linken 
A lternative * hilft aktiv bei der 
Schaffung einer neuen Partei: 
links, wo das Herz schltigt ... und 
k luge K6pfe nicht fehlen 

linke zeitung 
Deine Zeitung: Jetz t abonnieren! 

o Ich bitte um Zustellung eirles Probe· 
exemplars der II. 

a Ich aoonnlefe die Iz. die Zeitung der Oe· 
mokratischen Sozialisten. Das AbOnoe· 
mant gilt IOr mindestens drei Monate 
und verlangert sieh um den gleichen Zei· 
traum. falls es nicht 4 Wochen ~or Ablauf 
schrif t lich gekOndigt wird. 

o 3 Monate (6 Ausgaben) DM 25,50 
o 6 Monate (12 Ausgaben) DM 51.00 
o 12 Monate (24 Ausgaben) DM 102,00 

Vorname/Zuname 

StraBe/Hausnummer 

PostleitzahllWohnortlZustellpostamt 

Lieferung ab 

Datum/Unterschrift 

Bille aUSSchneiden und einsenden an: 
DemOkratische SOzialisten 
Hohe StraBe 2B 
6050 Qllenb.ch 

linke zeitung 

Ägypten in der Sache darstellt, die wir 
verteidigen? Die Zivilisation, die Ge­
schichte, d ie Geographie, die Militär­
macht, die politische Macht, die kultu­
relle Macht ... 

FRAGE: Wie steht es mit den palästinen­
sisch-syrischen Beziehungen? Sind Sie 
nicht beunruhigt, daß Damaskus das 
Memorandum abgelehnt hat, daß Sie 
über die Bedingungen einer Normalisie­
rung unterbreitet hatten? 
Y. ARAFAT : Zunächst handelt es sich 
keineswegs um eine palästinensische 
Note, sondern um einen Plan, der von 
den Sowjets auf der Basis von Gespr'J.­
ehen zwischen den Syrern und uns aus­
gearbeitet worden ist. 

Den algerischen, südjemenitischen und 
sowjetischen Anstrengungen war es zu 
danken, daß wir uns haben einigen 
können auf ein Abkommen, gegründet 
auf Nichteinmischung in unsere inneren 
Angelegenheiten und unsere Entschei­
dungsfreiheit. Ein Mitglied des sowjeti­
schen Politbüros, Alijew, hat uns deswe­
gen besucht. 

Mit den Syrern klarkommen 

Wir haben uns auf eine Anzahl von Punk· 
ten geeinigt, d ie der algerische Präsident 
Chadli Bendjedid in ihrer endgültigen 
Form in Damaskus zu unterbreiten die 
Güte hatte. Aber der Umstand, daß sie 
von Syrien abgelehnt worden sind, be­
deu tet nicht, d aß die unternommenen 
Anstrengungen keine pOSitiven Wirkun­
gen haben werden. Im übrigen zeigen die 
unterschiedlichen Reaktionen, die im 
Augenblick in diesem Land stattfinden, 
daß wir uns auf dem richtigen Weg befin­
den. ( ... ) 
Mit anderen Worten, welche Leiden uns 
auch von unseren Briidern (den Syrern) 
zugefügt worden sind, unser Hauptin­
teresse bleibt dasselbe. Wir sind dazu ver· 
urteilt, zusammenzuleben und zusam­
menzuarbeiten ... 
FRAGE: Eine grundSätzliche Frage ist 
von manchen arabischen und ausländi­
schen Kommentatoren gestdlt worden: 
Werden Sie den Fraktionisten und den 
Rebellen erlauben, an der nächsten Sit­
zung des Palästinensischen Nationalrats 
(PNC) in Algier teilzunehmen? 
Y. ARAFAT: Diese Leute sind j agdhun­
de. Also gibt es keinen Platz fUr diejagd­
hunde auf der palästinensischen Bühne. 
Aber das ist meine persönliche Meinung, 
und es ist Sache des PNC, zu entschei­
den, ob er ihre Teilnahme zulassen oder 
ablehnen will. Ich werde ihn auffordern, 
seine eigenen Beschlüsse in dieser Ma­
terie anzuwenden, denn wir wollen, daß 
zwischen uns weiter demokratische 
Spielregeln herrschen. 
FRAGE: Wie steht es um den innerpalä-

stinensischen Dialog, speziell zwischen 
der Fatah, der PFLP, der DFLP und der 
PCP? 
Y. ARAFAT : Vergessen Sie nicht die 
Arabische Befreiungsfront (AL F, proira­
kiseh; d. Red.) und die Befreiungsfront 
von Palästina (PLF), die nicht die Waffen 
gegen uns ergriffen haben. Mehr noch: 
Manche ihrer Kämpfer haben auf unserer 
Seite gekämpft. 
Was die DFLP und die PFLP angeht, so 
wissen Sie, daß sie die Beschlüsse über die 
Unabhängigkeit der palästinensischen 
Entscheidungen unterstützt haben. Ich 
möchte hinzufUgen, daß die letzten Tref­
fen in Algier posi tiv und sehr ermutigend 
waren, und ich bin optimistisch in bezug 
auf die künftigen - das in Aden, das das 
letzte in Algiervorbereiten soll. ( . .. ) 
FRAGE: Glauben Sie, daß es eine Ände­
rung der amerikanischen Politik geben 
wird, falls die demokratische Partei im 
November die Präsidenten wahl ge· 
winnt? 
Y. AR AF AT: Ob die Demokraten oder 
die Republikaner gewinnen, ich mache 
mir keinerlei Hoffnungen über die ameri­
kanisehe Haltung. 
FRAG E: Und die israelischen Parla­
mentswahlen? 
Y. ARAFAT: Auch nicht. Ich sehe kei­
nen grundSätzlichen Unterschied zwi­
schen der Arbeiterpartei und dem 
Likud. ( ... ) 

MitJordanien weitc rreden 

FRAGE: Hie und da sind Stimmen laut 
geworden, die Besorgnis ausdrücken über 
ihre Gespräche mit König Hussein von 
jordanien ... 
Y. ARAFAT: Beunruhigung? Warum? 
F RAGE: Ihre Gegner fürchten, daß es 
sich um eine Wende hin zu einer prowest­
lichen Politik handeln könnte ... 
Y. ARAFAT: Aber wie kan n man sich 
über meine Gespräche mit König Hussein 
beunruhigen? Ich bin der Vorsitzende 
der PLO und handle in Einklang mit den 
Beschlüssen der letzten PNC-Sitzung in 
Algier. Nicht mehr und nicht weniger. 
Wir haben ein politisches I' rogramm, das 
sich auf die Notwendigkeit gründel, un­
sere künftigen Beziehungen mit j orda­
nien auf Konföderationsbasis einzurich­
ten. 
FRAGE: Mit anderen Worten, nach der 
Unab hängigkeit Palästinas? 
Y. ARAFAT: leh habe bewußt gesagt, 
auf Konföderationsbasis, nicht auf der 
Basis eines Bundesstaates oder !::iner 
Union. 
Der Begriff "konföderativ" hat im inter­
nationalen Recht einen präzisen juristi­
schen Sinn, der nichts im Ungewissen 
lassen kann. ( ... ) 
(Qudk: Afrique Asie, Paris. Nr. 
324/18_6.1984 und Nr. 325/ 2.7.191:14) 



Nima Mina Wende im Golfkrieg ? 
"Diejenigen, die bis zum Tigris vorstie­
ßen, mußten in ihrem eigenen Blut ba­
den. Tag und Nacht regnete es Feuer 
über die vereinzelten iranischen Kampf­
gruppen. Die Bassidj-MHizen, unter 
ihnen zc:hnjährigc: Jungen. wurden aus 
der Luft und in Landgefc:chten regel­
recht ffia.'lsakric:rt. Nur wenige von ihnen 
wurden gdangc:ngenommc:n. Auf den 
Madjnun-Inseln konnten viele nicht 
schwimmen und ertranken reihenweise 
in den Wasserwegen und Sümpfen. Die 
ü berlebenden hatten den Kontakt mit 
anderen Truppenverbänden verloren 
und mußten 2..B. ohne: einen ordent­
lichen Feldkompaß ihre Orientierung 
finden. Die meisten verirrten sich in der 
Wüstenlandschaft, verdursteten oder 
wurden von ~Skorpionc:n zu T ode ge­
stochen." 

Mit diesen Worten beschrieb ein irani­
scher Armeeangehöriger manche Sze· 
nen. die sich während der im Februar 
d.]. gestarteten und gescheiterten Opera· 
tion der iranischen Streitkräfte in den 
Sümpfen von HouT·ol-Howeise abspiel­
ten (siehe AlB 4/ 1984, S. 4ff.). Die Nie­
derlage der vorausgegangenen Operatio­
nen ,.Ramadan" und "Wal Fadjr 4" 
(~Iorgendämmerung) hatte die iranische 
Militärmhrung zur Revision ihrer bisheri­
gen Taktik der konzentrierten Konfron­
tation mit den irakisehen Streitkräften 
gezwungen. 

Die Operation "Wal Fadjr 5" wurde am 
15. J-' ebruar d.]. etwa zwischen Dehloran 
und Mehran und der irakisehen Grem~­
stadt Ali Gharbi eröffnet. Kur.l daral'f 
wurde etwas südlicher im Gebiet von 
Tschazabeh. nahe der irakischen Grenz­
stadt ~I alafieh die Operation "Wal 
Fadjr 6" angefangen. 
Beide Operationen waren Ablenkungs­
manöver. Dadurch sollten die irakisehen 
Verteidigungskräfte entlang der Front­
linie ause1nandergezerrt und insbeson-

dere im Mitteiabschnitl d~r Front (also 
etwas südlicher) eine Lücke geschaffen 
werden. Dort wurde Ende Februarl 
Anfang ~1äl""".l d.J. die Operation " Khei­
bar" eingeleitet. 
Die ursprüngliche Absicht der Iraner war 
es, auf einer nördl ichen Achse auf das 
Sumpfgebiet von 1I0ur-ol-lIoweise vor­
zustoßen, die irakisehen Madjnun·lnseln 
zu besetzen, dann auf das Festland über­
zusetzen und eine Kurve nach Süden zu 
machen. 
Auf der südlichen Achse sollte bei der 
Grenzstation Zeyd-Hosseinieh ein zwei· 
ter Strang der Operation auf dem Fest­
land gezogen werden. Diese südliche 
Achse war fur schnelle logistische Trans­
porte vorgesehen. Die Truppeneinheiten 
sollten von Zeyd-Hosse inieh nach einem 
Blitzangriff eine Kurve nach Norden 
machen und mit den Einhtiten von der 
nördlichen Achse zusammentreffen. 

Danach sollte alle Kraft rur die Beset­
zung von AI·Amara, AI Gharane, der 
strategischen Verbindungsstraße AI 
Amara-Basra-Bagdad und schließlich rur 
die Blockade von Basra von Norden her 
eingesetzt werden. 

Scheitern der iranischen Offensiven 

Die iranische Militärführung, vor allem 
die Kommandatur der Pasdaran und der 
aus Freiwilligen bestehenden Bassidj­
Milizen, hatte sich jedoch bei der Ein­
schätzung der irakisehen Verteidigungs­
linien getäuscht. Die Ablenkungsopera· 
tionen "Wal Fadjr 5 und 6"endeten mit 
einem Fiasko der Iraner. 
In Hour·ol-Howeise muß te die iranische 
Infantrie zusammen mit der Marine, den 
Pasdaran und den Freiwilligenverbänden 
tausende Opfer hinnehmen. Sie konnten 
nur die Madjnun- Inseln besetzen. Die 
Wasserwege und Sümpfe von Hour-ol-

Howeise waren mit tausenden Leichen 
der Iraner bedeckt. 
Der Angriff wurde ebenfalls zunickge­
schlagen. Allein zwei Divisionen der 
Pasdaran wurden vernichtet. Ober 30 
militärische Befehlshaber der Pasdaran, 
die sich in der Regel nicht an der vor­
deTSten Frontlinie aufhalten, verschwan· 
den oder fieIen .l Alles in allem waren die 
Operationen "Wal Fadjr 5 und 6" und 
"Kheibar" große Niederlagen fUf die 
Iraner. 
"Wir könr!.en angesichts des gegenwärti­
gen Zustandes den Krieg nicht fortset­
zen, es sei denn wir lanc)eren von Zeit zu 
Zeit menschliche Wellen, die von Mal zu 
Mal mehr Opfer fordern und Offensiven 
sind, die uns unterm Strich gesehen nicht 
sehr viel bringen."2 
Mit dieser Aussage richtete sich eine An­
zahl von Offizieren der regulären irani­
schen Armee an die Führung des Landes. 
Diese befUrwortete von Anfang an die 
Taktik der "menschlichen Wellen" und 
bestand ungeachtet der objektiven 
Schwächeposition Irans hartnäckig auf 
einem Sturm auf die irakisehe Haupt. 
stadt und dem Stun des irakisehen Präsi· 
denten Saddam Hussein. 
Die Iraker waren in jeder Hinsicht aufdie 
drei e rwähnten Operationen vorbereitet. 
"Um den menschlichen Weilen entgegen­
zutreten soll jeder irakisehe Soldat ab 
jetzt statt einer Kugel ze.hn Kugeln ab­
schießen. ~Iunition und Waffen sind ge­
nug da."3 ~1 it diesen Worten hatte sieh 
der irakisehe Staatschef Saddam Hussein 
an die irakisehen Soldaten in den Vettei­
digungslinien um Basragewandt. 
Vom 26.2 . bis zum 14.3.1984 Setzte die 
irakisehe Armee in Basra, AI Amara, 
Talaya und auf den Madjnun-Insdn wie­
derholt chemische Kampfstoffe gegen 
die iranischen Streitkräfte ein, was ins­
gesamt über 2.000 Todesopfer forderte. 
Trotz der offiziellen Dementis aus poli­
tisch-diplomatischen Kreisen Iraks, vor 
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der UNO und vor dem Internationalen 
Komitee des Roten Kreuzes gaben ira­
kische..Offiziere mehrmab die Anwen­
dung von international geächteten 
Kampfstoffen direkt oder indirekt zu; 
"Glauben Sie, daß wir die Eindringlinge 
mit ParfUm empfangen? !"4 
Die Anwendung bestimmter Arten von 
Nervengas und Senfgas wurde ebenfalls 
durch die Beobachterkommission der 
UNO, von schwedischen, schweizeri­
schen u.a. Är.!:ten, die iranische Ver­
wundete behandelten, bestätigt. 
Sei! dem Scheitern der Operationen 
"Wal Fadjr 5, 6" und "Kheibar" wurde 
oft über einen bevorstehenden neuen 
Angriff des Iran spekuliert. Zuverlässige 
Quellen aus dem Staatsapparat der isla­
mischen Republik berichten über Mei­
nungsuntc:rschiede innerhalb der irani­
schen Militärführung über die weitere 
Strategie und Taktik gegen den Irak. 
Zum andern - und das ist e in wichtiger 
Faktor - konnte das iranische Regime 
b isher nicht einmal die HäUte der von 
ihm behaupteten 500.000 Kämpfer an 
die Front bringen. Vom äußersten 
nördlichen Frontabschnitt in West-Aser­
baidschan (einschließlich Kurdistan) bis 
zum südlichen Frontabschnitt konnte 
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das Regime insgesamt 196.000 bewaff­
nete Kräfte mobilisieren, was keineswegs 
rur eine neue Operation ausreicht. 5 

Mehrere Faktoren haben seit Jahres­
beginn zu einer Verschiebung des Kräfte­
verhältnisses zugunsten des Irak geruhr!. 
In Bagdad haben künlich wieder tau­
sende Schüler, Studenten und andere 
Jugendliche mit einem Training in Aus­
bildungslagem der paramilitärischen 
Volksarmee zur Vorberei tung auf den 
Fronteinsatz begonnen. Die Stärke die· 
ser Vol ksmilizen unter Oberbefehl des 
stellvertretenden Regierungschefs 
Ramadan, wird mit 0,5 Mio angegeben. 
Daruber hinaus konnte der Irak seine 
überlegenheit auf dem Gebiet schwerer 
Waffen wei,ter ausbauen. Dies ist vor al­
lem durch massive Waffenlieferungen 
aus Frankreich und neuerdings auch wie­
der aus der Sowjetunion erreicht wor­
den. Beisp ielsweise besitzt der Irdk insge­
samt 330 Kampfflugzeuge, während die 
iranische Luftwaffe lediglich über 70 
Maschinen verfügt. 6 
Die Vereinbarungen der Patriotischen 
Union Kurdistans (PUK) mit dem Baath­
Regime haben den irakisehen Truppen 
im Norden des Landes, wo eventuell eine 
iranische Invasion stattfinden kann, 

gröBere Hewegungsmöglichkeitcn gege· 
ben. Die PUK hat sich verpflichtet, mit 
schweren Waffen ausgerüstet die Rolle 
einer regionalen Streitkraft der Zentral­
regierung zu übernehmen. 
Diese Wende um 180 Grad in der polio 
tisch-militärischen Orientierung der 
PUK, die noch vor kunem gegen die 
irakisehe Regierung bewaffnet kämpfte, 
kostete sie etwa die Hälfte ihrer knapp 
2.000 Pesehmargas (kurdische Guerille­
ros). Sie wandten sich gegen diese "Kol· 
laboration" ihrer Führung mit dem Re­
gime und traten aus der PUK aus. Die 
meisten von ihnen sind heute unorgani­
siert und stellen daher eine wesentlich 
geringere Gefahr rur die irakisehe Regie­
rung dar als fruher. Die irakisehen Trup­
pen brauchen rur den Transport auf einer 
Strecke in Nordirak, die sie fruher in 2 
Wochen bewältigten, heute nur noch 
2 Tage.1 

E rf 01 gre iche r Tankt:: rk rieg 

Die noch Anfang d.J. günstigen wirt­
schaftlichen Bedingungen im Iran haben 
sich vor allem durch die irakisehen An­
griffe auf Öltanker die den Iran anlaufen 
erheblich verschlechtert. Bisher wurden 
knapp hundert Tanker und Frachtervon 
der Luftwaffe und der regulären ~Iarine 

des Irak - einige auch durch den Iran ­
im Persischen Golf angegriffen und be­
schädigt bzw, zerstört. 
Das erklärte Ziel der Iraker war es schon 
immer, durch Angriffe gegen Schiffe, die 
die iranische ölverladeinsel Kharq und 
den iranischen F.xporthafen Bandar 
Khomeini anlaufen, der iranischen öl­
wirtschaft das Rückgrat zu brechen. 
Außerdem beabsichtigten sie den Golf­
konflikt auszuweiten, um möglichst alle 
Golfstaaten zum parteiischen Eingreifen 
zugunsten des Irak zu veranlassen. 

Die Golfstaaten, vor allem Kuweit und 
Saudi Arabien, die aufgrund ihrer innen­
politischen Situation Unruhen von sei­
ten ihrer schiitischen r.linderheit, die der 
Islamischen Republik mit Sympathie 
gegenüber steht, beftirchten, stehen mit 
zeitweise unterschiedlichem Nachdruck 
hinter dem Irak_ Sie alle kennen die 
regional·chauvinistischen Pläne der 
Machthaber des Iran, die das Regime 
Saddam Husseins stünen, im Irak ihrem 
Wunsch-Regime zur Macht verhelfen 
und danach ihre Hegemonie über den 
gesamten Persischen Golfausweiten wol­
len. Die arabischen Golfstaaten haben 
bisher u.a. mit 35 Mrd Dollar dem Irak 
kräftig unter die Arme gegriffen. 
Nach der neuerlichen Eskalation im 
Golfkonflikt und dem Ausbruch des 
"Tankerkrieges" ist der Beistand Saudi 
Arabiens rur den Irak wieder stärker ge­
worden. 8 



Im Falle eines direkten Vernichtungs­
angriffs des Irak auf die iranische Ölv~r­
lade insel Kharq und eines Stillstandes 
der iranischen Olexporte könnten di~ 
Iran~r zu Luftangriffen auf irakisehe 
Pipelines. die durch das saudiarabische 
Territorium verlaufen, gar zum Angriff 
auf die saudiarabische Pipeline nach 
Yanbu am Roten Meer provoziert wer­
den. 

Durch diese Pipeline fließen täglich 
600.000 Barrel des westlichen Olbe­
darfs. 9 In diesem Fall dürfte auch j orda­
nien sich im Golfkrieg einschalten, um ­
so König Hussein - "die gemeinsamen 
Intere.'J5en mit anderen islamischen 
Bruderländern zu schülzen".lO 

Der iranische Olfluß versiegt 

Seitdem der iranische Olexport von den 
Irakern systematisch gestört wird, kann 
die Islamische Republik statt der bisher 
1,75 Mio nur noch 500.000 Barrel am 
Tag exportieren. ll 

Das iranische 01 wird heute rur 21 Dollar 
pro Barrel - also 8 Dollar unter dem 
OPEC-Preis - verkauft. 12 Der Iran ist 
deshalb gegenwärtig dabei, seine Devi· 
senreserven, die Anfang des jahres noch 
13 Mrd Dollar betrugen, sehr rasch auf­
zubrauchen. 
Der Irak, dessen Olexporte durch die 
Blockade seiner Häfen und die Schlie­
ßung der syrischen Pipelines von 2,3 Mio 
Barrel pro Tag auf 700.000 Barrel gesun-

ken waren, konnte seine Lieferung über 
die Erdölleitung zum türkischen Yumur­
taLik auf 900.000 Barrel erhöhen. Je­
doch will man durch eine im E.i!verfah­
ren über das saudiarabisehe Territorium 
gebaute neue Pipeline, di~ b~r~its im 
April 1985 in Betrieb genommen w~rden 
soll, di~ Exporte schnell ausweiten . 
Der irakische Olminister Ghassem 
Ahmad Taghi erklärte kürzlich, "be­
stimmte internationale Banken" und 
eine groß~ amerikanische Baufirma 
hätten die: Kosten einer zweiten 1.650 
km langen Pipeline, die parallel nach 
Akaba in j ordanien verläuft, übernom­
men. 13 Israel hat sich im übrigen ver­
pflichtet, diese Pipeline, die nahe seiner 
Grenzen verläuft nicht zu bombardie· 
ren. 14 

Die Hauptleidtragenden dieses Krieges 
sind die Völker beider Länder. In der 
ersten j uni-Woche fielen in den iraki­
sehen Städten Basra, Mandali. Khane­
ghein, Zorbatieh und in den iranischen 
Städten Baneh und Nahawand etwa 
2.000 Menschen den Raketenangriffen 
beider Regimes zum Opfer. 
Auf Ini tiative des UNO-Generalsekretärs 
Perez de Cuellar schlossen der Iran und 
der Irak ab dem 12.6. 1984 eine Verein­
barung über die Verschonung ziviler Ob­
jekte in beiden Ländern ab. Diese Ver­
einbarung ist bis heute, abgesehen von 
kleinen Zwischenfällen, von beiden Sei· 
ten eingehalten worden. 
Die demokratischen Kräfte belder 
Länder forderten die Erweiterung dieser 

Vereinbarung zu einem Nichtangriffs­
pakt auf Schiffe im Persischen Golf und 
schließlich zu einem Waffenstillstand an 
der gesamten Frontlinie. E.s gilt heute 
nach wie vor insbesondere auf die Macht· 
haber der Islamischen Republik, die sich 
sämtlichen Friedensverhandlungen 
widersetzen, Druck auszuüben, damit sie 
endlich auf der völkerrechtlichen Grund­
lage des Vertragesvon Algier (1975), der 
die Grenzen zwischen beiden Ländern 
festschreibt, einen Waffenstillstand und 
Frieden mit dem Irak akzeptieren. 
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Südafrika/MOI;:ambique 

Paul Fauvet 

Gebrochene Versprechungen 
jeder, der dachte. daß das am 16. ~hir.t: 
d.J. mit Südafrib unterzeichnete Ab­
kommen von ~komatj über cinen Nicht­
angriffspakt und gumachbarliche Bezie­
hungen (Wortlaut in AlB 5/1984; d. 
Red.) ~lo"ambiquc sofortigen Frieden 
bringen würde, muß durch kün:lichc 
VorfaUe nahe ~IaPUlo sehr enttäuscht 
worden sein. 
Weit entfernt von einem :-lach lassen des 
Krieges haben die letzten Wochen seil 
UntcrLcichnung des Abkommens ver· 
mehrte Operationen der ]{ebelkn des 
!>iationalen Widerstands r.lo~.ambiques 

(RNM) vor den Toren, der lIauptstadt 
gesehen. Es kann kaunl bezweifelt wer­
den, daß diese Taktik von den Gebietern 
des RNi\1 in Prctoria sorgDiltig geplant 
wurde. 

Vorsorge fLirdie Terroristen 

Wissend, daß das Abkommen (wenn es 
voll erfl.illt wird)jede weitere Versorgung 
aus der Lu(t rur die R:\'~I-Banden inner­
halb ,\Io~ambiques verhindern würde, 
sorgte PrelOria dafU r. daß seine Manner 
wohl ausgerüstet waren. bevor das .\b­
kommen unteneichnet wurde. 
In den etwa 6 Wochen, bevor P.W. Botha 
und Samora Machcl sich in Nkomati tra· 
fen. wurden auf dem Luft- und Seeweg 
neue Ausriis1Ungen zu deI) RNl\I-Einhei­
ten in Zentralmo~ambique gebracht. 
wahrend dutzende, wenn nicht sogar 
hunderte von neuausgebildeten Rebellen 
über die si.idafrikanische Grenze in die 
Provinzl\laputo geschickt wurden. 
Diese Einschleusung von frischen Kräf­
ten fUhrte :tU einer Flut von Angriffen 
auf Busse. Autos und Züge. beunruhi­
gend nahe der Hauptstadt. Vorortzi.ige, 

die Arbeiter aus den ländlichen Distrik­
ten V('ln ;-, Iarracuenc und i'.bnhica in die 
Stadt brachten. wurden unter Beschuß 
genommen. 
Zum ersten Mal wu rde ;"1aputos Strom· 
versorgung angegriffen. Anfang April 
wurden zweimal innerhalb einer Woche 
lIochspannungsmasten nahe der siidafri­
kaniscben Grenze zerstört. Die Stadt 
Maputo importiert einen Großteil ihres 
Stroms aus Südafrika. welches anderer­
seits elektrische Energie, die \'on ~Iopm. 
biques Cabora-Bassa-Staudamm produ­
ziert wird, kauft. 
Die mo~ambikanischen Behörden be­
trachten diese Angriffe nicht als militä· 
risch bedeutend. l\Iaputo ist nicht "um­
zingelt" oder .,belagert". und Behaup' 
tungen des RNl\'I. daß sie vor einem 
"Schlußangriff" auf die lIauptstadt 
stünden, sind reine Phantasie. Das I~in· 

dringen des R:\l\t in die Provinzl\lapulO, 
so die Tageszeitung Noticias, zielt dar­
auf. "eine Atmosph;ire von Angst und 
Unsicherheit in die Hauptstadt" zu 
schaffen. 

Organisationen der fRELI~IO-Partei in 
der Stadt haben zu erhöhter \\'ad'IS;1Il1' 
keit aufgerufen und gef,mgcm: R:\~I· 

Mitglieder wurden \'or eine Reihe von 
Versammlungen in den \'orstädten ge­
bracht. 

Einer von ihnen.Jose Amose Botao. hai' 
te sich der RN~[ im Herbst 1979 ange· 
schlossen. Er war in einem Gefecht mit 
der mO~J.mbikanischen Armee am Arm 
verwundet und n,u.:h Südafrika zur Be­
h:mdlung ausgeflogen worden. Dort hielt 
er sich 3Jahre auf und wurde dann. 
Ende 1983, über die Grenze in die I\la­
puto-Provinz zurückgeschickt. Seine 
Gruppe halle die Sonderaufgabe, in die 
mOliambikanische Hauptstadt 6nzu· 
sickern. 
Auf den Versammlungen haben die l\bs­
sen Todesurteile ruf die RNl\I-Gefange­
nen gefordert und versucht. sie zu steini· 
gen. Mo.-;ambikanische Truppen schrit· 
ten ein. um die 1 bftlinge vor der Wut der 
Menschen 1,U schützen. 

FRELIMO-Erfo lge gegen Söldner 

Es gibt Anzeichen. daß das Einsickern 
von RNM-Gruppen über die Grenze fort­
gesetzt wurde, seit das Nkomati-Abkom­
men unter:t6ehnet wurde. Quellen in 
Maputo glauben, daß dies auf Differen­
zen und Rivalitäten innerhalb der süd­
afrikanischen Streitkräfte zurückzufüh­
ren sei und daß einige derjenigen. (wie 
die "Aurklärungskommandos"), die in 
die Ausbildung und Versorgung des 
RNM einbezogen gewesen waren, den 
Vertrag von Nkomati nicht akzeptiert 
hätten. 
Abgesehen von den besonderen Umstan· 



den in der Gegend Maputos hat sich die 
allgemeine militärische Lage im Süden 
des Landes weiterhin verbessert. In der 
Provinz Inhambane startete das lokale 
~Iilitärkommando direkt nach Unter­
zeichnung des Nkomati-Abkommens die 
"Operation Abkommen". 
Diese hatte ihre spektakulärsten Ergeb­
nisse am 30. und 31. März d.] ., a ls zwei 
lIauptbasen des RNM in der Nähe von 
Seen (die in dieser von Dürre heimge­
suchten Provinz sehr wicht ig sind) im 
Distrikt von Homoine überrannt wur­
den. 
Die mopmbikanischen Behö rden be­
haupten, daß das Nkomati-Abkommen 
zu vermehrten Austritten aus dem RNM 
geHihrt habe. Aber da der RNM seine 
Rekrutierungen mehr auf Gewalt denn 
auf ideologische Obeneugung stützt, hat 
es in ihm immer e ine hohe Fluktuation 
gegeben. Zahlen, die seit Nkomat i be­
kannt wurden, deuten nicht auf eine 
große Veränderung in dieser Frage hin. 
Es gab immer RN JI,·1-:\1itglieder. die ihre 
Gewehre versteckten und zu ihren lIei­
matdörfern zurückkehrten oder sich 
selbst den Volksbefreiungsstreitkräften 
Mo~ambiques (FPLM) stellten. Solchen 
Fällen wurde größere Beachtung in der 
Folge von Nkomati zuteil. 
Gut informierte Quellen in Maputo glau­
ben. daß der RNM genug Waffen habe, 
um einen wenig intensiven zweijährigen 
Krieg Hihren zu können, Es ist absolut 
nicht klar, ob das Nkomati-Abkommen 
solange halten wird. 
Maputo hat mit solchen Maßnahmen wie 
den Hausdurchsuchungen bei Mitglie­
dern des Afrikanischen Nationalkongres­
ses (ANC), die in Maputo leben, sehr 
deutlich gezeigt, daß es die Bestim, 
mungen des Abkommens aUS'l:uHihren 
beabsichtigt. 

Die RNM-Reserve Pretorias 

Von südafrikanischer Seite hat es keine 
solchen demonstrativen Aktionen ge­
geben, und der Vorhang des Schweigens 
über dem RNM-Lager in Ost-Transvaal 
muß noch gehoben werden . Von süd­
afr ikanischen J ournalisten zu diesem 
Thema gestellten fo'ragen wurde mit aus­
weichenden Erwiderungen begegnet. 
Es scheint, daß jede Rücknahme der Un­
terstützung Pretorias rur den RNJI,I rein 
taktischer Natur ist und daß die Organi­
sation in Reserve gehalten wird b is zu 
einem Zeitpunkt (vielleicht nach den 
Wahlen in den Vereinigten Staaten), 
wenn das Apartheidregime erneut be­
schließt, daß es zweckmäßig ist, die der 
südafrikanischen Gesellschaft innewoh­
nende Gewalt in d ie Nachbarstaaten zu 
exportieren. 
(Quelle: AfricAsia, Paris, Nr. 7, J uli 
1984,5.13) 

Oliver Tambo 

Tragödie von Nkomati 
Oliver Tambo . Präsident des Arrikani­
sehen Nationalkongresses (ANC) Süd­
afrikas, stellt in dem hier dokumentier­
ten Imerview eine Nachbe U"achtung zu 
den Verträgen an, die Mo~ambique und 
Angola mit Südafr ika abgeschlossen ha­
ben. Und er äußert sich zu den Kon­
sequenzen, die sich daraus fU r die Region 
ergeben. 

O. TAMBO : Es gibt einen grundlegenden 
Unterschied zwischen dem Nichtan­
griffspakt ,"on Nkomati (Abkommen 
zwischen MO/iambique und Südafrika 
vom 16.3.1984 ; d. Red,) und den Ver­
einbarungen von Lusaka {zwischen An­
gola und Südafrika vom fo'ebrua r d .]. Sie­
he zu beiden Abkommen: A lB 4 und 
5/1984;d. Red.)!... 

Indem es den militärischen Aggressionen 
der Streitkräfte Pretorias widerstand, 
hat Angola das Rassistenregime dazu ge­
bracht, das Abkommen von Lusaka zu 
unterschreiben . 
Dieses Abkommen sah den Rückzug der 
südafrikanischen Truppen vor, die seit 
1981 angolanisches Territorium besetzt 
hielten, und sollte darüber hinaus ermög­
lichen, Bedingungen Hir die Verwirkli­
chung der Resolution 435 des Sicher­
heitsrates der Vereinten Nationen (über 
die Unabhängigkeit Namibias, Wortlaut 
in Al B 7·8/1984; d. Red.) l.U schaffen. 
FRAGE: Aber Namibia ist noch immer 
besetzt und die südafrikanischen Trup­
pen haben noch keinen vollständigen 
Rückzugvollzogen ... 
0 , TAMBO : In der Tat, denn weder die 
Unabhängigkeit Namibias noch der 
Truppenrückzug entsprechen den 
momentanen Interessen des Pretoria­
Regimes. 

Zwei Arten von Verträgen 

Genauso wenig Interesse hat man übri­
gens daran, die Bestimmungen des mit 
Maputo abgeschlossenen Paktes einzu­
halten. Südafrika wollte diesen Pakt ge­
gen den ANC und MO/iambique gegen 
den Nationalen Widerstand Mo~am­

biques (RNM), 

Hierin liegt die Tragödie der Vereinba· 
rungen von Nkomati: unser Befreiungs· 
kampf wurde auf die gleiche Stufe ge­
stellt wie die kriminellen Aktionen des 
RNM. Und dies ist unannehmbar, denn 
es gibt natürlich überhaupt keinen Ver-

gleich : die Unterstützung, die wir von 
Mo~ambique erhielten, hat nichts mit 
der zu tun, die der RNM von Südafrika 
erhält. 
Der RNM ist integraler Bestandteil der 
Armee Pretorias, die ihn ausbildet, aus­
rüstet und logistisch unterstützt. Von sei· 
nen Stützpunkten in der Provinz Trans­
vaal, wo er eine Radiostation für seine 
Propaganda besitzt, griff der R NM 
Mo~ambique an, indem er täglich die 
Grenze überschrit!. 
Nichts dergleichen was uns betrifft, ob­
wohl wir die brüderliche Unterstützung 
der FRELIMO (regierende Befreiungs' 
front Mo~ambiques; d. Red.) und des 
mo~ambikanischen Volkes haben. Der 
ANC hat Südafrika niemals von mor;am­
bikanischen Territorium aus angegriffen. 
Und die Gegenseitigkeit der Aggression, 
die der Pakt von Nkom ati implizit bein­
haltet, ist eine skandalöse Unwahrheit. 
Während zudem viele Kämpfer des ANC 
Mor;ambique verlassen mußten, ist der 
RNM keineswegs von der südafrikani­
schen Regierung aufgefordert worden, 
das gleiche zu tun. 

FRAGE: Man hat gesagt, daß Widersprü­
che innerhalb der südafrikanischen 
Führung die Nichteinhaltung der von 
Pretoria eingegangenen Verpflichtungen 
erklären würden ... 
O. TAMBO : Ich glaube nicht, daß Süd­
afrika dieses Argument gebrauchen 
kann, um seine Unehrlichkeit zu verber-
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gen. Als Botha den Pakt unten;eichnete. 
tat er das weder in seinem persönlichen 
Nam en, noch im Namen einer eventuel· 
len Lobby, sondern im Namen der ge­
sam ten R egierung. 

Und es wäre nicht realistisch zu glauben, 
daß eine Entscheidung, die auf höchstem 
Niveau getroffen wurde, von Mitgliedern 
der Regierung oder der Armee nicht be­
achtet würde . Die Destabilisierung 
MOlja mbiques hängt von der Politik des 
Apartheidregimes in ihrer Gesamtheit 
ab. Wenn h eu te die Dinge in der gleichen 
Art und Weise fortgeführt werden, liegt 
das daran , daß derse lbe Staat nicht an­

ders en tschieden hat. 
Der RNM ist ein Bestandteil der südafri­
kanischen Armee und er kÖ nnte seine 
Aktivitäten ohne die Zust immung des 
Gen eralstabs Pretorias nicht fortsetzen. 

FRAGE: Man hat ebenfalls gesagt, daß 
d as Interesse Pretorias, den Pakt von 

Nkomati zu unterschr eiben, sich durch 
die fina nziellen und wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten erklärt, die die andau­

ernde Destabilisierungspolitik gegen die 
Nachbarstaaten nachsichziehen . Wie 
den ken Sie darüber? 
Q. TAMBQ : Dies kann nur indem Maße 
stimmen, in dem die Verträge, wiejener, 
den die Süda frikaner angeb lich mit 
Swazilan d abgeschlossen haben, im Geist 
der Führer der Apartheid nichts anderes 
sind als ein e Verbreiterung der Sicher­
heitszone Pretorias. 

Verbreite rter "Sicherheitsgürtel" 

Südafrika versucht d as Recht zu erhal­
ten, in der gesamten Region die "Ord­
nung aufrech tzuerhalten", diese afrika­
nischen Staaten in einen schützenden 

"Sicherheitsgiirtel" zu integrieren. 
Deshalb hat es seit J ahren versucht, Ver­
träge wie den von Nkomati mit den 
Län dern der südlichen R egion ab~u­

sch ließen. Aber nur von einem wirt­

schaft lichen Standpunkt aus gesehen, ge­
win nt Südafrika nichts durch Verträge 
mit Botswana oder Lesotho, die bereits 
sehr stark von der südafrikanischen Wirt­
schaft abhängig sind, zumal sie gegen 
ihren Willen unterschreiben würden. 
FRAGE : Es ist eine Tatsache, daß die 
Südafrikaner ihre Absicht nicht verber­
gen, neue Nichtangriffspakte mit den 
Ländern des Südlichen Afrika abzu­
schließen ... 

O . T AMBO: Ich glaube nicht, daß ihnen 
das gelingen wird. 
Die Regierung Lesothos hai erneut er­
klärt, daß sie es in der Tat ablehnt, einen 
solchen Vertrag abzuschließen. Kann 

man es sich überhaupt nur einen Augen­
blick vorstellen, daß dieses Land seinen 
riesigen Nachbarn angreift? 
Das Aparlheidregime hat nicht mit 
Druck auf Maseru gespart. Dies ging von 
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Mohammed Val i Was will die UDF? 
Oi" V.,..e in:gt~ Oemokratiiehe f ront (UOF) 
enutand im Augun 1983 (Gründungsplatt. 
form sich" in : AlB 10/1983, S.23) und be· 
ste ht heute aus 590 MitgliedroTganisationen 
mit ca. 2 Mio Mitg li~dcm. Ihr !"höKn Ge­
werkscharten. religiöse und itudentische 
Gruppen, Bürge r- und Frauenvereinigungcn 
sowie politische Organisa tionen an. Ih re 
Hau lJ taktiviUten bestanden in den letzten 
Monaten in eiuer Boy kottkaml):a.gue gegen 
die Wahlen 'tu den n~ugegriinde ten ,,Paria' 
meßlen" flir Inder und Mischl inge. 
Diete~ Interview wurne mi t Mohammed 
Val i, einem Mitg lied des Nation:den Se kre ta­
riats der UDF . gefli hrt. 

FRAGE: Hab~n Sie irgendwelche Kontakte 
mit dem Nationalen Forum (im Juni 1983 
gegriindete Organisation d~s "Schwanen 
Selbstbewußtsein", siehe dazu: AlB 
;0/1983, S.24; d. Red.), das des Mu"ren als 
Ihr Rivale vorgestellt wird? 
M. VAU : Wir tehen das Nationale Forum 
nicht als Rivalen der UOI', wir denken, daß 
dies.e beiden Gruppierungen nicht verglichen 
werden können. Einerseits ist das Nationale 
Forum ein Komitee von ungef;ihr 20 Ein'tel· 
personen, die verschiedenen Organisationen 
angehören. Die UOF ist hingegen eine Front 
einer sehr großen Anzahl von Organisatio­
nen, es ist ein Bündnis. Zweitens hat das 
Nationale Forum Komitee kein Aktionspro­
gramm. Was dagegen für die UOF im Minel­
punkt stand, war ihr AktionsprogTamm. 
FRAGE: Ein Programm, das auf der Frei­
heitscharta (Grundsalzprogramm des Afri­
kanischen Nationalkongresses (ANC), das 
1955 von einem Volkskongreß verabschie­
det wurde;d. Red.) gründet? 
M. VAU : Wir sind keine Organisation der 
Freiheitschana, jedoch gibt es viele Ange­
hörige der UDF, die die Freiheitscharta un­
terstützen und befolgen würden - aber es 
gibt gleichzeitig andere, die dies mcht tun 
würden. 
FRAGE: Und der organisatorische Rahmen 
der UDF ist so, daß er beide Positionen ver­
einigen kann? 
M. VAU : Ja, denn die UDF hatte das Ziel, 
Leute auf einem Minima!konsens zusam­
mellZubringen, sie eher auf jenen Positionen 
zu vereinen, die den Organisationen gemein­
sam sind, als solche Positionen 'tu beachten, 
die die Organisationen untencheiden. Das 
war die Stärke der UDF und das hat uns 
erlaubt, eine so große Zahl von Organisatio­
nen und EillZdpersönJichkeiten mit unter­
schiedlicher Ansicht und Herkunft zu ver­
einigen.( ... ) 
FRAGE: Aber gleichzeitig gibt es offensicht­
li<;h keinen Widerspruch zwischen, 

dem ANC ab ßefreiungrorganisation und der 
UDF als leg'J.ler Organisation? 
M. VAU : Es gibt k~ine Anzeichen, daß es 
Widersprii<;he gegeben hat; wir haben weder 
Verbindung mit dem ANC noch irgendwel· 
ehe Beziehungen zum ANC, aber es hat 
gleichzeitig auch keine Anzeichen für Wider­
spruche zwischen der UDF und dem ANC 
gegeben. 
FRAGE: Was in Ihre Haltung zur Schwanen 
Ausschließlichkeit. wie sie in Organisationen 
wie z.B. der Azanische Volksorganisation 
(AZAPO) ausg~drückt w~rden? 
M. VAU: Für uns ist Nichtrassismus ein 
Prif\2.ip, das wir nicht venverfen werden, 
ebensowenig wie die Teilnahme jener demo­
kratischen Weißen, die ihr Leben für den 
Freiheitskampf einsetzen. 
Wir würden ihre Beteiligung begrüßen, 
während die Bewegung des Schwanen 
Selbstbewußtseins ihK Teilnahme zurtick­
weist. Sie haben ebenfalh die UDF kritisiert 
weil sie zu breit sei, weil sie alle Arten von 
Organisationen um faste. 
FRAGE: Hat die UDF irgendwelche Bezie· 
hungen zurZulu-organisalion Inkatha? 
M. VAL!: Nein, wir haben keine Verbindun· 
gen zu Inkatha. Der grundsätzliche Unter­
schied zwischen uns und Inkalha ist. daß 
Inkatha innerhalb des Bantustansystems ar· 
beitet. 
Sie venvalten KwaZulu als Bantustan _ 
wenn es auch kein unabhängiges BantUSlan 
ist, so bleibt es doch ein ßantustan. Sie arb~i­
ten innerhalb der Bantustanstrukmr. Gatsha 
ButheJezi ist PKmierminister in der Gcseu­
gebenden Versammlung von KwaZulu. 
Uns.er ist eine Politik der Venveigerung, wir 
werden nicht in den Strukturen der Apart­
heid arbeiten. Das war d"f wichtigste Unter­
schied zwischen uns und Inkalha. 
Mitglieder des Inkatha haben zudem die Ar­
beit von UDF-Mitgliedern in KwaZulu er· 
schwert. Die Unterstützung für uns ist in 
allen Homelands gewachten, einschließlich 
KwaZulu, aber es gab ~ine R~ihe von Situa' 
tionen, in denen Gewalt gegen Untentülzer 
der UDF angewandt wurde. 
FRAGE: Wie sehen Sie den weiteren Weg 
nach den Wahlen für die Parlamenl~ der Far· 
bigen und Inder im August? 
M. VAL!: Wir werden das Bestehen dieser 
Parlamente und ihre aktuelle Konstituierung 
weiterhin ablehnen. Unsere Arbeit geht wei· 
ter, sie endet nicht mit den Wahlen. Zweitens 
wird die Kampagne !"gen die Zwang"um. 
siedlungen fortgesetzt werden, und uns.ere 
Kampagne !"gen die Bantustans wird weiter· 
gehen. Solange diese Strukturen bestehen, 
werden wir Widerstand entwi<;kdn. ( ... ) 
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der Schließung der Grenzen bis zum 
Wirtschaftsboykott und Drohungen 
militärisch zu intervenieren. Es hat alles 
gegen dieses Land, d3..'l vom südafrika~ 
nischen Territorium umschlossen ist, 
versucht. 

Trotzdem weigert sich Lesotho weiter­
hin, sich dem Diktat von Pretoria zu 
unterwerfen und beabsichtigt seine Un­
abhängigkeit und Souveränität zu ver­
teidigen. 
Andere Länder, wie z.B. Zimbabwe und 
Botswana, haben ähnlich deutliche Posi­
tionen bezogen. Letzterem hat Südafrika 
angedroht, Banditen wie die des RNM zu 
schicken. Sollte Botswana jetzt einen 
Nichtangriffspakt abschließen, um sich 
gegen diese Möglichkeit zu schützen? 
Das ist absurd! 

Noch mehr Knebelverträge? 

Drnmatisch ist, daß Südafrika über die 
Millel verfUgt, die es ihm erlauben, die 
gegen Mo~ambique angewandte Destabi­
lisierungspolitik gegen alle Länder der 
Region zu praktizieren. Man muß also 
die Möglichkeit sehen, daß das Pretoria­
Regime seinen Nachbarn Knebelverträge 
aufzwingt. 
Und in dieser Uinsicht ist es unabding­
bar, daß die internationale Gemeinschaft 
die Maßnahmen ergreift, die notwendig 
sind, um diesen Ländern zu helfen. da­
mit sie dem diplomatischen und wirt­
schaftlichen Druck Pretorias widerste­
hen können. 
FRAGE: Wdche Folgen hat diese süd­
afrikanische Offensive im Südlichen 
Afrika ftirden Kampfdes ANC? 
O. TA M80: Wir haben immer den Willen 
der afrikanischen Nationen, die an Süd­
afrika grenzen, respektien. Wir haben 
immer verstanden. daß ihre Solidarität 
aufgrund der andauernden und unhalt­
baren Bedrohung durch Pretoria, die auf 
ihnen lastet, bestimmte Grenzen nicht 
übersteigen konnte. 
Deshalb achteten wir darauf, unsere Ak­
tivitäten in diesen Ländern auf ein Mini· 
mum zu beschränken, um Pretoria kei· 
nen Vorwand zu liefern sie anzugreifen. 
Aber es scheint so, daß sie in jedem Fall 
diesem militärischen und wirtschaft­
lichen Druck nicht ausweichen können. 
Was uns angeht, ist es klar. daß der Ab­
schluß der Verträge zwischen Südafrika 
und den Nachbarstaaten in keinster 
Weise die Fortsetzung des Kampfes im 
Innern des Landes beeinträchtigt. 
In dieser Hinsicht haben sich diese Ver­
träge als nutzlos rur Pretoria erwiesen. 
Die Anti-Apartheid-Bewegung, an deren 
Spitze wir uns befinden, verbreitert sich 
jeden Tag weiter, trotz der Brutalität der 
Unterdrückung, der Hinrichtungen, der 
Einkerkerungen und der Verurteilung 

von hunderten unserer K:i.mpfer. 
fR AGE: Das öffentliche Ansehen des 
Regimes scheint aber ein wenig von den 
Verträgen und einer gewissen "Evolu­
tion" im Innern. wie der Legalisierung 
der Gewerkschaften und der Existenz 
der Verein igten Demokratischen Front 
(UDF), profitier! zu haben. Wie denken 
Sie darüber? 
O. TAMBO: Einige mögen in der Tat 
geglaubt haben. daß ein Prozeß des Frie­
dens und des Dialogs endgültig eine 

.Periode manehmal sehr heftiger Kon· 
flikte ablösen konnte. Und die lel1.ten 
Venräge können diese Idee bei einigen 
verstärkt haben. 
Doch hat sich seitdem etwas in der süd­
afrikanischen Strategie verändert? Nein. 
Was die innere Situation betrifft, so ist 
die legale Existenz der UDF und der 
Gewerkschaften noch wenig im Ver­
gleich zu den Grausamkeiten, deren 
Opfer die Mehrheit der Bevölkerung ist. 
Außerdem muß man daran denken, daß 
diese " Fortschritte" immer das Ergebnis 
sehr harter Kämpfe und des Drucks, der 
durch die Entwicklung der Massenbewe­
gung ausgeübt wurde. sind. 

Bedr'dngte UD F, Gewerkschafte n 

1983 waren )OvleJe Arbeiter im Streik. 
d .. ß das Regime sie nicht unterdrücken 
konnte wie es wollte. Die Gewerk· 
schaftsbewegung wuchs weiter und sie 
hatte bereJls eme nationale Bedeutung 
bevor die Gesetzgebung, die den Schwar­
zen gewerkRhaftliche Aktivitäten er.· 
laubte. entstand. Als diese Gesetzgebung 
letztendlich eingeruhrt wurde, geschah 
das in der Hoffnung. die Bewegung bes· 
ser kontrollieren zu können. 
Was die UDF betrifft, so hat sie von 
Anfang an eine solche Bedeutung er· 
langt, daß die Behörden sie nicht verbie· 
ten konnten. Aber die Unterdriickung, 
die Verantwortliche dieser Bewegung ­
wie jene der Gewerkschaftsbewegung -
trifft. zeigt, daß das Regime die Idee. sie 
zu einem gegebenen Zeitpunkt zu verbie· 
ten, nicht aufgegeben hat. 
Die einzig sichere Sache ist, daß sich für 
die ~Ieh rheit der Bevölkerung nichts 
grundSätzlich verändert hat. Im Gegen­
teil, die Situation verschlimmert sich je­
den Tag weiter, die brutalen und massi­
ven Umsiedlungen der Menschen in die 
Bantustans beschleunigen sich. 
Und trotz der Erklärungen Bothas über 
einen eventuellen Dialog mit dem ANC 
bleib t unsere Organisation der Feind, 
den es zu er legen gilt. Es ist klar. daß wir 
nur diskutieren, wenn die Abschaffung 
der Apartheid auf der Tagesordnung 
steht. ( ... ) 

(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 
327/30.7. 1984,S. 18·19) 

Chri stoph Reichert 
DAS NEUE ZIMBABWE 
Gesell schaft im Überg ang 
issa wissenschaftli che Reihe 18 
Bonn, Mai 1984, 408 S. DM 38,. 
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1980 wurde Zimbabwe nach 
langjährigem Befreiungskampf 
unabhängig. Für manche Be­
trachter hat die zimbabwische 
Regierung langst die Ziele einer 
eigenständigen Entwicklung, 
wie sie während des Befrei­
ungskrieges propagiert wurden. 
auf dem Altar der Notwendig· 
kelten verraten, ist Zimbabwe 
längst auf dem Wege eines 
kolonialen Staates. Andere 
gegen meinen, die 
Mugabe sei auf dem 
Kurs; sie habe trotz i 
Oestabi I i sierungsversuche 
afrikas und einer auch mit mili 
tärischen Mitteln operie renden 
inneren Opposition die Fehler 
anderer post-kolonialer 

I re,ng,en in Afrika vermeiden 
nen. 
Die detail reiche und durch kriti­
sche Solidarität gekennzeichne­
te Untersuchung von Christoph 
Aeichert über das »koloniale Er­
be .. und entwick!ungspolitische 
Ansätze und Strategien vermei ­
det pauschale Urteile. In einer 
außerordentlichen MaterialfOlIe 
liefert sie Anhaltspunkte für die 
Beurteilung in einem Meinungs­
streit, der auch im Lande selbst 
lebhaft geführt wird. 

informa tionsstelle 
sOdfiches afrika 
blücherstr. 14 
5300 bonn 1 
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Uruguay 

Anfang August d.). gaben die Führer des an tidiktatorischen Opposilionsbündnisscs 
Multipartidaria bekannt , daß sie in Verhandlungen mit den Befehlshabern der Teil· 
st reitkräfte iiben: i.ngeko mmen seien, bis :turn nächsten ) ahr die Wiederherste llung e iner 
.. vollständigen Dem okratie" abzuschließen. In dem Abkommen wird die Abhaltung 
von Präsid en tschafts- und ParlamcnLSwahlen :tu rn 25. November 1984 bestätigt u nd 
deren Amtseinführung auf den I . Män. 1985 dat iert. Was dieser übereinku nft voraus­
ging, schildert unser Korresp o ndent Alfonso Gonzales. 

Alfonso Gonzales 

Die Diktatur 
vor dem Ende 

Am 16. Juni d.J. landete das argenti­
n ische Schiff "Ciudad de Mar det Plala" 
im Hafen von Montevideo . Begleitet von 
500 Personen, damnter 200 Journali­
sten, kehrte der Führer der Nationalpar­
tei (auch Blancos genannt), Wilson Fer· 
reira Aldunate, nach über 10jahren Exil 
nach Uruguay zurück. 

Wie von der Militärregierung angekün· 
digt, wurde er sogle ich verhaftet. Eben· 
falls verhaftet wurde sein Sohn j uan Fer· 
reira, der in Mexiko Präsident der Demo· 
kratischen Konvergenz Uruguays, der 
gegen die Diktatur vereinten Opposition 

I ; 
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im Exil, gewesen war. 

An diesem Tag glich Montevideo einer 
besetzten Stadt. Das Hafenviertel war 
abgesperrt, der Landungsplatz mit Con­
tainern verbarrikadiert, Soldaten und 
Tanks patrouillierten die Stadt. 
Trotz der Warnung der Regieru ng, es 
könnte zu blutigen Zusammenstößen 
kommen, hatten sich an die 150.000 
Menschen versammelt, um zum Hafen zu 
marschieren und Ferreira Aldunate zu 
begrußen. Um ein Massaker zu verhüten, 
hattedie Führung der Nationalpartei, die 
in der Hauptstraße konzentrierte Menge 

• 

aufgefordert, nicht in das Hafenviertel 
vonmdringen und es bei einer Demon· 
stration des Willkommens :w belassen. 
Ferreira Aldunate und sein Sohn wurden 
dann von der Hafenpräfektur aus direkt 
in einem Hubschrauber in Militärkaser· 
nen nach Trinidad bzw. Paso de los 
Toros, im Landesinnern, gebracht. 
Die "Anklagen" vor dem Militärgericht 
legen Ferreira A!dunate zur Last, imjah­
re 1972 eine UnterredungmitdenTupa­
maros gehabt zu haben und außerdem 
mit seinen Aussagen vor dem nordameri­
kanischen Kongreß (1976) über die Ver­
letzung der Menschenrechte in Uruguay 
die Einstellung der Militärhilfe bewirkt 
zu haben. (Seit Reagans Präsidentschaft 
wird diese wieder wgestellt.) Obwohl 
die Militärjustiz für diese "Verbrechen" 
Strafen bis zu 20 j ahren Gefängnis ver· 
hängen kann, steht der Prozeß auf töner· 
nen Füßen. 
Das wahre ~Iotiv der Militärs ist rein 
politischer Natur. Sie befürchten, Fer­
reira Aldunate, als der von den bürger· 
lichen Politikern konsequenteste Gegner 
der Diktatur, würde mehrheitlich zum 
Präsidenten der Republik gewählt wer· 
den. Um ihre eigene Zukunft zu sichern, 
wollen sie daher eine Wahl - sei es durch 
die Haft, sei es durch seine Proskription 
(Ächtung: d. Red.) - verhindern. 

Aldunates Rückkehr 

Selbst die Wahl des Führers der opposi· 
tionellen Co!orado·Partei , julio Maria 
Sanguinetti, scheint ihnen dabei das klei· 
nere übel. übrigens dem State Depart­
ment (Außenministerium; d. Red.) in 
Washingto n ebenfalls. Zumal es mehr als 
gute Beziehungen zu einflußreichen 
Führern in dieser Partei - wie z.B.jorge 
Batlle - hat, Garantien gewissermaßen 
rur einengewissenhaften Schuldendienst 
an ihre Banken. 
Doch die Situatio n ist längst nicht so 
einfach. Unter dem Druek des mobili­
sierten Volkes wäre auch den Colorados 
ein opportunistischer Alleingang ver· 
sperrt . 
Am 22. Mai d.]. kamen die vier Parteien 
des Oppositionsbündnisses Multiparti. 
daria - die Nationa!partei. die der Colo­
rados, die Union Civica und die frente 
Amplio (Breite Front) - überein: 
I) ihren Wil!cn zum gemeinsamen Han· 
deln; 
2) ihre Absicht, eine demokratische, 
nationale Lösung mittt:ls Verhandlungen 
zu erreichen; 
3) daß es unerläßliche Voraussetzung 
für diese Verhandlungen ist, daß von den 
Regierun~behörden eine Atmosphäre 
der Freiheit, des Friedens und der Ach· 
tu ng der Grundrechte wiederhergcstdlt 
wird; 



4) daß die allgemeinen Wahlen vom 25. 
November 1984 ohne Ausschließungen 
oder Vorbedingungen durchgefUhrt, 
noch von der Erfilliung irgcndeiner Ober­
einkunft abhangiggemacht werden; 
5) daß jede eventuelle Verfassungsre· 
form in jedem Falle einer Bestätigung 
durch Volksentscheid unterworfen wer· 
den muß. 

Zur Unterstützung dieser Zic:le hatte der 
Gewc:rkschaftsverband PIT gemeinsam 
mit den vier Parteien. dem Studenten­
bund. der katholischen Menschenrechts· 
organisation SERPAJ. dem Verband der 
Landwirte sowie dem der Mieterundder 
Anwaltskammer zu einem 24stündigen 
nationalen Bürgentreik aufgerufen. So 
stand am 27 . Juni d.)., dem 11. J ahres. 
tag des Militärstaatsstreiches und Beginn 
des historischen l5tägigen General­
streiks, das ganze Land still. 

Einmütigkeit der Multipartidaria 

Fabriken, Geschäfte, Banken. Schulen, 
die Universitat waren bis auf ganz wenige 
Ausnahmen geschlossen. Die wenigen 
Omnibusse, deren Besitzer von der J'oli· 
zei zur Ausfahrt gezwungen waren. fuh · 
ren leer und. wie zur Entschuldigung, 
mit einem Schild an der Windschutz­
scheibe: "Zum Notdienst verpflichtet". 
Einige staatliche Institutionen, die geöff. 
net waten, wie z.B. die Banco de la 
Republica, konnten wegen fehlendem 
Personal keine: ihrer normalen Tatigkei­
ten ausfUhren. 

Mit einer niegek.annten Einmütigkeit gab 
so das uruguayische Volk den begriffs­
stutzigen Generälen zu verstehen, daß es 
weder die Diktat ur noch eine von den 
Militärs ,.bevormundete Demokratie" 
akzeptiere. 

\\ . ~" \ Iol~" " ... lIu.H, I , I" d 

Tags darauf erklärte die Multipartidaria 
ihre Bereitschaft, mit den i\'lilitärs zu ver­
handc:ln. Zuvor allerdings müsse die Re­
gierung die Pressefreiheit wiederherstel­
len, eine Amnestie erlassen. die I'arteien 
der Frente Amplio legalisieren sowie 
zwei diskriminierende Regierungsdekre· 
te aufheben. 
Die Nationalpartei jedoch weigerte sich 
an Verhandlungen teilzunehmen, solan­
ge ihr Führer, Wilson Ferreira Aldunate, 
in Haft sei. So begannen die Vorverhand· 
lungen am 9. Juli d.J . vorer5t nur mit den 
Repräsentanten der Colorado-Panei. der 
Union Civica und der Frente Amplio. 
Unter diesen neuen Bedingungen ist die 
Frente Amplio mit einem Schlag in eine 
SchlussdSlellung aufgeriickt. ZunächSl 
mußten die Mililärs flihrende Persönlich­
keiten dieser Linkskoalition entproskri­
bieren, da sie schlecht mit von ihnen 
politisch entrechteten Repnuentanten 
verhandeln konnten, und da es sinnlos 
war, mit nur zwei Parteien (von denen 
eine, die Union Civica, nur 1,4% der 
Stimmen bei den Vorstandswahlen von 
1982 erhalten hatte) allein zu verhan· 
deIn. So wurde eiligst der sozialistische 
Ex·Sentaor Jose Cardozo und der neue 
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Vorsitzende der Christlich-Demokrati­
schen Partei. Juan Young. entpr05kri­
bien. 
Die Position der Frente Amplio erhält 
nun entscheidendes Gewicht bei den Be­
ratungen, weil sich weder die Militärs 
noch die Colorados einen Rückzug der 
Ddegierten der Frente Amplio vom Ver­
handlungSlisch !eisten können. Er be­
deutete das Scheitern der Verhandlun­
gen und der Wahlen. Umgekehrt, falls es 
zu einem positiven Ergebnis kommt, 
schließt dieses die Beteiligung der Natio­
nalpartei an den Wahlen ein. Das garan­
tien die Pr,iunz der Frente Amplio. 

Nach einem Interview des Generals Liber 
Sc:regni zu schließen, bestehen die Mili­
tärs jetzt nicht mehr auf Parzellen der 
Macht um der Machtausübung willen, 
sondern geht es ihnen darum, nicht wie 
in Argentinien, von staatswegen später 
zur Rechenschaft gezogen zu werden. 
Das zu garantieren, wären seiner Mei­
nung nach ihre am L Mai gestellten 15 
forderungen der Opposition (siehe AlB 
7.8 / 1984) gar nicht imstande. Aber er 
erklärte, daß, anders als in Argentinien, 
die Parteien in Uruguay sich darauffest­
legen könnten, von staatswegen weder 
Rache noch Vergeltung zu üben. Hin­
gegen stehe jedem Bürger der Rechtsweg 
zu Prozessen frei. 
Der Beginn der eigentlichen Verhandlun· 
gen am 25. Juli d.J. deutete an, daß die 
:vIilitärs nachgegeben und zumindest die 
wichtigsten der oppositionellen Vorbe­
dingungen akzeptiert haben. Die Lc:gali­
sierung der Christlich-Demokratischen 
Partei und die Zulassung der Frente 
Amplio zu den Wahlen ist bereits be­
kannt gegeben worden. Auch die Freilas· 
sung aller letzthin verhafteten J ournali. 
sten, sowie die in Kürze erwartete Teil· 
amnestie scheinen die These und Taktik 
Seregnis zu erhärten. 
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Chile 

Kat ja Maurer 

Pinochet wieder 
fester im Sattel? 

Starke Sprüche kommen von Chiles Dik­
talor Pinochet: ,Jelll greifen sie mich 
an. aber später, irgend wann in der Zu­
kunft werde ich als der 1\lann in Erinne­
rung sein. der gegen den Kommunismus 
gekimpft hat und Gutes rur sein Land 
getan hat." Weiter verkündet Pinochet, 
er habe zwar an Unterstiitzung in der 
Bevölkerung verloren, aber er werde bis 
mindestens 1989 an der 1\ lacht bleiben. l 

22 

Und es bleibt nidll nur bei starken 
Sprüchen. 
J üngste Meldungen aus Chile berichten 
von kaltblütigen und geziehen Morden 
an linken Oppositionellen - so im Juni 
cl.J., als fUnf Personen in Santiago vom 
chilenischen Geheimdienst CNI erschos-. 
sen wurden -, von Verbannungen ruh­
render 1\litglieder des Linksbündnisses 
Demokratische Volksbewegung (MDP), 

darunter lose Sanfuentes und der Prie· 
ster Maroto, von Ausweisungen. 
Im juli dieses jahres wurden der Spre· 
eher der Bewegung der Revolutionären 
Linken (MIR), juan Parra, und drei 
Kommunisten ausgewiesen. 
Wenige Wochen zuvor traf die gleiche 
Maßnahme den Ant Leopoldo Ortega 
von der chilenischen Menschenrechts· 
kommission und den MDl'·Generalsek· 
retär jaime lnsunza. Als den beiden die 
erneute Einreise per Gerichtsbeschluß 
wieder erlaubt wurde, kehrten sie sofort 
zuriick, wurden festgenommen, dann 
wieder auf freien Fuß gesetzt. Und sie 
gingen in den Untergrund, als das Re­
gime ihre erneute Ausweisung beschlos­
sen hatte. 
Ähnlich erging es den ausgewiesenen 
Osiet Nmi.ez, Rene Largo Farias und dem 
Ex-Senator Godoy. Sie versuchten nach 
ihrer Ausweisungzweimal nach Chile zu­
rückzukehren. Das erste Mal wurden sie 
von den chilenischen Behörden wieder 
ins Flugzeug gesetzt, beim zweiten Mal 
verhaftet. 

Säuberung VOll "Unkraut" 

Die verschärfte, vor allen Dingen auf die 
MDl' abzielende Repression wird in den 
chilenischen Massenmedien von einer 
antikommunistischen Kampagne son­
dergleichen begleitet. Innenminister Ser­
gio Onofre jarpa fonnulierte das Ziel 
dieser abgestimmten Aktion ohne Um· 
schweife: "Die Kommunisten (dazu ge­
hört im Schwar.:-Weiß-Denken der Dik­
tatur die gesamte Linke; d. Verf.) sind 
wie Unkraut. Wenn man nicht aufpaßt, 
wächst es nach. ~Ian muß immer wieder 
eine umfassende Säuberungsaktion 
durchführen."2 
Damit der "Dialog" zwischen dem Re· 
gime und der bürgerlichen Opposition 
fortgesetzt werden kÖnnte, fordert der 
Innenminister von diesen Kräften, sie 
müßten eine klare, nämlich ablehnende 
Haltung zu den Kommunisten und zu 
einem Bündnis mit ihnen einnehmen. 
Die meisten der wechselnden Präsiden­
ten der bürgerlichen Demokratischen 
Alliamr. (AD) haben sich auf diese Erpres­
sung eingelassen. 

Neben dem Repressionskurs gegen die 
linke Opposition und die Gewerkschaf· 
ten versucht die Diktaturdieverlorenge· 
gangene Basiszuriickzugewinnen. 

Dies ist vor allem mit halbherzigen Kon­
zessionen in der Wirtschaftspolitik ver· 
bunden. Das Auswechseln des Wirt­
schafts- und Finallzministers im ~Iärl 

d.]. soHte nun das endgültige Ende der 
Ära der Chikago-Boys (Schule des US­
ökonomen Milton Friedman;d. Red.) in 
Chile einläuten. Staatliche Subventionen 
zugunsten der Mittelschichten und 



günstigere Umschuldungsbedingungen 
ftlr die Klein- und Mittelbetriebe wurden 
angekündigt, Zollschranken ftlr be­
stimmte ausländische Güter erhöht, um 
die einheimische Industrie zu schützen. 
Angesichts der anhaltenden Wirtschafts­
krise sind solche Maßnahmen allerdings 
eher darauf gerichtet, Illusionen bei den 
Kreisen hervorzurufen, die sich vor allem 
aus wirtschaftlichen Gründen von der 
Diktatur abgewandt haben. Und selbst 
dieser Effekt dürfte kunlebig sein. Die 
Maßnahmen bringen nur einem geringen 
Teil der kleinen und mittleren Betriebe 
minimale Vorteile. 
Und in der entscheidenden Frage wird 
alles sehr bald seinen seit 11 Jahren ge­
wohnten Gang gehen. Das Pinochet-Re­
gime willjetztdie von ihm intervenierten 
Banken und Betriebe wieder reprivatisie­
ren. Dies "kann man in seiner Größen· 
ordnung nur mit dem Reprivatisierungs­
prozeß vergleichen, den diese Regierung 
1974/75 durchführte". 3 

Der Verkauf zu Billigstpreisen (ange· 
boten wird dafür ein zinsloser staatlicher 
Kredit mit einer Laufzeit von 10 Jah ­
ren), so beftlrchtet die Opposition, wird 
eine noch größere Konzentration der 
wirtschaftlichen Macht in den Händen 
derer zur Folge haben,die z.B. die Banco 
de Chile und damit letztlich alle, die bei 
der Bank verschuldeten Betriebe erwer­
ben werden. 
Trotzdem scheint das Pinochet-Regime 
wieder fester im Sattel zu sitzen. Nach 

den großen Widerstandsaktionen zu Be­
ginn des Jahres, die ihren Gipfelpunkt in 
dem Protesttag am 27. März 1984 hat­
ten, an dem zum ersten Mal in vielen 
Betrieben gegen die Diktatur gestreikt 
wurde, ist es ruhiger um die Opposition 
geworden. 
Der vom Nationalen Kommando der Ar­
beiter (CNT) im April d.]. angekündigte 
Generalstreik fand nicht stau. Die 
90-Tage-Frist, die sich die Gewerkschaf· 
ter zur Durchführung des Streiks gesetzt 
hat ten, ist mittlerweile abgelaufen. 

Zögernde Demokratische Allianz 

Die Gründe dafür liegen in der noch im­
mer fehlenden Einheit der politischen 
Opposition. Immer dann, wenn Anzei­
chen für Fortschritte sichtbar werden, 

. wie etwa in dem gemeinsam von AD, 
MDP, Sozialistischem Block und Natio­
nalem Kommando der Arbeiter koordi­
nierten und organisierten Mänprotest, 
sichert sich die Demokratische Alliaß? 
nach rechts ab. 
Sie streckte nach dem gelungenen Pro­
testtag ihre Fühler wieder in Richtung 
Gespräche mit dem Regime aus. Sie fin­
den hinter verschlossenen Türen statt. 
Verschiedene ihrer Führer, darunter der 
Vorsitzende der Christdemokratischen 
Partei (PDC) , Valdes, erklärten - wie 
von Jarpa gefordert - ihre Ablehnung 
gegenüber einem Bündnis mit der M DP. 4 

Innerhalb der AD gibt es keine einheit­
liche Vorstellung über die weitere Vor­
gehensweise. Je nachdem, wer den alle 2 
Monate wechselnden Präsidenten stellt, 
werden voneinander abweichende Mei· 
nungen im Namen der AD bekanntge­
geben: etwa über die Zusammenarbeit 
mit der MDP oder über die Anerkennung 
oder Nichtanerkennung der faschisti­
schen Verfassung. 
Zur Zeit ist die Handlungsfähigkeit der 
AD auch deshalb eingeschränkt, weil die 
Auseinandersetzungen innerhalb der ein­
flußreichsten Partei, unter den Christ­
demokraten, zugenommen haben. Im 
Oktober d.J . werden sie einen Parteikon­
greß durchführen. Bis dahin ist man mit 
Prognosen über die künftige Linie der 
PDC vorsichtig. 
Auch die Lage der Demokratischen 
Volksbewegung ist nicht einfach, wenn 
auch aus anderen Gründen . 
Sie hat sich zwar seit ihrer Gründung im 
September vergangenen J ahres immer 
deutlicher als eine entscheidende politi­
sche Kraft in Chile profilieren und mit 
ihrer Nationalversammlung im Februar 
d.J. einen wichtigen politischen Erfolg 
erdelen können. Aber die verschärfte 
Repression der vergangenen Monate ge­
gen sie, zwingt zu äußerster Vorsicht. 

Die Diktatur will die MDP führungslos 
machen: MDP·Präsident Manuel Almey­
da steht nach seiner mehrwöchigen in­
haftierung unter ständiger Kontrolle und 
darf laut polizeilicher Auflage nicht öf-
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fentlich politisch auftreten. MDp·Gene· 
ralsekretär Insunza befindet sich in der 
Illegalität. Trotzdem ist es der MDP ge· 
lungen, ihre Organisationsstruktur zu 
verbessern. In den meisten Städten und 
Regionen Chiles existieren jetzt funktio· 
nierende lokale und regionale MDP-Or· 
ganisationen. 
Für die Gewerkschaftsbewegung und die 
gesamte politische Opposition bedeutete 
der nicht dutehgeführte Generalstreik 
einen Rückschlag. Noch aber ist damit 
die Diskussion um einen Streik, und da· 
mit um die Verstärkung der sozialen Be· 
wegungen gegen die Diktatur, nicht vom 
Tisch. 
Erst kÜl"'llich forderte die Nationale Ge­
werkschaftskoordinierung (eNS), die 
stärkste Dachgewerkschaft, vom Natio· 
nalen Kommando der Arbeiter eine Dis­
kussion und Entscheidung über die Vor· 
bereitung und Durchftihrung eines Gene­
ralstreiks. Die im April vom Nationalen 
Kommando der Arbeiter gefaßten Be­
schlüsse, sich auf regionaler und lokaler 
Ebene zu organisieren und damit die 
Emscheidungsfindung zu demokrati· 
sieren, werden in die Tat umgesetzt. 

Das hat zur Folge, daß sich die chileni· 
sehe Linke entsprechend ihrem tatsächli· 
chen Einfluß in der Arbeiterbewegung 
auch in den gewerkschaftlichen Gremien' 
immer mehr an Geltung verschaffen 
kann. 
Die scheinbare Ruhe trogt. Nicht nur die 
notwendigen. ob en genannten Entwick­
lungen und Diskussionen in den Opposi. 
tionsströmungen sind ein Zeichen darur. 
über 300 Bomben sind im ersten Halb· 
jahr 1984 in die Luft gegangen . Mehrere 
Male waren deswegen die großen Städte 
Chiles einige Stunden ohne Strom. 
Die Patriotische Front Manue! Rodri· 
guez, die sich zu den meisten dieser Sa· 
botageakte bekannte, besetzte mehrere 

Radio· und Nachrichlenstationen und 
ließ politische Erklärungen gegen die 
Diktatur verlesen. Gegenüber diesen Ak­
tionen zeigte sich die Diktatur bisher 
machtlos, und damit ihre Schwäche. 
Ihre Versuche, die MDP über die Frage 
bewaffneter Widerstandsaktionen zu iso· 
lieren (die MDP hält angesichts der Ge­
w~lttätigkeit des Regimes alle Kampf­
formen rur legitim) sind ebenso geschei. 
tert. Unter der Bevölkerung werden sol· 
ehe Aktionen als Zeichen wachsenden 
Widerstandes gegen das Regime und des­
sen zunehmende Destabilisierung ge­
wertet. 

Schritte zur Einheitder Opposition 

Und wenn die bürgerliche Opposition die 
bewaffneten Aktionen zum Vorwand 
nimmt, sich von der MDP zu distanzie· 
ren, so sind in Chile die wahren Gründe 
dafUr spätestens seit den ersten "Dialog' 
bemühungen" der AD bekannt. 
Wenn es um die Einheit der Opposition 
geht, dann steht nicht die Frage, ob be· 
waffnete Aktionen oder friedlicher Pro­
test zum Sturl der Diktatur fUhren, son­
dern ob die Massenbewegung die 
Rückkehr zu einer wirklichen Demokra· 
tie erzwingen wird, oder ob durch Ver· 
handlungen lediglich eine scheinbare 
Liberalisierung des Regimes erreicht 
wird. 
Die entscheidenden oppositionellen 
Strömungen, die MDP, die AD und der 
kleinere Sozialistische Block, haben drei 
Hauplforderungen gemeinsam: Sturz 
Pinochets, Bildung einer 18monatigen 
übergangsregierung der nationalen Ein· 
heit und Wahl einer verfassungsgebenden 
Versammlung. 
Die Grundlagen CUr ein gemeinsames 
Vorgehen sind aha vorhanden. Und 

AlB-Verkäufer geSUCht! 

keine der oppositionellen Blöcke ist in 
der Lage, diese Ziele ohne die anderen 
durchzusetzen, darüber herrscht unter 
ihnen auch Klarheit. 
Die Opposition hat, in den meisten Fäl· 
len durch gemeinsame Listen oder Ab­
sprachen, deutlich an Einfluß gewon· 
nen: In acht von neun der wichtigsten 
Universitäten des Landes sind die 5tu· 
dentenorganisationen in der Hand der 
Opposition. 
Ebenso dominiert sie in 12 von 20 Be­
rufsverbänden und in den entscheiden· 
den Gewerkschaftföderationen. 

In Akt ionseinheit haben sie in den letz· 
ten Wochen wichtige Proteste an den 
Universitäten, Demonstrationen in den 
Arbeitervierteln und Streiks durch­
geführt. Ein Markstein ist die Gründung 
eines Bündnisses zwischen der Demo­
kratischen Allianz, dem Sozialistischen 
Block, der Demokratischen Volks· 
bewegung und dem regionalen Kom· 
mando der Arbeiter in der 1500 km 
südlich von Santiago gelegenen Stadt 
Puerto Montt. 
Auch die Frage der "Gewalt" dürfte sich 
mittlerweile geklärt haben. Anfang 
August d.]. fanden in verschiedenen chi­
lenischen Städten Demonstrationen ge· 
gen die Gewalt statt. Zehntausende be­
teiligten sich dann (unter anderem hatte 
die katholische Kirche dazu aufgerufen). 
Da wurde wieder einmal deutlich, von 
wem die Gewalt in Chile ausgeht: Wäh· 
rend der Demonstrationen wurden meh· 
rere hundert Menschen festgenommen, 
verletzt, und der 19jährige Hugo Fuen· 
tes, von der Polizei ermordet. 

Anmerkungen: 
I) International Herald Tribune, Paris/Zürich, 

9.8.1984 
2) EI Pais, Madrid, 4.8.1984 
3) Hoy, Santiago, 13.·19.6.1984 
4) EI Pais, Madrid, 4.8.1984 

Die Herbstaktionen der Friedensbewegung haben begon. 
nen. Hunderttausende sind aktiv gegen Pershing 11 und 
Cruise Missiles, gegen Air Land Battle und den US.Krieg in 
Nikaragua. 
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Wir wollen sie mit unseren Sonderheften zu AirLand Battle 
und Nikaragua informieren. Dazu brauchen wir die Hilfe 
unserer Leser. 
Bestellen Sie bitte rechtzeitig zu den Großaktionen und 
Veranstaltungen unsere Sonderhefte rur den Freiverkauf. 
Fordern Sie Werbenugblätter und Plakate an. 

'Damit helfen Sie unserer gemeinsamen Sache - und Ihrer 
Gruppe. Ab 10 Exemplaren gewähren wir Ihnen 33% Ra· 
batt, und wir schenken Ihnen ein Buch. 
Benutzen Sie bitte die Bestellkarte in der Heftm itte! 

Das Info paket 
für den Friedensherbst 
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60 Seiten, 4 DM 



o Ich abonniere das AlB ab Nr. __ , ab sofort" 

o Ich bestelle __ Ex. AIB-Sonderheft 2/1984 (4 DM) 

o Ich bestelle __ Ex. AIB-Sonderheft 411984 (2 DM) 

D ich bestelle __ Ex. AIB-Nr. __ 0 0 
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Mit Bankeinzug Zeit und Geld sparen 

Für Sie und uns der einfachste Weg: Lastschriftverfahren 

• Sie brauchen sich künftig nicht mehr um die rechtzeitige 
Bezahlung Ihres Abonnements zu kümmern. 

• Sie sparenZeit und Geld, denn dasAusfütren von Zahlkarten, 
Überweisungen und Schecks wird überflüssig. 

• Wir ersparen uns das Versenden YOn Rechnungen und Mah­
nungen und haben eine KostenerteicMerung. 

Abbuchungsvollmacht 

Ich ermachtlge Sie hiermit - widerrufliCh -, die AIB-Abogetlührefl ~on memem 
Konto einzuziehen. 
Be{lmn ab ________________ _ 
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~ Ich bitte um Zu sendung von Probeexempla­
ren an: 

(Name) 

(Straße/Hausnummer) 

(Ort) 

(Name) 
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Solldaritätsshop Dritte Welt 
Produktion. V.rtag. V.rtrieb. GmbH 

Besteiliste 
SllEk Artlk .. 

Kiff .. IU' Nlc.r."u. 
1 Pfund. . . . . 13,00 
Elp" ... o-Ka"" '1,1' Angol. 
250 Gramm. . . . 7,50 
T ... 1.11 Moumblqui 
250 Gramm. . . . 8,50 
T" IUI Moz.mblqu. 
l00Gramm. . . . 3,50 
PI.katm.ppe NIe.r.gu. 
Sonderpreis . . . . 12,00 
Orlphlkmlppe R. Cab,..r. . 10,00 
Schallplltte "V.mol MuChlcho," der 
salvadorlanlscl'lln Grupp. IOLOCAMBA.I·TA, LP 18,00 
ASK.Hlntergrund 
zu Nicaragua, 2" Sn,; IU Hondura., '" Sn. ja . 1,50 
ASK.Hlntergrund 
zu EI Salv.dor, 18 Sn. , , . . . , . . 1,00 
POltk.r1.nm.ppe 
8 . Karkutll, . . . , , . . . . . . 3,00 
Kunltpllkat "Solld.,lllt mit den palAstlnenalachen 
Gefangenen" von Sullm.n Man.our, DIN A 1 10,00 
Kochbuch HOl. chlllnisch. KOchi" 
60 Rezepte mit Abblldung.n und Zelchungen, 84 Sn. 6,80 
Anhinger ASK·Taubt In gOld. 78,00 
Anhlng.r ASK·MlnJlaub., gOld. . 26,00 
Kittchen passend dazu . . . . 34,00 
Ohrltlck.r ASK·Taube, allber, Pa.r 22,00 
OhrlfKk.relnzeln"lIbar . . . . 12,00 
AnhlngllASK,Taube eua Ton, blau oder braun. 6,50 
Anhln".r 
Coplnol.K.rn mit .. ivadortanlschen Motiven , 10,00 

Solldaritätssho Dritte Welt 
ProdukHon. V.rtlil' · v.rtrieb. GmbH 
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Plakalmappe .. Nlcaragua Llbre'" 
mit 15 Plakaten aus dem freten 
Nicaragua , DIN A3. aUe Plakate 
mehrfarbig. SOnderpreis 12.- DM 
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Graphikmappe des salvadonan,­
sehen Kunst/ers Ralael Cabrer •. 
5 Blaller, dazu je ein 81alt mit Ge­
dichten von Neruda . Cardenel , 
Vega. DIN A4 Uberlormal. S/W 
Stuck 10.- DM 
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Anhinger ASK·Taube, gold, 
78,00 DM. 
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Anhinger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14,- DM 

Postkartenmappe 6 Post kar 
ten mit Mo t iven des paläst i· 
nensischen Kunstlers Burhan 
Karkutl,i, s,'w. 

3, DM 



Brasilien 

Peter Garcia 

Massenbewegungen 
wie seit 1964 nicht mehr 

Drei Themen beStimmen in diesem Jahr 
die Schlagzeilen derbrasilianischen Pres­
se: Direktwahlen. Auslandsverschuldung 
und Hunger. 
Mehr als 5 1\'Iio Menschen gingen seit 
Januar 1984 aus Protest gegen die uno 
demokratischen Wahlgesetze, gegen die 
Auflagen des Internationalen Währungs­
fonds, die Arbeitslosigkeit und das Ab­
sinken des Lebensstandards auf die 
Straße. Als Antwort verhängten die Mili­
tärs zweimal den Ausnahmezustand über 
Brasilien. 

Im April cl.]. forderten in Sao Paulo 
2 Mio und in Rio de J aneiro 1 Mio De­
monstranten die Direktwahl des Präsi­
denten. Das waren die größten. Massen­
proteste in Brasilien seit der r-olachlüber­
nahme der Militärs 1964. 
Bis heute wird der Pr'.i.sident dieses la­
teinamerikanischen Landes durch ein 
Wahlmännergremium bestimmt, das 
nach territorialen Gesichtspunkten zu­
sammengesetzt ist und nicht die Bevöl­
kerungszahl der einzelnen Bundesstaa­
ten berücksichtigt. Ein Wahlmann Siio 
Pauios repräsentiert z.B. 116 Mal soviel 
Wähler, wie einer seiner Kollegen aus 
Roraimaim Amazonas-Dschungel .. 
Da die regierende konservative Sozial­
demokratische Partei (PDS), bei den 
letzten Wahlen (im Jahr 1982, siehe: 
AlB 1/ 1983; d. Red.) in mehr Staaten 
die Mehrheit erhalten hatte als die Oppo­
sition, stellt sie den überwiegenden Teil 
der Wahlmänner. 

Kampagne für die Direktwah l 

Aus der Kampagne rur die Direktwahl 
des Präsidenten wurde eine breite Volks­
bewegung, der sich selbst Abgeordnete 
der Regiemngspartei anschlossen. Am 
26.4.1984 gelang es der OppOSition, im 
Parlament eine Abstimmung über die 
Verfassungsänderung zur Direktwahl zu 
erzwingen. 62% der Abgeordneten 
stimmten rur die Änderung. 
Aber obwohl 54 Kongreßmitglieder der 
PDS - unter ihnen auch der Vizepräsi. 
den! Aureliano Chaves - die Opposition 

unterstützten, kam die erforderliche 
Zweidrillelmehrheit nicht zustande. An 
diesem Tag wurde über die Hauptstadt 
der Ausnahmezustand verhängt, die 
Pressefreiheit durch Teilzensur beschnit­
ten und die übertragung der Parlaments­
debatte in Radio und Fernsehen verbo­
ten. 
Der Präsidentschaftskandidat der dritt­
größten Partei, der Demokratischen Ar­
heiterparlei (POT), Leonel Brizola, zog 
im Anschluß an die Abstimmung seine 
Kandidatur zurück, Um einer offenen 
Konfrontation die Spitze zu nehmen, 
brachte Präsident Figueiredo dann selbst 
einen Antrag auf Änderung der Verfas­
sung ein. Damit wird die Amtszeit des 
Präsidenten auf 4 Jahre reduziert und die 
Direktwahl rur 1988vorgesehen. 1 

ProtestziellMF-A unagen 

Nichtsdestotrotz besteht bereits jetzt die 
Chance, daß der neue Präsident, der am 
15.1.1985 noch vom Wahlmännergre­
mium gewählt werden soll, ein Mann der 
Opposition sein wird. Am 7. August d.J. 
hat die größte Oppositionspartei, die 
Partei der Demokratischen Bewegung 
Brasiliens (PM OB), mit der Liberalen 
Front, die aus Dissidenten der PDS be­
steht, ein Bündnis geschlossen, das die 
Kandidatur von Tancredo Neves, dem 
PMDB-Gouverneur von Minas Garais, 
unterstützt. 
Da wahrscheinlich mehr als 60 von 355 
Wahlmännern der PDS ihn ebenfalls 
wählen werden, wird die PDS im 
686köpfigen Gremium über keine Mehr­
heit mehr für ihren eigenen Kandidaten 
Paulo Maluf verfUgen, 
Neu waren bei allen großen Kundgebun. 
gen und Demonstrationen die nament­
lichen Angriffe gegen den Internationa­
len Währungsfonds (IM F). 
Die Annahme der lMl-'-Aunagen durch 
die brasilianische Regierung im Septem­
ber 1983 hatte unmittelbare Auswirkun­
gen auf den Lebensstandard der Br.Jsilia­
ner: Verteuerung der Lebenshaltungs­
kosten und Zunahme der Arbeitslosig-

keit. Im einzelnen sahen die Auflagen 
vor. daß die Preise fUr Benzin und andere 
Brennstoffe automatisch entsprechend 
der Innationsrate zu erhöhen seien, die 
Preise ftif Strom und Stahl sogar um 5% 
über der Inflationsrate. Nach - vie:! zu 
niedrig angesetzten - offiziellen Anga­
ben betrug die Inflationsrate für 1983 
immerhin 175,3%.2 
Weiterhin schrieben die Auflagen den 
Abbau der Suuventionen für die Weizen· 
preise und der Staal$verschuldung 
(durch Reduzierung der Ausgaben der 
Staatsunternehmen) vor. Die Löhne 5011-

ten nur noch bis zu 80% der Inflation 
angepaßt werden, 
An diesem Punkt - und wohl auch aus 
Angst vor weiteren r-.lassenprotesten -
versagte die Kongreßmehrheit der Regie­
rung die Unterstützung. Am 19.10.1983 
wurde das entsprechende Gesetzes­
dekret 2045 zurückgewiesen. 
Daraufhin erließ die Regierung Dekret 
2064, das fUr Gehälter bis zu drei Min· 
destlöhnen wieder eine Anglc:ichung von 
100"-0 an den Nationalen Verbraucher­
preisindex INPC vorschreibt. Darüberlie­
gende Gehälter bis zu 40 Mindestlöhnen 
und mehr werden nach einer Skala. die 
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von 95% bis 30% hinabreicht, angegli­
chen. 
Ab dem 1.8.1985 sollen die Gehälter 
teilweise und ab dem 1.8.1988 ganz 
ohne staatliche Kontrolle ausgehandelt 
werden. Gleichzeitig wurde der Mindest­
satz der Lohnsteuer von 55 auf 60% er­
höht. Nach dem Erlaß des Dekrets ver­
hängte die Regierung rur 60 Tage den 
Ausnahmezustand über Brasilia. Mit den 
anschließenden Parlamentsferien wurde 
auf diese Weise 4 .Monate lang eirie Ab· 
stimmung über die neuen l\laßnahmen 
verhinderl. J 

Für den 1.5.1984 wurde ein neuer Min­
destlohn von 97.176 Gruzeiros (Cr, 
I Cr = 0,02 DM; damals ca. 180 DM) 
landesweit, d.h. ohne die bis dahin exi­
stierenden regionalen Abstufungen, ver· 
fügt. 
Die Mehr.tahl der Lohnabhängigen in 
den großen Industrieregionen erlitt da­
durch einen zusätzlichen realen Lohn­
verlust. Bei einer Inflation von ca. 800/0 in 
den Großstädten seit der letz ten Lohner­
höhung nahm ihr Einkommen nur um 
70,1% zu, während sich der Mindestlohn 
im Norden, Nordosten und den dünnbe­
siedelten Restgebie ten um 93,4% er· 
höhte. 4 

Laut der US-amerikanischen Zeitschrift 
Time vom 23.4.1984 liegt der Durch­
schnittslohn in Brasilien unter ISO Dol­
lar pro Monat. Allein 1983 ging das Pro­
Kopf·Einkommen nach Angaben der 
Getulio-Vargas-Stiftung real um 5,5% 
zurück. 5 

Lohnabbau auf Dauer 

Mit seinen Auflagen wollte der IMF zwei 
Hauptziele erreichen: eine t;l.rastische 
Verringerung der Inflationsrate und eine 
Ausgleichung der Zahlungsbilanz. Was 
den ersten Punkt betrifft, so ist das 
Scheitern der ['IF-Maßnahmen offen· 
sichtlich. 
Im Rahmen der Auflagen war Brasilien 
eine Inflationsrate von "nur" 60% ge· 
nehmigt worden. in der Zwischenzeit 
liegt die Jahresrate bei 230%. Zur Er­
reichung des zweiten Ziels war Brasilien 
eine Erhöhung des Exportüberschusses 
von 6 Mrd Dollar im jahr 1983 auf 9l\lrd 
Dollar im laufendenjahr vorgeschrieben 
worden. Bei einer Hochrechnung des 
bisherigen Ergebnisses wird Brasilien 
diese Zahl wahrscheinlich noch über­
t reffen. 
Die Exporte wurden gegenüber dem Vor­
jahr um über 20% ausgedehnt - bei 
gleichzeitiger Einschränkung der im­
porte um ca. 16%. Die Gründe dafür lie­
gen zum Teil in einer Umstrukturierung 
der brasilianischen Wirtschaft. 
Aluminium wird nicht mehr in großen 
Mengen importiert, sondern exportiert. 
Bei Kupfer und Erdöl ist heute die Eigen-, 
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versorgung fast gewährleistet. Auf der 
anderen Seite konnte Brasilien für Soja, 
Orangensaft und Produkte der Eisen­
und Stahlindustrie bessere Exponpreise 
erzielen.6 

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung 
ist Brasilien denl Ziel der Ausgleichung 
der Zahlungsbilanz keinen Schritt näher 
gekommen. 
Im Gegeuteil: Alleine in den ersten 
3 Monaten diesesjahres nahm die Netto­
Auslandsverschuldung um 3, 1 Mrd Dol­
lar zu. Bereits im letzten Jahr hatte der 
Exportüberschuß das südamerikanische 
Land nicht vor einer Verschlechterung 
der Zahlungsbilanz bewahrt. 
Brasilien er.lidte zwar einen Oberschuß 
in der Handelsbilanz von 6,5 Mrd Dollar. 
Gleichzeitig mußten aber für Zinsen, 
Royalities usw. 13 Mrd Dollar gezahlt 
werden, so daß das Defizit um ebenfalls 
6,5 Mrd Dollar zunahm. 
Nachdem die Reagan-Administration die 
Sollzins-Sätze in der Zwischenzeit meh­
rere Male angehoben hat, wird die Zu­
nahm e bei Brasiliens Zinslast in absolu­
ten Zahlen 1984 höher sein als der zu 
erwartende Exportüberschuß. Zur Zeit 
zahlt Brasilien einschließlich Risikozu· 
schläge effektive Zinsen von 15-16% rur 
seine Auslandsschuld. 7 

Außenverschuldung ungebremst 

Die stetige Erhöhung der Zinssätze in 
den USA sind ein Beispiel daftir, wie sich 
eine Regierung in den Dienst der Ban­
kiers stellt. Einen f':inblick in diese Zu­
sammenhänge gab die US·Zeitschrift 
Fortune vom 11.6.1982 mit dem Bei­
spiel der Citibank. 22% des jahresge­
samtgewinns im jahr 1981 - das sind 
287 Mio Dollar - verdientedie Citibank 
am Brasiliengeschäft. Ein Zahlungsauf­
schub bei den Zinszahlungen würde die 
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Gewinne der Citibank empfindlich 
kürzen. Und noch eine interessante Zahl, 
die die Größenordnungen aufzeigt, um 
die es hier geht: Diese Bank hat Brasilien 
einen Betrag geliehen, der 83% ihres 
Kapitals entspricht! 
Der IMF wiederum verhält sich bei der 
Festlegung seiner Aunagen wie der Vo­
gel Strauß: Er tut, als g'.ibe es keine US­
amerikanische Hochzinspolitik. In glei­
cher Weise ignoriert er, daß die Sparvor­
gaben ftir den Staatssektor das brasiliani­
sche Arbeitslosenheer vergrößern, wo­
durch die Probleme lediglich in einen 
anderen Bereich verlagert werden. 
Was eine Senkung der Ausgaben der bra­
silianischen Staatsbetriebe bedeutet, 
machen folgende Zahlen klar: Die Unter­
nehmen der Mfentlichen Hand beschäf­
tigen in Brasilien 45% der Arbeitskräfte 
des Landes. Schon Mitte des letztenjah­
res war der Haushalt ftir diese Betriebe 
um 5,6% gekür.tt worden. Für 1984 wur­
de das Gesamtbudget für die 350 Staats­
firmen bei einer Jahresinflation von 
230% um nur 150% und die Personal­
kosten um nur 148% erhöht. 
Die Folge waren Stellenstreichungen 
und Kürzungen bei den Lohnzulagen. 
Gegen diese Maßnahmen protestierten in 
Rio de j aneiro 50.000 Beschäftigte der 
Staatsbetriebe. 8 

Eine andere Art von Protest hatte ihre 
direkte Ursache im Hunger. Arbeitslose 
drangen im letztenjahrzum ersten Mal 
auch in Säo Paulo in Supermärte ein, um 
ihren Hunger zu stillen. Insgesamt wur­
den 400 solcher FäHe registriert, die man 
vorher nur aus dem Nordosten des Lan­
des kannte. 
Dort ist ein Drittel der Bevölkerung, die 
10 Mio Flage!ad05 (Gegeißelten), so vom 
Hunger betroffen, daß sie alles essen, was 
noch irgendwie genießbar ist. Dazu ge­
hören Palmenblätter, Eidechsen, Ratten 
und Schlangen. Die Kindersterblichkeit 



ist je nach Region auf 250-500 pro Tau­
send angestiegen. 
Hunderte strömen täglich in die Städte 
des Nordostens und verschaffen sich 
nicht sehen Zugang zu Nahrung durch 
das Erstürmen von Lebensmittellagern 
und Supermärkten. Der Erlbischof von 
Fortaleza, Dom Aloisio Lorscheider, 
nannte dieses gewaltsame Eindringen in 
die Supermärkte "ein legitimes Recht". 
Und weiter: ,,~'Ian sollte nicht von Raub 
reden, wenn die von der Trockenheit 
Betroffenen nach allem Eßbaren greifen, 
das ihnen vor die Winde kommt."9 
Es wäre jedoch zu einfach, die - wenn 
auch immerhin schon 5Jahre dauernde 
- Trockenheit rur alles Leid der Be­
wohner des Nordostens verantwortlich 
zu machen. Vom Wassermangel sind 70% 
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der Nordestinos betroffen, d.h. 24 Mio 
Menschen. 
Trotzdem ist das Wasser nicht überall in 
diesem T eil Brasiliens knapp. In der ~lit­
Le des Gebietes liegt mit 4.214 qkm der 
größte künstliche See der Welt, der 50-
bradinho_ Und von Süd nach Nord fließt 
mit 2.660 qkm Fläche der wasserreiche 
Rio 5;10 Francisco. 
Den Nutzen an diesen Wasserrnassen ha­
ben <lußer den Elektrizitätswerken einigt 
nationalt und inttrnationale Konzerne: 
Fuchs-Gewurle, Mamoku·Yamoto, Cica­
norte, Agrosafra usw_ Die bäuerlichen 
Kleinbetriebe haben zum Wasser kaum 
Zutritt_ 
Daß es sich auch im Nordosten lohnt, 
Landwirtschaft zu betreiben, zeigen die 
Besitzverhältnisse. 780 Agrarkonzerne 
und Latifundien kontrollieren 23% der 
gesamten Fläche, während 34,4% dtr 
Eigentümer ganze 1,4% besitzen. Das 
Land konzentriert sich in den Händen 

von immer weniger Eigentümern. 1960 
um faßten Latifundien mit mehr als 500 
h<l etwa 34% der Landfläche des Nord· 
ostens. 1980 war dieser Anteil auf über 
45% gestiegen. Die wahren Ursachen rur 
den Hunger im Nordosten sind deshalb: 
privilegierter Zugang zum vorhandenen 
Wasser und Anwachsen des Großgrund­
besitzes. 10 

Hungerhilfe ungleich verteilt 

Das Hilfsprogramm der Regierung für 
den Nordosten sieht auf den ersten Blick 
beeindruckend aus; Entsendung von 
Nahrungsmitteln (allein im Februar für 
40 Mio Dollar), 5.000 Wassertankwagen, 
finanzielle Unterstützung an 2, i Mio Ar­
beitslose und an Landwirte zum Bau von 
Bewässerungsan lagen. 
Bei genauerem IIinsehen stellt sich her­
aus, daß diese Unterstützung sehr un­
gleich verteilt wird. Die Arbeitslosen er· 
halten umgerechnet ganze 12 Dollarpro 
Monat. DaHir erhielten z.B. im Staat 
Piaui 800 Großgrundbesitzer 120 Mio 
Cruzeiros - die gleiche Summe, die im 
selben Staat 33 .000 Kleinbetriebe als 
Unterstützung bekamen. Mit den BlIes­
geldern finanziert die Regierung Bewäs­
serungsprojekte vor allem bei Groß- und 
Mittelbetrieben, wenn diese den Anbau 
von Exportkultuun (z. B. Baumwolle) 
planen. 
Das Ergebnis dieser Politik ist - wie in 
ganz Brasilien - ein Absinken der Le· 
bensmittelproduktion Hir den Inlands­
bedarf. Von 19 79 bis 1983 verringerte 
sich die Nahrungsminelproduktion pro 
Kopf in diesem Bereich um fast 25% ­
bei steigender Bevölkerungszahl -, 
während gleichzeitig die landwiruchaft­
liehe Exportproduktion um 30% und die 
landwirtschaflliche Produktion Hir den 
Energiebereich um 50% anstiegtn. 11 

Der von der Regierung bestellte Koordi­
nator für das Nordost-Hilfsprogramm, 
Valfrido Salmito, antwortete J ournali. 
sten auf die Frage, warum Brasilien nicht 
um internationale Hilfe nachsucht: "Es 
ist erniedrigend, um Nahrungsmittel zu 
bitten. Das ist eine peinliche Situation, 
weil Brasilien der viertgrößte Getreide­
produzent der Welt ist. .. Aber unsere 
Bedürfnisst sind wirklich riesengroß. Die 
allgemeine Nahrungsmittelknappheit 
Brasiliens hat sich in diesem Jahr zuge­
spitZt."12 

Eine Antwort der brasi lianischen Bevöl­
kerung auf das Absinktn des Lebensstan­
dards ist die 'Zunehmtnde gewerkschaft­
liche Organisitcung. Dieser Prozeß um­
faßt auch die Landarbeiter. 
Im AuguSt und November des letzten 
J ahres wurden in Säo Paulo die beiden 
Gewerkschaftszentralen CUT und CON­
CLAT gegründet. An der Gründung des 
CUT (Einheiuzentrale der Arbeiter) 

nahmen 5.059 Delegierte teil, die 
12.192.849 Gewerkschafter repräsen­
tierten. Koordinator wurdeJair Antonio 
Meneguelli, der vom ArbeilSminister zu­
vor seiner Funktion enthobene Präsident 
der Mela!Jarbeitergewerkschaft von Säo 
Bernardo. 
Als ausländische Gäsle nahmen bei der 
Gründung nur Delegationen solcher Ge­
werkschaften und Verbande teil, die 
delll sozialdemokratisch geführten Inter­
nationalen Bund Freier Gewerkschaften 
(lB"'G) angehören (z.B. DGB) sowie 
Vertreter der US·Cewerk~chaftszentrale 

AFL-ClO. 

Die zweite Zentrale CONCLAT (Natio· 
nale Koordination der Arbeiterklasse) 
wurde von 4.248 Delegierten gegründet, 
die 1.256 Gewerkschaftsorganisationen 
mit 9.424.889 Mitgliedern vertraten. Im 
Gegensatz zur CUT sind hier nicht dit 
einzelnen Gewerkschafter, sondern nur 
die Gewerkschaflsorganisationen Mit· 
glieder. 

Zustrom zu den Gewerksc haften 

Verschiedene Organisationen waren auf 
beiden Kongressen vertreten. Andere 
Gewerkschaften nahmen an keinem der 
beiden teil. Währtnd die CUT sich an die 
Sozialistische Internationale anlehnt, be­
stimmen bei der CONCLAT drei Haupt­
strömungen : Unabhängige und Basis­
gewerkschaften (z.T. unter kirchlicher 
Mithilfe organisiert), Linke um die Zei· 
tungen Voz da Unidade, Hora do Povo, 
Tribuna da Luta Operaia, und schließlich 
Angehörige der von den Militärs unter­
stützten konservativen Gewerkschafts­
bürokratie. 
37% der Delegierten und 51% der "Ut­
glieder der CONCLAT sind Landarbei­
ler. Bei der CUT stellen die Industriear­
beiterdie Mehrheit. 13 

Die brennenden sozialen und wirtschaft­
lichen Probleme Brasiliens werden eine 
Zusammenarbeit zwischen beiden Zen­
tralen unumgänglich machen. 

Anmerkungen: 
I) Granma, Havanna, 8.5.1984 
2) Info der Deuuch-Südarnerikanischen 

Bank (Info), NT. 45/1983 
3) Info,Nr.39/1983 
4) Info,Nr.28/1984 
5) Info, NT. 10/ 1984 
6) Info, Nr. 19/1984 und Cademos do 

Tercer Mundo, (3. Mundo), Liss.abon, Nr. 
66 

7) Info, NT. 10/ 1984 und NT. 22/ 1984; 3. 
Mundo, NT. 66 

8) Info, NT. 4511983; 3. Mundo, NT. 59/60 
9) Cademos do CEAS (CEAS), Bahia, Nr. 88 

10) CEAS, NT. 91. Zum aktuellen Dürrehun· 
g.:r in Afrika und Brasil ien siehe auch: 
AlB 7-811984, S. 76 ff. 

11) CEAS,Nr.91 und3. Mundo,Nr.66 
12) Imemational Herald Tribune, Parisl 

Zürich, 27 .3.1984 
13) CEAS.Nr.88und89 
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Guatemala 

Franz Bushin 

Rechte bei den Wahlen unter sich 

Von den Medien kaum wahrgenommen, 
fanden am 1. Juli d.]. in Guatemala Par­
lamentswahlen statt. Mittels dieses von 
der Mililärdik ta tur Mejia Victores ausge­
richteten Umengangs wurden 88 Abge­
ordnete bestimmt, denen es zusteht, eine 
neue Verfassung auszuarbeiten. 

Uberraschend ging die rechtsextremi­
stische Parteienkoalition, bestehend aus 
der Bewegung der Nationalen Befreiung 
(MLN) und der Authentischen Nationa­
listischen Zentrale (CAN), die traditio­
nellen Agroexportkreisen nahesteht so­
wie über eine mobilisierende Basis und 
paramilitärische Banden verfügt. nicht 
wie clWartel mit deutlichem Abstand 
durch das Ziel. 

Image-Verbesserung 

Die Guatemaltekische Christdemokratie 
(DeG) erhielt die meisten Stimmen, ge· 
folgt von der Union des Nationalen Zen· 
trums (ueN). Diese beiden Parteien,die 
rechts vom Zentrum stehen, erhielten 
jedoch aufgrund der ungleichmäßigen 
Auf teilung der Wahlkreise nur 20 bzw. 
21 Sitze, während auf die MLN/CAN 23 
Sitze entfielen. 

Abgeschlagen landeten die rechten 
Gruppen Revolutionäre Partei (PR) (10 
Sitze) und Institutionelle Demokra· 
tische Partei (PID) (5 Sitze) auf Platz 4 
und 6, wohingegen die zur Mitte neigen­
de Nationale Erneuerungspartei (PNR) 6 
Sitze eroberte. Rechtsso:daldemokra· 
tischen Tendenzen wie der Vereinigten 
Front der Revolution (FUR) und der 
Demokratischen Bürgerfront (FeD) ge· 
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lang es nicht Sitz und Stimme zu errin· 
gen. 
Ebensowenig ist die Sozialdemokra· 
tische Partei (PSO), Mitglied derSoziali· 
stischen Internationale, in der Versamm· 
lung vertreten. Sie halte eine Teilnahme 
an dem Wahlgang abgelehnt mit dem Ar· 
gument,daßdie kontinuierlichen Verlet­
zungen der Menschenrechte in Guate· 
mala und die Mißachtung der politischen 
Opposition durch das Militärregime die 
Abhaltung authentischer, freier Wahlen 
verhinderten. 

An der Wahl beteiligten sich 1,98 Mio 
Bürger, das sind 77% derjenigen, die sich 
(genötigt oder nicht) vorher in die Wahl· 
register eingetragen hatten bzw. 53% der 
3,7 Mio Bürger im wahlfahigen Alter. 
540.000 gaben jedoch einen ungültigen 
oder leeren Stimmzettel ab. 
Die relativ hohe Wahlbeteiligung ist vor 
allem dadurch bedingt, daß die Armee in 
den 700 .000 Mann zählenden zivilen 
Selbstveneidigungsgruppen und in den 
KZ·ähnlichen Modell·DÖrfern (wo ver· 
triebene Bauern zusammengefaßt und 
unter militärische Aufsicht gestellt wur· 
den) rur Druck gesorgt hatte. Außerdem 
riskienen Nichlwähler eine Geldstrafe 
von 5 Dollar oder mußten befürchten, 
entlassen oder als Subversive angesehen 
zu werden. 

Ferner sind die Wahlen ausgesprochen 
ruhig verlaufen. Und im Gegnsatz zu 
früheren Wahlen scheint es keinen mas· 
siven Wahlbetrug gegeben zu haben. 
Die Abhaltung dieser Wahlen ist vor dem 
Hintergrund der fortgesetzten inter· 
nationalen Isolierung zu sehen, welcher 
das guatemaltekische Völkermord· 

regime mit seinen wechselnden Gallions· 
figuren ausgesetzt ist. 
Am 8.8.1983 hatte Juntachef Mejia Vic· 
tores anläßlich des von ihm unter Billi· 
gung der USA durchgeführten Staats· 
streichs gegen den religiösen Fanatiker 
E. Rios Montt U.a. versprochen, Wahlen 
zur Verfassungsgebenden Versammlung 
anzusetzen. 
Ziel dieser Wahlen war es, für eine Ver· 
besserung des Ansehens des guatemalte· 
kischen Regimes inden Liberalen Kreisen 
der USA und in Westeuropa zu sorgen. 



Im Inland soll den zivilen Bürgerlichen 
eine gewine Machtbeteiligung in Aus­
sicht geneIlt werden. 
Da es bei dem jelzigen Wahlgang entge­
gen einiger Spekulationen nicht zu ei­
nem Putschversuch z.B. seitens des 
Generalstabchefs Lobos Zamora kam, 
konnte der Schein gewahrt werden, daß 
die Militärs und die mit ihr verbundene 
Oligarchie gewillt sind, zu einem zivilen 
Regime zurückzukehren. Dieser Prouß 
soll angeblich durch Pr.i.sidentschafts­
wahlen, die rur das kommende J ahr vor­
gesehen sind, fortgesetzt werden. 

Ob und wie diese Präsidentenwahlen 
stattfinden werden, hängt let:.ulich vom 
eigentlichen Machtfaktor in Guatemala, 
von der Armee, ab. Mejia Victores hat 
bereits am 25. Juni d J. verkündet, daß. 
wenn die Verfassungsgebende Versamm­
lung die Grenzen ihrer Aufgaben über­
schreite (d.h. falls sie die Ernennung ei­
nes neuen Regierungschefs beschließen 
würde), Hir die man sie einberief, sie auf­
gelöst würde. 

Daß die Streitkräfte in einem abhängigen 
und unterentwickelten Land, in 'dem re· 
volutionäre Kräfte einen bewaffneten 
Kampf fUhren, der wichtigste Faktor der 
Regierenden ist. wird auch von den 
Kr'.i.ften der Mitte anerkannl. Sie enthal­
ten sich deshalb weitge hend offener An­
griffe gegen die Armee wegen deren bru­
taler übergriffe auf die Zivilbevölke-. 
rung. 

Die rur ihre Unerbittl ichkeit bekannten 
Streit kräfte halten seit Jahrzehnten den 
Staatsapparat in ihren Händen und wer­
den dieses Machtmonopol nicht kampf­
los räumen. Allerdings bleibt die Armee 

nicht unberührt von den Wahlergebnis­
~n. 

Aufgrund der politischen und wirt­
schaftlichen Krise der Oligarchie ver­
schärfen sich auch d ie Differenzen inner­
halb der Armee. Wer dabei die Oberhand 
gewinnt die mit der MLN oder die mit 
der ~litle sympathisierenden Kräfte -
wird von dem Erfolgder ~ l aßnahmendes 

gegenwärtigen Regimes zur Festigung 
seiner Macht und vom .-ortgang der US­
Intervention in der Region abhängen 
(siehe dazu: A IB-Sonderheft 3/ 1984 
Guatemala). 

Mil itärs weiter vom 

Die Chancen rur eine "Zivilregierung" 
den Prozeß der Machterosion aufzuhal­
ten (sie wurde bei den zwei vergangenen 
Staatsstre ichen offensichtlich) scheinen 
begrenzter Natur zu sein. 
Sowohl die Christdemokratie als auch 
die kür.dich lIon J orge Carpio Nicolle, 
dem Besitzer eines kleinen Zeitungs­
imperiums, ins Leben gerufene und ko-

metenhaft au fgestiegen e UeN verfügen 
über eine geri nge Basis. Sie können nur 
mit der Unterstützung von Kleinbesit­
zern und Mittelständlern SQwie einzel­
nen Vertretern der Industrie- und Fi­
nanzweit rechnen. Auf dieser Grundlage 
wird den traditionellen Krähen aus Oli­
garchie und Armee nicht beizu kommen 
sein. 
Das bedeu tet. daß die Leidt ragenden der 
wirtschaftlichen Krise und die Opfer der 
Menschenrechtsverletzungen mit den 
Wahlen vom I. Ju li 1984 nichts gewon­
nen haben. Die starke Beschränkungder 
Befugnisse der Verfassungsgebenden 
Versammlung mach t deutlich, d aß es 
sich bei diesen Wahlen um ein E.xper i­
ment handelt . 
Die St.ruktur der ~l ilitärherrschaft bleibt 
au frec hterhalten , und es bleibt fraglich, 
ob sich die Armee in die Kasernen zu­
rückziehen wird. Kein Zweifel kann 
daran beste hen, daß der AntigueriJIa­
kam pf. bru tal oder reform ist isch. an den 
sozialen Ursachen dieses innergesell­
schaftlichen Konfliktes vorbei, fortge­
fü hrt werden wird. 

Zeitschriftenschau 
I..atcinamer' b -Na.;h rkh 'cn. Nr. 128,1j ul, 1984 
ARGE1\'TINIEN: Men",he"'c~h'e im Ableiu? • Brief ci"". politi.chen Gelange""n in Villa Oc'Oto . Oie 
... ·1ruch.ftliche und politische Situa,ion • O .. ku .. ion liber A,omc~rgic • 80LIVIE:"I: In'er~it-w mi, juan 
Lechin . CUBA: Cub. ,i _ Neckerm.nn·Touri.m"" nc,n dankei . NICARAGUA: Oie P ~4te:n~derVcreinig<en 
St .... en in Mn Wahkn Nie .... ,..,as . DO~IlNIKANISCBE REPU BLIK : Oie Vorguch,dlle duOst.",,,,,,h.n . 
ECUADOR: Wird die Ge.ehichte zurüc""'d .. h,? • BRD: Spie~I.A rrogaru: • Stoppt die Wende im BMZ . 
Offener Brief.n Bundesmin"terl'iamke . lIesuch."" Sild.frika 
[i"".lpre" 4 D~l ; Abo U DM 
Ikl:ug: FOCI.., 1m Mehringbof. G""i",naustr. 2. 1000 Bcrlin 61 

ila.;n fo. N,.78fJ .. ~·Augu" 1984 
SCIIWERPUNKITHEMA: V ... ,nk' die Wd. in Schulden? Teil I: Apoalyp'" .000 • BERI CHTE UND 
II l l1.·T[RG RONO[: Colta Ri",,: D'e Aufrii.tunS .iReT abge<ehafh.n Arm ... . Hondu ..... : Opp""uon im 
Aufwind . "Oi. Wi"'li.hk.i, ist nie ein ,ollkornm."", Parn;.,,·· t:dua.do G .. le~no. ~,enredc auf den ,.offenen 
Bri<!" ,on f. Arraha!.n ... :I<lC ..... o. LXl\1)ERNAC HRlCIlTEN: B ..... ili.n. EI S.h·.dor. Grenad •. C"'t.moh 
• SOUDARlTXTSB(WEGUNG 
Einulpreis! D~! ;Abo 2~.'Ob%w. 3~ DM 
lkl:uK: ila. RömerS". 88. ~3oo Bonn ! 

"' I 't,"la",o.ih-~I.", in, N r. 39-40/Jul~A"",.t t984 
NICARAGUA: Völkermord on den ~h,kito.? • am""Jty 'n.ernational: Mensch.nrechte • GeIeIlJCh.ft für 
bedroht. Völk",: "Ein unhoL'barer Vorwurf" • 11'0 hogt die Wahrh.it. wo die Ulge? - Dokumentation der 
lJnI ... u~hung>bericht. von Nl\>chmann und CiOCA • Der ,·orprogn.mmierte Konflikt . Ed.n r .. to,..: 
G.winn.r .ines All.nt;o1< . Oie Werk ... " .m Rio San J uan . W.hlge .. tz: Histor;'ch. Vers\e,che brauchi •• 
nicht 2u fürchten . Oie Part.ien tn Nica ... gu • • UmsiedluRgen an der Sildgrenz. und neu. Projekte . EI.. 
SALVADOR: Flüchtlinge, die hine Mctnung hah.n dürfen . "Der Sie, ist nichl "ur mili ... nsd .. :r Natu,··: 
Gewerkodt.f.Hche Mas .. narb.iI in EI Sah"ador • Wie •• ,eiter. IlclT Du."e? _ Ocr Oavid.stern ,m fer""n 
Salvador • COSTA R ICA: .• Hondur.ni.;"rurtg'· oder strikte Neutral't"t . GUAH_MAI..A: Wahlkampf: ,.Nicht 
di. ~te:t"e ' ;00 da. Probl.m" • lIumanit .. re Hille uRd mihllri.che Kontrolle . 68·M,lIionen·Kn:dit • 
ROCK BUCK • SOUOA RlTXTSARBE1T 
Einzelprei, 3 O~l , Doppelheft 6 ml. Abo t8 DM (6 Hefte) 
Ikl:ug: Ma8"'iR.v • • I.g. König>wq: 7, 2'00 Kiel I 

tnform.tion.dien" Sild lirh~. A fri k~, Nr. 4lJun~ J uli t 984 
SODA t' RlKA: Bothas l urop.reite: • P,oleste ~ Dc. S,ut>pot wurde Zur pe .. on. non 8"-0" • Retle ,,)n 
Ale~ander S<:hub'" • Z IM8ABWE, ~d,efo.m in Zimbahwe: 8ei den Bauern in der Schuld - 1\lIh unli] 
ThingtM",·. _ Rcte:ulem.nt und Communal und . Krile in ~bt'hel.1.nd d.ue .... n . Z,mbabwe _ Opf'.eine, 
Verleumdung.k>m p.gne der westlichen Pr .. ""? • LESOTHO: Oie politi.che ug<: .m,,, .on Soidafnka umgo:· 
henen und .. . NAMI BIA: Bew .... ng in der Namibia·Frage? • ANGOLA: Pretot" treibt w~"e,hin •• "n Spi~1 
• SODUCHES ArRIKA: GipfelkoRr.renzder Front .... ,en 10 Am.h • • AK"rIOSEN 
Einz.lprei, 5 D~l , Ab040 DM 
Bezug: i"., BLUche .. ". t4. ~300 Bonn I 

Bli t te' du iz3,..N,. 118.J uni 1984 
NACH RICHTEN UNO BERICHTE: Eritr ••. Maur ... ",.n, Gu,ne3 . MfTTELAMERIKA: DER KRI EG UiSST 
KEINE WAHL . Einlei.ung . EI S.,-.«Ior: jubclSOlid.nt.t go:gen US·ln'e"'..,"OIl . Niuragu.: Wahlen minen 
im Kricg • De, wirlSChahliehe Kncg der USA ",geR Ni""ngua • Mi,ki.",: ~li.kit<>- I Rd,ane, 1,.iKhen den 
Fron,eR . Sic .. r4/lu • ..solidarit~t: Briele au. W; ... ·'lIi 1980-1983 . Erklirungd.rEnlwicklungshelfer duOEO . 
R;" S ... Juan . AI. Arbeiubr,pdistin in EI roch" .. . Honduns: Ei"" I.andreform ou' Papier . Fluch.longe .u. 
Et Sah-ador . "I\'" haben k.i"" Wohl" . Gu •• ema!>.: Horror ohn~ Ende? Boykott·Aufruf: km Url.uh in der 
Tü,kei 
Einzelpreis 5 DM. Ab030b1W. 40 DM 
llezuS: iz3w. Po .. fach 5328. 7800 freiburg 

33 



Mittelamerika/Karibik 

Treffen antiimperialistischer Organisationen 
der Karibik und Mittelamerikas 

Abschlußerklärung 
Vom 11.-13. Juni d.J . fand in Havanna das e rlte Beratende T reUen anl iimpcria lil li schcr Organi.a­
tionen der Karibik und Miudamerikas stall. An ihm nahmen 3 1 re"olu!ionär- und na tional-demo­
kratischc, kommunisti!IChe und . oziakiemokutiSoC he Paneien und Organisat ionen teil. 
Du Treffen bot Gelegen heit , Me inungen über di.., Politik der R..-agan-Admininr.ll ion in der Region 
aUJZut ;o.uschcn und Altematil'cn zu entweden. Dem Treffen kam " or dem Hintergrund der 
US·lnvuion gegen Grenada ,'om Oktober 1983 e ine besondere Bedeutungzu, da . ie die Linke in der 
Region vOr neue Probleme guldlt und zu Mcinungsvcn chicdenheilen geruht ! hatte. Die Abschluß.. 
crklänu1{nigt jedoch, daß diCK Differenzen wei tgehend überwunden sind. 

Mitte lamerika und die K aribik , 
verbunde n im an t iimper ia lis ti sche n und 
antikoloniaüstische n Kampf 

MitteJamerika und die Karibik waren schon 
vor der Entd«kung der Neuen Welt mi teinan­
der verbunden_ 
Mit de r Eroberung jedoch wurden sie an ver­
schiedene Metropolen angeketlet_ Deswegen 
wartn wir lange dun::h den Kolonialismus von­
einander getrennt, und diese Trennung wurde 
durch den US-Imperial ismus in den letzten 
Jahn ehnten verstärk t_ 
Dies geschah dur<:h die andauernde Ausplünde­
rung eines jeden Volkes in der Region, durch 
das Fehlen von Verbindungen, die politische 
Unterdruckung und die Desinformation, die 
der gesamten Karibik und Miuelamerika auf­
gezwungen wurden. 
Nur dur<:h den Kampf der Völker konnte dies 
Stück ru r Stück überwunden werden. In diesem 
Kampf, in dem wir uns gegenseitig anerkennen 
und unsere nationale Eigenständigkeit behaup­
ten, verteidigen wir unseren Wohlstand und 
streben nach einer poli tischen Ordnung, die 
die Freiheit und die sozialökonomische Ent­
wicklung unserer Länder garantiert. 
Vor allem .. rkennen wir, daß wir Bruder sind, 
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weil wir demsclben Feind gegenüberstehen, 
der uns unterdrUckt und ausbeUlet_ 
J etzt, angesich ts der aggTf!ssiven Politik des 
US-Imp .. ria lismus, br.l.uchen die Völker der 
Karibik und ~ I i!telamerikas eine enge Ver­
bundenheit. verschiedene Minel der schnellen 
Verständigung, gegenseitige Unterstützung, 
Ermutigung und den Austausch von Kritik, um 
zu überleben, zu kämpfen und zu gewinnen_ 
Wir brauchen einen kontinuierlichen Aus· 
tausch, um unseren eigenen Widerstand wir­
kungsvoll aufeinander abzustimmen. Eine Ab­
stim mung, die sich auf all das griindet, was uns 
vereint und uns in die Lage verse tzt, die Unter­
schiede und Angelegenheiten, die uns trennen. 
ab Brüder und Genossen anzupacken. 

Die US-Politik in der R egio n 

~im Entwurf ihrer strategischen Pläne furdie 
Region ist sich die Reagan-Administra tion 
über die unaunösbare ~zichungzwischen Mit­
telamerika und der Karibik im klaren_ 
Sie sichert ihre imperialistischen InteresS(:n 
dur<:h einen politischen. wirtschaftlichen und 
militärischen Plan, der auf das Zerbr«hen der 
antikolonialistischen und al'tiimperialisti. 
sehen Volksbewegungcn, auf das Auslöschen 
des Sozialismus in Kuba mit dtm Millel de r 
militärischen Aggression, auf die Niederwer­
fung der sandinistischen Volksrevolution und 
auf di .. Erstickung der salvadorianischen und 
guatemaitekiM:hen Rebdlioncn abzieh_ 
Ihre Initiative fur das karibische Becken ist 
eint Politik der Neukoloniali>ierung und der 
Einverleibung. die wie ein trojanisches Pfud 
funktioniert. um ihr<: Durchdringung und Be­
herrschung der Karibik Zu sichern_ Dabei 
stärkt sie d ie Streitkräfte d .. r Marionellendik­
taluren, d ie ihr zu Diensten stehen und 
kontrolliert dur<:h den Wcltwährungsfonds die 
verarmten Volkswirtschaften in der Region. 
Das Beratende Tn:ff .. n hai mit großer Sorgt: 
die ungürutigen Auswirkungen des autoritären 
Drucks fe!tgeHellt. den vor allem die US­
Imperialisten alltn UnSCT<:n Völkern aufgebür­
det haben. Es hat besonders die fortgesetzte 
Abhaltung von Militärmanövern der Streit­
kräfte der Vereinigt~n Staaten im mittclameri­
kanischen und karibischen Gebiet angepran­
gert. weil si .. ein~ große Bedrohung des frie­
dens und der Unabh~ngigkeit und Sicherheit 
der Völker in der Region dal"'ltdlen. 
Insgesamt wurden alle dun::h die katastropha­
len Auswirkungen der allgemeinen Krise des 

Kapitalismus in Mitleidenschaft gezogen. Die­
S(: wird jetzt noch durch die imperialistische 
Politik wiruchaftlicher und finanzieller Ein­
schränkungen verschärft - b .. sonders durch 
die hohen Zinuätze und die drii<:kenden, unge­
rechten Bedingungen, die hinsichtlich der Aus­
landsschulden auferlegt werden. 
Einige dieser Staaten - Kuba, Nikaragua und 
Surinam im besonderen _ sind ununterbro­
chenen Angriffen ausgesetzt, die auf die Desta­
bilisierung ihrer Volkswirtschaften, Regierun­
gen und Gesellschaften gerichtet sind. Im fall 
Guayanas wird Druck auf die Regierung aus· 
geübt, um die Protes.se umzuk .. hren, die auf 
die Erringung. wirklicher wirtschaftlicher Un­
abhängigkeit gerichtet sind. 
Andere Regierungen. wie die von Haiti. der 
Dominikanischen Republik und J amaika, die 
mit der US-Politik in der Region kollaborieren, 
zwingen ihren ausgebeuteten Völkern eine 
noch größere Armut und Besitzlosigkeit auf, 
wobei sie unter ihnen ger<:chten Zorn erleu­
gen, wie er künlich in Santo Domingo und 
Haiti zum Ausdruck gekommen ist_ 
Die sozialen und wirtschaftlichen Entbehrun­
gen von breiten Teilen der arbeitenden Klasse 
sind in solchen Gesellschaften chronisch ge­
worden_ Ereignisse, die kürzlich stall fanden, 
haben klar 4nd unzweifelhaft gezeigt, daß die 
Armen und Unterdrückten weder still bleiben 
wollen noch können, während ihre Unter­
drücker sich mit dem Imperialismus einig wu­
den und damit fortfahren, sich an ihnen zu 
mästen_ 

Internatio nale Solidaritä t 

Das Treffen unterstrich die wechsdseitige 
Abhängigkeit, die zwischen den Kämpfen un­
ser<:r Völker und der internationalen Lage be­
steht_ Wir sollten sie untersuchen und unseren 
Kampf gegen den Imperialismus in diesem 
größeren Rahmen betrachten und 50 die br<:ite 
Weh bewegung zur Sicherungdes f riedens und 
zur Vereitelung der aggressiven Politik der 
Reagan-Adm inistr"t ion. ~ereinigen_ 
DiesbC"lüglich prangern die Teiln .. hmer des 
Treffens die aktive Teilnahme von einigen cu· 
ropäischen Alliierten des US· lmperialismusan 
seinen Plänen an. Sie widerktzen sich dem 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung. in­
dem sie einige Völker du Region unter ihrer 
direkten kolonialen Herrschaft hallen und sich 
von ihren dortigen kolonialen Stützpunkten 
aus ebenfalls in die inneren Angelegenheiten 
souveräner Staaten des G.-bietes einmischen_ 
Da~ Beratende Treffen bekräftigte. daß die 
völlig.: Befreiung der G.-biete, d ie immer noch 
kolonisiert sind, eine un.lbdingbare B .. dingung 
rur die Erringung des Gleichgewichtes und de, 
friede ns in der Ka ribik und in Mittclamerika 
ist. 
Das Beralende T reffen untersuchte ebenfalls 
die gegenwärtige Lage G re nadas. wobei es die 
fortgesetzte, i1legal~ Beseuung die.er Insel 
dur<:h Str~itkräfte der USA und au~ der 
Karibik. nach derungerechtferügten und grau­
samen Inva.ion dieses I...andes, anprJng~rt ... 
Es fordene, daß dIe Re50lutionen erfüllt wer­
den. die von der Vollversammlung der Verein­
ten Nationen und da Konfereß:t der Regie­
rungsoberhäupter des Britischen Common­
wealth, die im No'·ember 1983 in Indien statl­
fand, angenommcn wurden, und die einen so­
fortigen und bedingungslo5Cn Abzug fordern_ 
Das Tr<:ffen anerkannte und bestätigte die 
Notwendigkeit, die Menschenrech te des ge­
samten grenadinischen Volkes zu verteidigen. 
DieSe schließen das Rech t auf Arbeit. aufMei­
nungsf«'ihcit und aufVereinigungsfreiheit ein. 
sowie das Recht aller PeISon~n. die eines Vn­
brecheM angeklagt sind. ihren RechlSv .. rtr~ter 
zu wählen und cin freies und gerechtes Verfah. 



ren zu haben. DieS(: Rechte wurden alk von 
der unrechtmäßigen, unterwürfigen Marionet· 
tenregierung und ihren US·Herren verletzt. 
Indem sie feststellten, daß die Niederlage der 
grenadischen Revolution einen ernsten 
Rückschlag rür die karibische und die interna­
tionale Revolution darstellt, verurteilten die 
Teilnehmer die Hinrichtung von Mauricc 
Bishop und anderer Revolutionäre und bf'Jch· 
ten ihre Obeneugung zum Ausdruck. daß das 
Volk Grenadas früher oder später erneut die 
Fackel der nationalen und ge~Uschaftlichen 
Freiheit aufnehmen wird, die ihm von ~inem 
geliebten Führer und Märtyrer Maurice Bishop 
gegeben wurde. 
Das Erste Beratende Treffen antiimperialisti· 
seher Organisationen der Karibik und Milld· 
ama-ikas verurteilte die verbrecherische Poli­
tik des US·lmperialismus in der gesam ten Re­
gion, und besonders die andauernde Blockade 
gegen das htldenhafte Volk von Kuba und die 
zunehmende Androhung eines militärischen 
Angriffs auf die Revolution. 
Die Teilnehma- brachten gleichfalls ihre Dank· 
barkeit gegenüber der Kommunistischen Partei 
Kubas flir die Ausrichtung dieses Treffens und 
die Bereiutcllung von ausgezeichneten Ar­
beitsbedingungen zum Alßdruck, die zu !ei· 
nem Erfolg beigetragen haben. 
Das Beratende Treffen prangerte die vid­
fachen Akte militärischer Intervention der 
Vereinigten Staaten in Milldamerika an; ihre 
Angriffe auf die heldenhafte Sandinistische 
Volksrevolution in Nikaragua; ihre Besetzung 
von Honduras;die militärische, politische und 
wirtschaftliche Hilfe, die sie der ~'ölk(fmör' 
derischen Diktatur von EI S:ilwdor gegeben 
haben, die va-geblich versucht, dem revo­
lutionären Krieg, den das salvadorianische 
Volk mit Erfolg führt, eine Niederlage >:u be­
reiten. 
Das erste Beratende Treffen bekundete seine 
Unterstüt>:ung für das heldenhafte guatemalte­
kische Volk in seinem Kampf rur die Einset­
zung eine~ politischen Regimes, das die Men­
schenrechte achtet und die sozialökonomische 
Entwicklung ~iner Nation sichersteU!. 
Das Treffen forderte gleichfalls Unabhängig­
keit rur Pu«to Rico und verurteilte die Nut· 
zung des Territoriums dieser In~l durch den 
Imperialismus, um militärische Angriffe auf 
andere Völker in die~m Gebiet durchzufUh­
ren. 
Das Treffen ~erurteilte die Pläne zur Errich­
tung einer Streitmacht unter US-Kontrolle in 
der östlichen Karibik, die ein Werkzeug Zur 
Intervention und eine Bedrohung der Unab· 
hängigkeit und der Souveränität die~r Länder 
darstellen würde. 
Die Teilnehmer br .. chten ihn: Solidarität mit 
allen Völkern der Welt zum Ausdruck, die für 
frieden, Demokratie, soziale Gerechtigkeit 
und nationale Befreiung. gegen Kolonialismus, 
Neokolonialismus und Imperialismus klimp­
fen. 

D ie Karibik als eine Zone des Frieden s 

Das Treffen brachte seine Oben:eugung zum 
Ausdruck, daß der Kampf rur den Frieden 
nicht vom Kampf für die Unabhängigkeit, die 
wirtschaftliche Entwicklung und den gt'scll­
schaft lichen fortschritl umerer Völker zu 
trennen ist. 
In diescr Hinsicht haben die Teilnehmer des 
Treffem erklärt. daß die folgenden Ziele er­
reicht werden mu,ocn, um aus der Karibik eine 
Zone des Friedenszu machen: 
• die Auflösung aller auslandischen Militär­
Stützpunkte, die in der Region bestehen. ein 
Verbot der Errichtung neUer Stützpunkte und 
die Beseitigung von Atomwaf(en; 
• die Beendigung aller Akte von wirtschaft-
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licher, politischer und militärischer Aggress ion 
gegen die Länder in der Region durch Wirt­
schaftsblockaden oder die Beeinflussung inter­
nationaler Kreditagenturen, und die Einstel­
lung von direkten und indirekten Aktionen, 
die auf die Destabilisierung von Regierungen 
gerichtet sind ; 
• ein Velbot des Einsaues von Söldnern bei 
Aggressionsakten und ein Verbot der Anwer­
bung und Ausbildung von Söldnern in diesem 
Gebiet; 
• ein Ende der kolonialen und ausländischen 
Herrschaft, der einige Gebiete dieser Region 
unterliegen; 
• Nichteinmischung und Nichtintervention in 
die inneren Angelegenheiten ,'on Staaten in 
der Region, und Achtung der Souveränität und 
der territorialen Unvenchrtheit; 
• Beendigung von Militännanövern in der 
Region, die gegen die Interessen der Völka­
gerichtet sind;und 
• Beendigung von bilateralen und multilatef'.!­
len Militärpakten 'Zwischen Ländern der Re­
gion und anderen Ländern. 
Das erste Beratende Trdfen von amiimperia­
listischen Organisationen der Karibik und Mit­
telamerikas schloß mit einem Aufruf an lilie 
Völker der Region, fest ~ereint zu ~in und den 
schonungslosen Kampf fürwahre Unabhängig· 
keit, Freiheit, Frieden und gesellschaftlichen 
Fortschritt zu verstärken. 

Organisat ionen und Parteien. die die5Cm 
Dotument ~ u~timmtcn , 

Arbeiterparteijamaikas Uamaika) 
Sandinistische Front der Nationalen Befreiung 
(Nikaragua) 
PucrtOl'ikanische Sozialistische Partei (Puerto 
Rico) 
Bewegung für Nationale Einhell (SI. Vincent) 
Bewegung des Vereinigten Volkes (St. Vin· 

VENEZUELA 

KOLUM61EN 

cent) 
Progressive Partei der Albeit (St. Lucia) 
Kommunistische Partei Martiniques (Marti­
nique) 
Progressive Partei Martiniques (Martinique) 
Vereinigte Delegation der Linken der Domini· 
kanischen Republik (Sozialastischer Block, 
Kommunistische Partei der Dominikanischen 
Republik, Dominikanische Atbeiterpartei, 
Antiimperialinische Patriotische Union) 
Revolut ionäre Bewegung der Arbeiter (St. 
Lucia) 
Bewegung deS 18. Februar (Trinidad und 
Tobago) 
Vereinigte Dominikanische Partei der Arbeit 
(Dominica) 
Sozialistische Bewegung Cur~ä05 (Cur~äo) 
Guayanische Sozialistische Partei (Gayenne) 
Bewegung für Nationale Befreiung (Balbadol) 
Nationalinische und Sozialistische Vorhutpar­
tei der Bahamas (Bahama) 
Karibische Befreiungsbewegung Antiguas 
(Antigua) 
Nationale ßefreiungsfront Farabundo Marti 
(EI Salvador) 
Demokratisch-Revolutionäre Front (EI Salva­
dor) 
Populäre Be"'egung des Volkes (Trinidad und 
Tobago) 
Vereinigte Partei der Haitianischen Kommuni­
sten (Haiti) 
Nationaler Volkskongreß (Guayana) 
Guatemaltekische Revolutionäre Nationale 
Einheit (Guatemala) 
Patriotische Bewegung l\taurice Bishop (Gre­
nada) 
Progressi~e Partei des Volkes (Guayana) 
Kommunistische Partei Guadeloupes (Guade­
loupe) 
Kommunistische Partei Kubas (Kuba) 
(Quelle: Granma. Weekly Review, Havanna, 
1.7. 1984) 
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Dietrich Schulze-Marmeling 

Der Südatlantik im Fadenkreuz 
imperialistischer Interessen (Teil 1) 
Der argentinisch-britische Krieg um die 
Malwinen/Falklands richtete 1982 das 
Augenmerk der internationalen Öffent­
lichkeit auf eine Region, deren poten­
tielle Konl1ikttr~ichtigkeit bis dahin 
kaum wahrgenommen worden war: die 
Südatlantik- und Antarktisregion. 
Im Juni desselben Jahres, zwei Monate 
nach Ausbruch des Krieges,gelang es der 
britischen Marine, die argentinischen 
Streitkräfte zur Aufgabe zlIjzwingen und 
den kolonialen Status ql,lO vor dem 
Kriege wiederherzustellen. 
Militärwissenschaf diehe Bestandsauf­
nahmen dieses Krieges haben mittlerwei­
le den Beweis erbracht, daß es die 
NATO-Vormacht USA war, die Großbri­
tannien den militärischen Sieg ermög­
lichte. 

Forsche Pentagon-Hilfe ... 

Die erfolg- und hilflose "shuttle diplo­
macy" (Pendel-Diplomatie) des USo 
Außenministers Alexander Haig war 
nicht das eigentlich bestimmende Mo­
ment der US-Außenpolitik dieser Tage. 
Sie dokumentiert bestenfalls Wider­
sprüche innerhalb der Reagan-Admini­
stration belüglich der Behandlung eines 
Konfliktes, in dem sich zwei der "west­
lichen Weh" lugehörig mhlende Regie­
rungen gegenüberstanden. in dem sich 
unterschiedliches "Standesbewußtsein " 
starker erwies als die politisch-ideolo· 
gisch vennittelte Kohärenz (Zusammen-
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arbeit; d. Red.) der "westlichen Staaten· 
gemeinschaft". 
Jedem "Vermittlungsversuch" standen 
der der "Nach-Vietnam·Ära" (Ende des 
US-Vietnamkrieges 1973; d. Red.) eige­
ne Autoritätsverlust der USA im "west­
lichen Lager", inklusive Lateinamerika, 
sowie die argentinischen Zweifel an der 
"Uberparteilichkei t" Washingtons ent­
gegen. 

... für die alte Weltordnung 

In dieser Situation entschied sich Wa­
shington, das nach dem Amtsantritt der 
Reagan-Administration noch einen 
neuen Dialog mit den diskreditierten 
südamerikanischen Diktatoren eingelei­
tet hatte, im Zweifelsfall pro NATO. Am 
Außenministerium (State Department) 
vorbei, lieferte das Pentagon (US-Venei­
digungsministerium; d. Red.) Caspar 
Weinbergers an die britische Kriegsma­
rine alles, was ihr Oberbefehlshaber be­
gehrte: Von logistischen Hilfsmitteln 
(Satelli ten-U n terstützu ng, Bere i tstellung 
des US-Stützpunktes Ascension) bis hin 
zur Ausrüstung mit Raketen ("Sidewin­
der", "Shrike", "Harpoon") und Treib· 
Stoffvorräten. l 

Dabei spielten u.a. folgende Uberle­
gungen eine Rolle: 
In Washington wie in London wurde der 
"Krieg als eine Auseinandersetzung um 
die althergebrachte, vom Imperialismus 
diktierte Weltordnung rezipiert. Groß-

britannien handelte gemäß dem Prinzip 
"aggression doesn 't pay" ("Angriffe zah· 
len sich nicht aus"; d. Red.). 
Das besagte, daß die Regierung in Lon­
don gewillt war (und ist). ihre über den 
Globus verstreuten, aus der Zeit des 
Kolonialismus und des britischen Ern· 
pires übrig gebliebenen Besitztümer not­
falls auch unter Anwendung militäri­
scher Gewalt gegen diesbezüglich allzu 
"forsch" vorgetragene Ansprüche 
"zweit-" oder "drittklassiger" Staaten 
und Nationen zu "verteidigen" . 

IIinsichtlich der Aufrechterhaltung der 
alten Weltordnung konnte Großbritan­
nien auf die uneingeschränkte Solidari­
tät der westlichen industriekapitalisti­
schen Staaten und d<:r NATO zählen. Die 
vorab (und nicht erst nach dem Schei­
tern der "shuttle diplomacy") zugesagte 
US-Hilfe machte es überhaupt erst mög­
lich, daß die britische Marine die heimi­
schen Häfen verließ. 
Die USA waren daran interessiert, daß 
der Krieg als "begrenzter" gemhrt wur­
de. Dies setzte wiederum den "schnellen 
Sieg" einer der Konfliktparteien voraus, 
den die eigene Unterstützung Großbri­
tanniens ermöglichte. Hilfreich war auch 
die Tatsache, daß beide Konfliktparteien 
auf vielf<iltige Weise in die westliche 
Staatengemeinschaft eingebunden wa­
ren. 
So konnte verhindert werden, daß der 
Krieg a) zu e iner über die Region hinaus­
greifenden Konfrontation über die alte 
Wdtordnungeskalierte, und b) eine lang-



fristige wie tiefgreifende Versehlechte· 
rung in den intcramerikanischen Be­
ziehungen zur Folge hatte. Den treuen 
Verbundeten des Imperialismus am 
Cono Sur (Südkegel Lateinamerikas; d. 
Red.) mußte die Möglichkeit der 
Rückkehr in die "westliche Staatenge· 
meinschaft" offen gehalten und signali­
siert werden. 
Zuguterletzt wurde aber auch der strate· 
gische Wert der Inseln für den Imperialis· 
mus erÖrtert. Den Malwinen kam in der 
Vergangenheit, d.h. vor dem Bau des 
Panama· Kanals (19 I 4 in Betrieb genom· 
men; d. Red.), trotz ihrer relativ isolier· 
ten Lage. für die Kontrol1e und Beherr· 
schung der Seewege im Südatlantik eine 
erhebliche Bedeutungzu. 
Von den Inseln "us ließen und lassen sich 
die Einfahrt in die Magellansuaße und 
die Schiffahrt um das Kap Horn kontrol· 
lieren. In zwei Weltkriegen gewann der 
Stützpunkt militärische Bedeutung. 
Der Wender Malwinen steigt nun zusätz­
lich mit der anstehenden Einbeziehung 
der Antarktis in die we!twirtschaftlichen 
Bezüge. Die Inseln liegen am "Eingang" 
zum 6. Kontinent. Südgeorgien (eben· 
falls in britischem Besitz). Und die Mal· 
winen sind dessen strategische Säulen, 
die am weitesten gegen die Antarktis vor· 
geschobenen Außenposlen der bewohn· 
ten Welt. 
Geographisch definiert, umfaßt der 
Südatlantik den Atlantischen Ozean 
südlich des Äquators. Strategisch be· 

trachtet das Gebiet südlich der Linie 
Natal. Brasilien - Dakar, Senegal. In 
einer weiterreichenden Definition 
schließt er das gesamte Gebiet südlich 
des Wendekreises des Krebses, der süd· 
lichen Begrenzung des NATO·Geltungs· 
bereiches, em. 

Der Südatlantik war seit ehedem eine 
wichtige Seehandelsstraße. Seine Bedeu­

tung rur den öltransport wuchs mit der 
Schließung des Suez-Kanals 1967. Er 
wurde damals zur entscheidenen Route 

rur den Oltransport in die industriekapi­
talistischen Zentren Westeuropa und 
USA, da die Tanker vom Persischen Golf 
nun gezwungen waren, den langen Weg 
um das Kap derCuten Hoffnung zu neh· 
men. 
Dies änderte sich auch nicht mit der Wie· 
deröffnung des Suez·Kanals. Denn aus 
Gründen der Rentabilität bzw. des län­
geren Seeweges hatte man zwischenzeit­
lich auf Supertanker umgestellt. für die 
sich der Suez·Kanal nun als zu schmal 
erwies. 
Gleiches gilt im übrigen auch rur den 
Panamakanal. Die Supertanker müssen 
die Route um das Kap Horn an der 
Südspitze des amerikanischen Konti­
nents nehmen. Im J ahre 1976 entfielen 
immerhin 60% der Nutzlasnonnage der 
WelttankerfIotte auf Schiffe mit über 
100.000 t Nutzlast. 
1978 wurden über 40% der gesamten 
Welt·Rohölfracht über den Südatlantik 
transportiert. Im gleichen Jahr nahmen 
etwa 20% der US·amerikanischen und 
mehr als 50% der westeuropäischen öl­
importe den gleichen Weg. 
Der Siidatlantik bildet aber auch das 
Rückgrat für den Außenhandel der süd· 
amerikanischen Anrainerstaaten Argen-

linien und Brasilien. 85 bis 90% des 
Außenhandels beider Länder werden 
über den südatlantischen Seeweg abge­
wickelt. Im Falle Brasiliens sind hier ins· 
besondere der Handel mit den afrikani­
schen Anrainerstaaten sowie die ölim­
porte aus Nigeria, Angola und der Re· 
gion des Nahen und Mittleren Ostens von 
Bedeutung. 

Ein neueres Moment der strategischen 
Bedeutung des Südatlantiks ist seine 
Funktion als strategische Glacis rur terri-

toriale Ansprüche auf den 6. Kontinent, 
die Antarktis. 
Die Einbeziehung der Antarktis in die 
weltwirtschaftlichen Bezüge kann, zu· 
mindest' was die eisfreie Antarktische 
Halbinsel ("Graham-Land" ) anbetrifft, 
auf die Argentinien, Chile und Großbri­
tannien konkurrierende territoriale An­
sprüche anmelden, noch in diesem Jahr­
hundert Realität werden. 

Run auf die Antarktis 

Im Zusammenhang mit den weltweiten 
Bemühungen um die Sicherung der Ener­
gie- und Rohstoffversorgung und die Be­
reitstellung zusätzlicher Nahrungsmit tel­
reserven rücken neben den Weltmeeren 
auch die Polargebiete, als letzte noch 
verbliebene eigentumslose, d.h. keiner 
formellen nationalstaatlichen Hoheit un­
terstellt, Räume, zusehends in den Mit· 
telpunkt des wirtschaftlichen Interesses 
der rohstoffbungrigen industriekapitali· 
stischen Zentren. sowie halbautonomer 
Subzentren an der Peripherie des Welt­
systems. 
Im Falle der Antarktis die südamerika­
nischen Anrainer Chile, Argentinien 50-

37 



wie Brasilien. das im Rahmen seines geo­
politischen Konzepts eines "inneren Si­
cherheit5zirkels" Ansprüche auf die Ant· 
arktis anmeldet. 
Die Bonner Antarktis-Konferenz vom 
Juni 1983 markierte das vorläufige Ende 
einer Ära. in der sich die Zentren der 
Weltakkumulat ion au f globale Verhand­
lungen ("Nord-Süd-Dialog") mit den 
Ländern der sog. Dritten Welt über die 
zukünft ige Gestaltung der weItpoliti­
schen und weltwirtschaftlichen Ordnung 
einließen. 
Eine Wiederholung der dritten See­
rechts konferenz wird es bezüglich der 
An tarktis nicht geben. Der Antarktis­
Vertrag von 1959 enthält ein Mora­
torium rur alle territorialen Forderun­
gen, was bedeutet. daß neue Ansprüche 
auf territoriale Hoheitsrechte in der Ant­
arktis weder zu verweigern noch anzu­
erkennen sind . Dieses Moratorium kann 
30 J ahre nach Inkrafttre ten des Vertra· 
ges, d .h. 1991, aufgehoben werden. 

Militarisierungdes 6 . Kontinents 

Der Wettlauf um den 6. Kontinent und 
die dort vermuteten Ressourcen hat je­
doch schon längst begonnen. 
Kriegerische Auseinandersetzungen, z.T. 
"quer" zu den traditionellen Konflikt­
linien im internationalen System, sind 
hier für die Zukunft keineswegs auszu­
schließen. Die Militarisierung des offi­
ziell entmilitarisierten 6. Kontinents 
nimmt bereits konkrete Formen an.Ins­
besondere Argentiniell und Chile unter­
halten schon heu te kleinere Militärstütz­
punkte und militärische Einrichtungen 
in der Antarktisregion. 2 
Aber auch Großbritannien (bzw. die 
NATO) baut seine militärische Präsenz 
in der Sudatlantik-/Antarktisregion aus, 
wie die Besetzung der Malwinen zeigt. 
Auf den Malwinen sind heute 4.500 Sol­
daten ständig stationiert, was den briti­
schen Steuerzahler täglich immerhin 
3 Mio Pfund Sterling kostet. 3 

Die Inseln werden zudem im zunehmen· 
den Maße zu elßem militärischen 
Stützpunkt Großbritanniens ausgebaut. 
Zur Zeit wird u.a. ein neuer Flughafen, 
der auch für strategische Lufuransporter 
geeignet ist, angelegt. Desweiteren wer­
den Vorrichtungen für Flugabwehr und 
für Ankerung von Zerstörern, Fregatten 
und atomangetriebene U-Boote instal­
liert. 
Eine politische Lösung des Souveräni­
tätskonfliktes um die Malwinen, etwa 
nach dem Vorbild der Ridley-Initiative 
(formelle übertragung der Souveränität 
an Buenos Aires bei parallel zu erfol­
gender Rückverpachtung an London), ist 
heute weniger denn je in Sicht. 
Vor dem Hintergrund der Einbeziehung 
der Weltmeere und Polargebiete in die 
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weltwirtschaftlichen Bezüge und ange­
sichts der Gefahr eines neuerlichen Wel t· 
krieges erleben diese einstmals als un­
wirtlich und unbedeutend geltenden 
Felsen im Südatlantik einen erheblichen 
wirtschaftlichen und geostrategischen 
Bedeutungszuwachs. 
Der Nordatlantikvertrag begrenzt im 
Artikel 6 den NATO-Geltungsbereich 
auf die Region nördlich des Wendekrei­
ses des Krebses. 
Er beschreibt als das "Verteidigungsge­
biet" der NATO erstens das Territorium 
seiner Mitgliedsstaaten und zweitens den 
Nordatlantischen Ozean bis zu seiner 
südlichen Begrenzung, einschließlich der 
unmittelbar damit verbundenen "leere, 
wie Ostsee, Nordsee, Mittelmeer. Die 
l'estlegung der südlichen Grenze wurde 
1949 und in den fo lgenden zwei Deka· 
den den strategischen Erfordernissen des 
Imperialismus gerecht. Der Suez-Kanal 
war das Bindeglied des in Ost-West-Rich­
tung und umge kehrt verlaufenden kapi· 
talistischen Welthandels . 
Das Dispositiv der USA reicht jedoch seit 
ehedem von Pol zu Pol. Der in Norfolkf 
Virgi nia residierende US·Admiral ist so· 
wohl NATO-Oberbefehlshaber Atlantik 
(SACLANT) wie auch nationaler Be­
fehlshaber der amerikanischen Atlantik­
Flotte, deren Operationsradius nicht auf 
den Nordatlantik beschränkt ist. So be­
sehen ist sein Kommandobereich nicht 
nach der NATO-Doktrin durch den Wen­
dekreis des Krebses auf den Nordatlantik 
begrenzt, sondern hat den gesamten 
Ozean von Pol zu Pol, von der Arktis bis 
zur Antarktis zum Gegenstand. 

Zuständigkeit de r NATO? 

Die USA verstehen sich als atlantische 
und pazifische Macht, als nordallanti­
sche und als südatlantische Macht. Aus 
der Sicht des Oberbefehlshabers in Nor­
fol k gehört der Südatlantik in ein ge-­
sam tat lan tisches "Sicherheits konzept" 
mit einbezogen. Das Streben nach Vor­
herrschaft auf allen Weltmeeren findet 
seinen Ausdruck in dem gigantischen 
Ausbau der mari t imen US-Streitkräfte, 
inklusive der Reaktivierung und Moder­
nisierung von bereits "eingemotteten" 
Schlachtschiffen. Erklärtes Ziel ist die 
Wiedererlangung der überlegenheit zur 
See. 
Die [Ur die Stärkung der maritimen 
Streitkräfte vorgesehenen Aufwendun­
gen der USA übersteigen die Summe der 
Marinehaushalte aller westeuropäischen 
NATO-Staaten . 
Die NATO hat sich bezüglich militäri­
scher Operationen außerhalb des offi· 
ziellen NATO·Geltungsbereichesauf fo l­
gende Form der Arbeitsteilung geeinigt: 
Eine formelle Ausweitung des NATO· 
Geltungsbereiches findet nicht statt, da 



dies den ohnehin schon lädierten "si­
cherheitspolitischen Konsens" in einigen 
westeuropäischen NATO-Staaten voll­
ends zerbrechen lassen könnte. 

"Die NATO" - soj. Reschke - "ist ein 
Gebilde von 15 souveränen Staaten; die 
Tragnihigkeit des Bündnisses wird ent­
scheidend von der Solidaritä t seiner Parl­
ner bestimmt. Die Allianz hat in der Ver­
gangenheit Höhen und Tiefen erlebt, sie 
ist aber nie emsthaft ins Wanken geraten. 
Die Ausweitung des Vertragsgebietes je­
doch wäre eine Angelegenheit von gro­
ßer politischer Tragweite; dies gilt ins­
besondere rur die Beistandsverpflichtung 
gemäß § 5 und § 6 des Nordatlantikver­
trages rur den Fall einer bewaffneten 
Auseinandersetzung. Es muß bezweifelt 
werden, ob in dieser Frage Konsens zu 
er.lielen wäre; vielmehr ist die Gefahr 
einer Oberstrapazierung bündnispoliti­
scher Solidarität groß. ,·4 
Es sei an dieser Stelle daran erinnert, daß 
Frankreich seinerzeit die militärische In­
tegration der NATO nicht nur aufgrund 
der Annahme der "flexible response" 
(Flexible Erwiderung, offizielle NATO­
Doktrin seit den 60er jahren;d. Red.) als 
offizielle NATO-Strategie verließ, son­
dern auch. weil Paris beflirchtete, durch 
das militärische Engagement der USA 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches 
im Falle einer "horizontalen Eskalation" 
in eine globale kriegerische Konfron­
tation hineingezwungen zu werden. 
Die NATO hat nun vor einiger Zeit die 
übereinkunft getroffen, daß die Schiffe 
der NATO-Mitgliedsstaaten zwar jenseits 
des Wendekreises des Krebses Flagge zei­
gen sollen, jedoch die Flagge ihres jewei­
ligen Staates, was ein koordiniertes Vor­
gehen im konkreten Fall nicht aus­
schließt. 5 
Das regionale Kräfteverhältnis unter den 
Südatlantik-Anrainern war bislang ge­
kennzeichnet durch das ~lachtdreie<:k 

Südafrika, Brasilien und Argentinien. 

Das Projekt SATO 

Dementsprechend spielten die genann­
ten drei Staaten auch die Hauptrolle in 
den überlegungen zur Konstruktion 
einer symmetrisch zur NATO konzipier­
ten Südatlantischen Vertragsorganisa­
tion (SATO), wie sie in den 70er jahren 
nicht nur in Kapstadt, Brasilia und 
Buenos Aires, sondern auch in London 
und Washington erörtert wurden. Einem 
derartigen Militärpakt sollten desweite­
ren auch die kleineren südamerikani­
schen Staaten Paraguay und Uruguay an­
gehören. 
Doch zunächst zur Historie des Projek­
tes. Sieht man einmal von dem lnterame· 
rikanischen Vertrag über gegenseitige 
Hilfe von 1947 (Rio-Pakt) ab, so sind 
,.Verteidigungsabkommen" zwischen la-

I "1~1.",,k 11,,· ~ .. ',,,""'< \,"h",~,,,,,!,,",,~ in !'un \,"" 
k, ,,' ~ , <J"'h<r~<,'<II' 

teinamerikanischen Staaten in erster 
linie Abkommen zur Durchflihrung ge­
meinsamer Obu ngsmanöver, und sie be­
inhalten keine Angriffs- oder Verteidi­
gungsverpflichtungen bezüglich der 
"Kon tinenta lverteid igu ng" . 

Das gilt auch für den 1956 von Argenti­
nien, Brasilien. Uruguay und Paraguay 
ratifizierten Südatlantik·Pakt. Gegen­
stand des Vertrages waren die Erweite­
rung, Verstärkung und Modernisierung 
der jeweiligen nationalen Kriegsmarinen 
sowie gemeinsame Manöver zur Verbes­
serung des Ausbildungsstandes. Das Ab· 
kommen wurde nie völkerrechtlich ver­
bindlich, da ihm das umguayische Par­
lament seine Zustimmung verweigerte. 
Nach dem Sturz der Regierung j oao 
Goulart in Brasilien durch die Militärs 
am I. April 1964, die eine Politik gemäß 
der "Doktrin der nationalen Sicherheit" 
fonnulierten, erhielt der Plan eines Süd­
atlantik-Pakts neuen Auftrieb. 
Brasiliens Präsident Humberto Castelo 
Branco und der portugiesische Diktator 
Oliveira Salazar versuchten, Großbritan­
nien und Südafrika flir ein gegenseitiges 
Verteidigungsbündnis mit den südameri­
kanischen Staaten zu interessieren. Por­
tugal ging es um die "Verteidigung" sei· 
ner damaligen "Obersee-Provinz" An­
gola gegenüber antiimperialistischen 
Kräften, Großbritannien zeigte sich ob 
seiner Kronkolonie Falklands/Malwinen 
interessiert. 

"Eckpreiler" 
in Südamerika und Südarrika 

Im gleichen jahr überzeugte der argen ti­
nische Botschafter in Pretoria seine Re· 
gierung von der Notwendigkeit, mit 
Südafrika in Verhandlungen über eine 
Regelung zur Verteidigung des Südatlan­
tiks zu treten. 
Nach dem StUI'l. der 11Iia-Regierungwur-
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den in Argentinien diesbezugliche Ober­
legungen erst einmal eingefroren. Im 
Juni 1971 berief der uruguayische 
Außenminister die Botschafter Argenti­
niens und Brasiliens nach ~Iontevideo 
und beauftragte sie, in den befreundeten 
Ländern darauf hinzuwirken, daß die 
Mögl ichkeit der Schaffung einer Organi­
sation mit dem Zweckgepriift werde, die 
.. Verteidigung der Souveräntit:lt" und 
der Naturreichfümer im Kontinental­
sockel der siidamerikanischen Atlantik­
kilSte zu koordinieren. 
Das Ergebnis wa~n u.a. gemeinsame Be­
muhungen um die Durchsel:zung einer 
Wirtschafuzone von 200 Seemeilen (sm. 
1 sm'"' 1,852 km; d. Red.), wie sie auch 
später die auf Drängen der Drillen Welt 
zustandegekommene Konvention eines 
neuen internationalen Seerc:<:htes ent­
hält. Tatsächlich waren die südamerika­
nischen Langküstc:nstaaten die ersten, 
die eine 200-sm-Wirtschaftszone vor 
ihren Küsten deklarieren. 

Als 1974 das faschistiSChe Salazar-Regi­
me in Portugal gestürzt wurde. wurden 
alle Plane bezüglich einer brasilianikh· 
portugiesischen V c:rteidigung des Südat­
lantiks erSt einmal ad acta gelegt. Wenig 
später folgten einschneidende Modifi­
zierungen in der brasilianischen Außen­
politik. 
Mit der Revolution in Angola erhielt die 
SATO-Diskuuion Mitte der 70er Jahre 
neuen Auftrieb, jetzt auch verstärkt in 
militärischen Kreisen der USA. 
Dabei standen sich allerdings von Anfang 
an unterschiedliche ~lodel1e zur besseren 
imperialistischen Kontrolle gegenüber, 
ein nordatlantisches (Ausdehnung des 
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NATO-Gdtunglbereichcs bzw. verstärk­
te Wahrnehmung von Aufgaben im Süd­
atlantik durch Seenreitkr',ifte einzelner 
NATO-Miiglieduta3len) und ein südat­
lantisches (Bildung eines symmetrisch 
zur NATO konzipierten Südatlantikpak­
tes mit Argentinien, Brasilien und Süd­
afrika als "t:ckpfeilern"; die Durchset­
zung dieses Modelles hätte die Bedeu­
tung der subimperialistischen Anrainer­
staaten erheblich erhöht). 

Geteilte Auffassung in Wash ington 

Die US-AdminislTation war (und ist) 
diesbezüglich geteilter Auffassung. 
Im Mai 1976 flogen zwei US-Admirale, 
George EI!is und Jamcs Sagerho1m, nach 
Buenos Aires, um mit den argentinischen 
~Iilitärs in Sachen Südatlantik zu ver· 
handeln. Einige Monate später traf Bra­
siliens Außenminister da Silveira mit 
Henry Kissinger in Washington zusam­
men. Zeitgleich verhandelte Argenti­
niens Außenminister Guzetti mit dem 
US-Unterstaatssekret;ir fiir Verteidi­
gung, Donald Rumsfeld. 
Unter den Verhandlungsgegenständen 
befand sich jeweils die Schaffung einer 
"Verteidigungs-Organisation" für den 
Südatlantik. Schenkt man chilenischen 
Quellen aus dieser Zeit Glauben, so be­
schäftigte sich tondon wiederum mit 
dem Gedanken, das Problem SATO zu­
pmmen mit den l'lalwinen zu lösen. Auf 
den Malwinen sollte demzufolge das 
Hauptquartier der SATO eingerichtet 
werden und sodann auf dieser Grundlage 
ein Abkommen zwischen allen intercs-

sierten Staaten getroffen werden. 
Der Plan wurde jedoch nie realisiert, 
ntcht zulell! deshalb, weil sich innerhalb 
der britischen Streitkräfte der ,.nord­
atlantische Standpunkt" der Marine 
durchsetzte (s.u.). 

Kurzzeitig in Envägung gezogen wurde 
auch der Bc:ltritt Brasiliens zur NATO, 
historisch begründet in der Tatsache, daß 
Brasilien daS einzige lateinamerikanische 
Land war, daß mit einem "Expeditions. 
korps" an der Seite der USA am 2. Welt­
krieg in Europa teilgenommen halte; 
eine Tatsache, die dann noch erhebliche 
Auswirkungen auf die Ausbildung der 
brasilianischen Streitkräfte ("zweite 
Professionalisierung", "Doktrin der na­
tionalen Sicherheit", Gründung der "lili­
tärak:tdemie ESG) haen sollte. 
Ein solcher Schritt - hieß es - wiirde die 
britische Position gegenüber Argenti­
nien. Chile und Südafrika stärken, 
wahrend die USA Zeit gewinnen würden, 
das Ergebnis ihrer Afrikapolitik zu be· 
obachten. In Brasilien stieß dieser Vor­
schlag allerdingl auf wenig Gegenliebe. 
Er war somit zum vorzeiligen Scheitern 
verurteilt. 
Ein anderer, bereits existierender Strang 
miliLlrischer Kooperation am Cono Sur 
war stelS die "Interamerikanische Ma· 
rinekonferenz", die 1959 zum ersten 
Mal in I'anama abgehalten wurde. Da­
mals wurde ein Projekt ausgearbeitet 
und \'ereinbart, das den Namen "Opera­
tion Neptune" trug. 
Es war ein Vorläufer der jahrlichen 
UNITAS-Manöver, die die US·~larine 

mit den Seestreitkräften Brasiliens, Uru 
guays, Argentiniens, Chiles (bis 1979), 
Perus, Ekuadors, Kolumbiens und Vene· 
zuelas regelmäßig vereint. 

Wird lorlgdt'lzl 
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Ute Kampmann 

Rebellion der Schuldner? 
Die Konferenz der 11 am hächsten ver­
schuldeten Staaten Lateinamerikas, die 
am 21. /22. Juni cl.]. an der kolumbiani­
sehen Stadt Cartagena stattfand, war mit 
Spannung erwartet worden. 
Die dort versammelten Länder brachten 
es zusammengenommen immerhin auf 
einen Schuldenberg von rund 350 Mrd 
Dollar. Dies entspricht fast der Hälfte 
der Gesamtvc:rschuldung der Dritten 
Welt, die Ende 1983 auf 81 0 MTd Dollar 
angewachsen war (zu den Hintergründen 
der Verschuldungskrise siehe: AlB 
6/ 1983,5.32 ff.). 
Zu dem von manchen Beobachtern der 
Cartagena-Konferenz befürchteten 
Schuldner karteI!. das durch einen ge­
meinsamen Zahlungsboykott einen ge­
waltigen Bankenkrach in den USA nach 
sich ziehen könnte, kam csjedoch nicht. 

Erzwungene Zahlungsunfahigkcit 

Aber in Latdnamerika ist die Bereit­
schaft zu einem ventarkten gemein5a­
men Vorgehen gegenüber den kapitali5ti­
sehen Industriestaaten gewachsen, nach­
dem die Schuldenlast vor allem durch die 
Hochzinspolitik der USA immer drük­
kender wurde. 
So veröffentlichten am 19. Mai d.J. die 
I'riisidenten von Argentinien, Brasilien, 
Kolumbien und Mexiko nach eiller aber-

maligen Erhöhung der "prime rate", des 
Leitzinses der USA, eine gemeinsame 
Protesterklärung. Darin hieß es: "Wir 
waren die ersten, die ihre Bereitschaft 
gezeigt haben, die finanziellen Verpflich­
tungen zu Bedingungen, die mit dem In­
teresse der internationalen Gemein­
schaft vereinbar sind, zu ermllen. Aber 
wir akzeptieren nicht, in eine Situation 
der erzwungenen Zahlung5unrahigkeit 
und der weiteren wirtschaftlichen Stag· 
nation gebracht zu werden." 1 

Als notwendige wirtschaftspolitische 
Maßnahmen werden in der Erklärung die 
Senkung der Zinssätze, längere Rückzah­
lungsfristen sowie ein leichterer Zugang 
zu den Märkten der Industriestaaten ge­
fordert. 
Die Erhöhung der "primerate" von 11% 
auf 13% bedeutet rur die lateinamerika­
nischen Länder eine jährliche Mehrbela­
Stung an Zinszahlungen von rund 5 Mrd 
Dollar. 2 

Bolivien nahm dies am 30. Mai dJ. zum 
Anlaß, den Forderungen der Gewerk­
schaften, den 5chuldendienst an private 
Gläubiger rur I Jahr einzustellen, nach­
zugeben. Die Verschuldung bei Privat­
banken beträgt insgesamt 3,6 Mrd 001 
lar, bei einer Gesamtvenchuldung von 
ca. 5 Mrd Dollar. 977 Mio Dollar an 
Zins· und Tilgungszahlungen sollten da· 
rur in diesemjahr beglichen werden. 
Auch Ekuador zahlt ab I. Juni d.J., so-

lange keine neuen Umschuldung5verein­
barungen erzieh werden, alle staatlich 
verbürgten Kredite an private Gläubiger­
banken nicht mehr zurück. 3 

Aber nicht nur die Privatbanken, SOIl­

dern auch der Internationale Währungs­
fonds (IMF) bekam den Widerstand ge­
gen wirtschaftspolitische Zwang5aufla­
gen zu spüren. 

Revolte ge.gen den IM F 

50 brach der Präsident der Dominikani­
sehen Republik, Salvador Jorge Blanco, 
die Verhandlungen mit dem I~F ab, 
nachdem sich die von diesem verordne­
ten Sparprogramme als undurchführbar 
erwiesen hatten. 
Durch die Streichung der Subventionen 
für Güter des täglichen Bedarfs verteu­
erten sich diese um 80%. Den darauf 
folgenden Demonstrationen und Pro­
test streiks begegnete die Regierung mit 
brutalem Polizeieinsatz. Ober 60 Men­
schen kamen dabei ums Leben. 
Auch Argentinien ist nicht mehr bereit, 
das vom IM F vorgeschriebene Sparpro­
gramm auf Kosten der weiteren Ver­
annung der Bevölkerung durchzuführen. 
Nachdem mit der IMF-Delegation in 
Buenos Aires keine Einigung über ein 
Wirtschaftsprogramm erzielt werden 
konnte, sandte Argentiniens Pr'.i.sident 

41 



Raul Alfonsin die Absichtserklärung 
über die wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen direkt an den Direktordes IMF, 
] acques de Larosiere. 
Darin heißt es, daß "die Argentinische 
Republik ihre Tradition in Ehren halten 
wird, all ihren Verpnichtungen nachzu­
kommen. Aber man muß verstehen, daß 
dies nicht heißt, daß wir Anordnungen 
annehmen, die unsere Souver'.inität in 
der Bewältigung unsere ureigenen Pro­
bleme einschränken."4 
Haupt.'Streitpunkl bei den Verhandlun· 
gen war die von der Regierung Alfonsin 
geplante Reallohnerhöhung von 6·8%, 
während die rigide Sparpolitik des IM F 
zur Eindämmung der Inflationsrate von 
568% ein Einfrieren der Löhne vorsah. 
An die Einigung mit dem IMF waren 
sowohl die Gewährung eines 300·~1io· 
Dollar-Kredits der Regierung Reagan als 
auch die weitere Kreditvergabe von Pri-

vatbanken gebunden. Mit diesen Kredi­
ten sollten seit April d.]. überfallige Zins­
rückstände beglichen werden. Bei einer 
Nichtrückzahlung der Kredite hätte al­
lein der Manufactures Hanover Trust, die 
größte private Gläubigerbank Argenti­
niens, einen I' rofitverlust in Höhe von 35 
1\1io Dollar hinnehmen müssen. 5 

So ist es nicht verwunderlich, daß es 
zwischen Argentinien und den I'rivat­
banken, nachdem der IMI-' Fortschritte 
in den Verhandlungen bestätigt hat. in 
letzter Minute doch noch zu einer Eini· 
gung gekommen ist und die Banken wei· 
tere Kredite bewilligt haben. 6 
Obwohl die lateinamerikanischen Staa· 
ten in Bezug auf die Bewältigung ihres 
Schuldenproblems ähnliche Probleme 
haben, kam es auf der Konferenz in Car­
tagena doch nicht zu dem von den USA 
und dem lMF befürchteten Schuldner­
block. 

SÜDAMERIKAS SCHULDENTÜRME 
Verschuldung gegeflüber dem Ausland Schulden 1983 
Ende 1983 in Milliarden Oollar (geschätzt) in Prozent des Exports (geschätzt) 
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Vor allem die beiden größten Schuldner­
länder • Brasilien und Mexiko, denen als 
Belohnung für ihr Festhalten am IMF­
Sparprogramm eine geringe Zinssenkung 
gewährt wurde, hielten an den Einzelver· 
handlungen mit dem IMF fest. 
Allerdings wurde ein Kommunique ver­
abschiedet, in dem die Einrichtung eines 
gemeinsamen beratenden Finanzierungs· 
ausschusses mit Sitz in Buenos Aires be· 
schlossen wurde. Außerdem wurden die 
ftihrenden kapitalistischen Industriestaa­
ten zu gemeinsamen Verhandlungen 
über Schulden. Handel und Entwicklung 
aufgefordert. 
Das Kommunique beinhaltet weiter eine 

Reihe von Verhandlungspunkten rur 
kommende Umschuldungs- und Han­
deisvereinbarungen : 
• Die Banken sollen ftir die lateinameri­
kanischen Schuldm:r nur noch eine Zins­
rate festlegen, die nicht höher ist als ihre 
realen Kosten. 
• Retiuzierungder Bankprovisionen. 
• Verlängerung der Rückzahlungsfri· 
sten für Kredite von Regierungen und 
Banken sowie eine Zinssenkung bei Re­
gierungskredilen. 
• Reform des IMF, der in Zukunft bei 
seinen Konditionen für Kredite an Ent· 
wicklungsländer zuerst deren Bedürf­
nisse an Produktionssteigerung und Ar­
beitsplätzen berücksichtigen soll. 
• Preisstabilisierong fUr Güter aus Ent· 
wicklungsländern. 
• Zollsenkung und Beseitigung der Han­
deishemmnisse der Industriestaaten fUr 
Güter aus Entwicklungsländer. 7 

Mit den beiden letzten Punkten werden 
Veränderungen in den internationalen 
Winschaftsbez iehungen angesprochen, 
die zur Lösung des Schuklcnproblems 
dringend erforderlich sind. 



Denn reine Umschuldungsverhandlun­
gen haben bisher wenig zur Bewältigung 
des Problems beigetragen. es vielmehr 
nur aufgeschoben und durch ungünsti­
gere Kreditkonditionen verschlimmert. 
Auf der anderen Seite hat sich an den 
ursächlichen Verhältnissen der Verschul­
dungskrise, vor allem an den ungleichen 
Handelsbeziehungen des kapitalistischen 
Weltmarktes, fUrdie Entwicklungsländer 
nichts zum Positiven verändert. 
Zwischen 1973 und 1981 haben sich die 
terms of trade (das Preisverhähnis zwi­
schen Import- und Exportgütern der 
Entwicklungsländer) Hir die nichterdöl­
exponierenden Entwicklungsländer um 
ca. 13% verschlechtert. 8 Oie Preise rur 
viele, von den Entwicklungsländern 
exportierte Rohstoffe haben den nie­
drigsten Stand seit Ende des 2. Weltkrie­
ges erreicht. 
Dagegen führte das Bemühen der. Ent· 

wicklungsländer um eine verstärkte in­
dustrialisierung zu einer wachsenden Im­
portabhängigkeit von Investitionsgütern, 
die sich ständig verteuerten. Das sich 
hieraus ergebende I landelsbilanzddizit 
versuchten die Entwicklungsländer 
durch verstärkten Export auszugleichen. 
Dies war jedoch aufgrund der Wirt­
schaftskrise in den kapitalistischen In­
dustriestaaten, die zu sinkender Nach­
frage, stagnierenden Wachstumsraten im 
Welthandel und wachsendem Protektio­
nismus Hihrte, unmöglich. 
Da so den Entwicklungsländern die Be­
gleichung ihres Ddizits durch Auswei­
tung der Exporte weitgehend versperrt 
war, blieb ihnen nur noch der Weg in die 
Neuverschuldung. 9 

In den 70er Jahren wurden den Entwick· 
lungsländern die Kreditaufnahme bei 
privaten Banken infolge des Kapitalüber­
schusses einiger Industricländer und der 
kapitalkräftigen Entwicklungsländer, 
die der Organisation Erdölcxportieren­
der Länder (OPEC) angehören, relativ 
lcichtgemacht. 

Für die Entwicklungsländer war die 
Kreditaufnahme bei Privatbanken über­
dies eine Möglichkeit. den harten Auf­
lagen des IMF aus:tuweichen. 
Auf diese Weise hat sich die Verschul­
dungsstruktur der Entwicklungsländer 
in gravierender Weise verändert. Stamm­
ten noch 1969 72% der Kredite aus öf­
fentlichen Quellen zu relativ günstigen 
Konditionen, so hat sich im Laufe der 
70er Jahre das Verhältnis von öffentli­
chen und privaten Krediten fast umge­
kehrt. In Lateinamerika kommen heute 
80% der Kredite von Privatbanken und 
haben in der Regel höhere Zinsen und 
kürLCre Laufzeiten. lO 

Reagans Zinssch raube 

Die eigentliche Verschärfung der Schul­
denkrise resultiert aber aus der seit An­
fang der 80er Jahre veränderten Wirt­
schaftspolitik der USA, die zur Bekämp­
fung der Inflation die Zinsen in die Höhe 
trieb. 
Das Emporschnellen der Zinsen auf Re­
kordhöhen wurde außerdem durch das 
lIaushaltsddizit der USA in Höhe von 
200 Mrd Dollar geförden, mit dem das 
enorme Aufriistungsprogramm der USA 
finanziert wird. 
Diese unverantwortliche Politik der 
"Stärke", wie sie gegenwärtig die Rea· 
gan-Administration betreibt, wird so zu 
einem großen Teil von den Völkern La­
tcinamerikas mit ihrer weiteren Verelen· 
dung und der zunehmenden militäri­
schen Bedrohung bezahlt. 
Allerdings zeigen die Beispiele Bolivien 
und Dominikanische Republik, daß 
diese Politik nicht mehr widerspruchslos 
hingenommen wird. Auch in anderen 
lateinamerikanischen Ländern ist der 
Druck der Gewerkschaften gegen die 
lMF-Aufiagen und die Kreditpolitik der 
USA stärker geworden. Sie könnten er­
reichen, daß sich ihre Regierungen zu­
sammenschließen und sich konsequenter 
gegen die Ausblutungspolitik der im­
perialistischen Staaten wenden. 

Anmerkungen: 
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Elisabeth Schneider/Heidi Wagner 

Sex-Tourismus 
und Frauenhandel 

Immer mehr Länder der Dritten Welt 
versuchen ihrer wachsenden Devisen­
knappheit u.a. durch den Ausbau der 
Tourismusindustrie 'Zu begegnen. In 
Thailand ist dieser Wirtschafl'lzweig zur 
zweit-, auf den Philippinen zur dritt­
wichtigsten F.xportbranche geworden. 
Diese exportorientierte äußerst fragwür­
dige Entwicklungsstrategie der Regie­
rungen - nur bis zu 40% der dadurch ins 
Land fließenden Devisen bleiben auch 
dort - hat zumindest für einen Teil der 
Bevölkerung gravierende Folgen. Denn 
dieser Tourism us ist oft ein ganz speziel­
ler. Und über "Sex-Tourismus" und 
"Bumsbomber" wird in der bundesrepu­
blikanischen Öffentlichkeit nicht mehr 
nur hinter vorgehaltener '-land disku­
tiert. 
Es ist inzwischen selbstverständlich ge­
worden, daß die Menschen der armen 
Länder denen der reichen auch in dieser 
Hinsicht zu Diensten zu sein haben_ 1m 
jahr 1980 waren in Thailand 71%der 
Touristen männlichen Geschlechts, wo­
bei bei den europäischen Besuchern der 
Anteil aus der ßRD am höchsten lag. 1 

Prosti t u tion als Massenphänomen 

Was r-,loral- und Tugendwächter ". .. über 
die Verwerflichkeit käuflicher Liebe zu 
sagen haben, mag man sich anhören, ak­
zeptieren oder nicht - an den Proble­
men, die die Prostitution in Thailand 
aufwirft, gehen Sinlichkeitsappelle 
ohnehin vorbei. 
Denn hier geht es nicht um eheliche 
Treue, jungfräulichkeit oder guten Ruf, 
sondern um das Masscnphiinomen 
fremdenverkehrsprostitution. Dies 
wirft die Frage auf nach der kollektiven 
Entwürdigung, die dadurch möglich 
wird, daß Reiche über Arme herfallen 
und sie zwingen herzugeben, was diese 
ohne Not nicht gewähren würden."2 
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Im folgenden wollen wir auf die Ur­
sachen und Auswir.kungen des Sex­
Tourismus und die Praktiken der imer­
nationalen Prosti tut ionsorgani sa tionen 
und Agenturen am Beispiel Thailands 
eingehen. Ähnliches gilt ebenso für ande­
re Länder Asiens, Afrikas und Latein-
amerikas. Beispielsweise vermitteln 
Ilomose xuellenorganisalionen Adressen 
von Schulen in Marokko, Tunesien und 
Westafrika, wo sich jungen und Mäd­
chen westlichen Besuchern anbieten. 
Prosti tiution ist in den patriarchalischen 
Gesellschaften Asiens ebensowenig eine 
neue Erscheinung wie in denen Europas. 
Die Ehe war rur die Männer der oberen 
Schichten eher ein ökonomischer Ver­
trag zum Erhalt und zur Erweiterung des 
Besitzes, zum Erhalt der Familie durch 
Nachkommen. 
Die Befriedigung ihrer emotionalen Be­
dürfnisse suchten sie innerhalb des Bor­
dellbereichs. Dabei waren die Grenzen 
zwischen Nebenfrau und Prostituierten 
fließend. Die Prostituierten halten da· 
mals eher die Funktion von Geishas ­
Unterhalterinnen - und von daher ein 
gewisses Selbstbewußtsein. 
Das Phänomen der Massenprostitution 
und die Reduzierung der Prostituierten 
zum reinen Sexualobjekt und die damit 
verbundene brutalere Ausbeutung und 
Entpersonalisierung kam erst mit dem 
Imperialismus. 

Oieses Phänomen trat auf in Thailand als 
Begleiterscheinung des Indochinakrie· 
ges. Von 1962-76 waren etwa 50.000 
US-Soldaten an verschiedenen Orten 
Thailands stationiert. Zusätzlich kamen 
jährlich ca. 700.000 GI's zu sog. "Rest 
and Recreation "-Besuchen. 
Um die Militärbasen und in diesen "Rest 
and Recreation"-Zentren entstand eine 
Vergnügungsindustrie mit Bars. Bordel· 
len usw. Ähnliche Erscheinungen gibt es 
heute beispielsweise bei US-Militärbasen 

auf den Philippinen. Beim Abzug der 
amerikanischen Truppen aus Indochina 
suchte die Vergnügungsindustrie die da­
durch entstehende Lücke durch den 
Tourismus aufzu flillen. 
Heute leben allein in Bangko k 5- 10% der 
Frauen von der Prostitution. Inzwischen 
arbeiten mehr Frauen im Vergnügungs­
sektor als in Fabriken. 
Diese Massenproslitution ist Ausdruck 
einer Strukturkrise in der Landwirt· 
schaf!. die zu einer zunehmenden Verar­
mung der Landbevölkerung flihrt. D;\s 
Realeinkommen der Bauern hat sich in 
den letzten 15 jahren ständig veTTingert. 
Aufgrund der hohen Pachtgebühren (bis 
zu 50% der Ernte) und Wucherzinsen 
(bis zu 150%) verlieren immer mehr Bau· 
ern ihr Land. 60% von ihnen sind inzwi­
schen so hoch verschuldet, daß sie ihre 
Schulden wohl nie mehr zurückzahlen 
können. Heute haben schon mehr als 
30% aller ländlichen Haushalte keinen 
eigenen Landbesitz mehr und überleben 
als Tagelöhner - ein Phänomen, das es 
vor 20jahren noch nicht gab. 
60% a ller inder Landwirtschaft Beschäf· 
tigten sind Frauen. Sie haben - insbe­
sondere als Tagelöhnerinnen - kaum die 
Möglichkeit. auf den gese tzlich garan­
tierten - extrem niedrigen - Mindest­
löhnen (zwischen 5,40 D~1 und 4,40 
DM) zu bestehen. 
Durch die Ausrichtung der Landwirt­
schaft auf den Export und die damit 
verbundene EinführungneuerTechnolo­
gien und Maschinen verlieren die Frauen 
traditionelle Aufgabenbereiche und Ein· 
nahmequellen. 

Ursachen Krieg, Verarmung 

Weiterhin gehen ihne:n zusätzliche tradi­
tionelle Verdienstmöglichkeiten, wie 
z. B. das Herstellen von Stoffen, verloren, 
da sie: mit den maschinell produzierten, 
viel billigeren Massenprodukten nicht 
konkurrieren können. Andererseits sind 
sie traditionell fUT die Subsistenzwirt­
schaft zuständig, d.h. damr, daß "der 
Herd brennt". 
"Von den mehr ab 300.000 Menschc:n, 
die jährlich auf der Suche nach einer 
Verdienstmöglichkeit nach Bangkok 
strömen, sind in der Altersgruppe der 
15- I 9jährigen doppelt so viel Frauen wie 
Männer. 84% von ihnen landen im 'Ser­
vice-Bereich', nachdem sie zuvor ver­
sucht haben, als Hausmädchen, im Stra­
ßenbau oder in der Fabrik zu arbeiten. "3 

Einer der Gründe für die Massenprost itu­
tion in Thailand ist also in der Politik der 
Regierung zu suchen, die eine export­
orientierte Wirtschaft betreibt und an 
einer Entwicklung der Landwirtschaft 
rur die Bevölkerung nicht interessiert ist. 
Zusätzlich ist die gegenwärtige Militär-



regierung in hohem ~hß korrupt und 
ebenfalls an Landenteignungen beteiligt. 
Beispielsweise sollen zur Zeit 42.000 
Bauern in Zentralthailanddurch die Mili· 

tärs von ihrem Land vertrieben werden. 
Die Ausbeutung der Frauen durch Pro­
stitution wäre aber auch nicht möglich 
ohne die patriarchalischen Familien· 
strukturen. in denen früher die Töchter 
als letzte Ware verkauft wurden. um die 
Not der Familie zu lindern. "In Thailand 
internalisieren Frauen durch ihre Soziali· 
sation tief ihre familiären Verpnichtun. 
gen. Die Frauen 'opfern sich' bewußt 
oder unbewußt zuguruten anderer Fami· 
lienmitglieder ·auf. ·,4 

Was es ftir die Frauen bedeute t. dieser 
Arbeit nachzugehen in einer Gesell· 
schaft. in der es sogar tabu ist, daß sich 
Frauen untereinander unbekleidet se· 
hen, mag man nur ahnen. Prostitution 
wird in diesem System von Männern oft 
als Dienstleistung angesehen. ist also eine 
unter den Bedingungen der Abhängig· 
kcit vollzogene Arbeit. 5 

Da die Prostitution seit 1960 in Thailand 
offiziell verboten ist, verbirgt sich die 
Sex industrie hinter Bars, Massage·Salons 
und Tee-Häusern als Aushängeschildern. 
Durch diesen illegalen Status sind die 
Frauen den Zuhältern nur umso mehr 
ausgeliefert. 
Die Maßnahmen der Regierung gegen die 
Proslitution sind halbherzig und richten 

sich immer gegen die Opfer, die Frauen, 
nie gegen die Drahtzieher des Geschäfts. 
Die Haltung von Regierungsvertretern 
reicht von einer Vogel.Strauß.Politik bis 
hin zu offener BefUrwortung. So drängte 
1980 der damalige stellvertretende Pre· 
mierminister, Bonchu Rajnastien, Pro· 
vinzgouverneure. zur Förderung des 
Tourismus auch sexuelle Unterhaltung 
einzusetzen. 6 

Um die Kunden bei der Stange zu halten, 
wird ihnen ständig etwas Neuesgeboten. 
Die Bevölkerung wird immer ärmer, die 
Prostituierten immer jünger, die Prak· 
tiken immer grausamer. Bei einem Bor· 
dellbrand auf der Ferieninsel Phuket 
fand man Leichen von 10·15jährigen 
Mädchen, die angekettet waren und die 
nach Sehilderungen von Oberlebenden 
pro Nacht zum Geschlechtsverkehr mit 
mindestens 12 Männern, hauptsächlich 
Touristen, gezwungen wurden. 7 

An der Not dieser Frauen und unterMit· 
wirkung der Regierung verdienen sich 
inländische Geschäftsleute und auslän­
dische Reiseunternehmen eine goldene 
Nase. Nicht nur die Reiseveranstalter, 
wie Neckermanns NUR, werben hier in 
der BRD mit eindeutigen Hinweisen. 
Auch in der Zeitschrift der Stiftung 
Warentest ist zu lesen: " ... Das alles mag 
man hierzulande Prostitution nennen. 
Doch in Thailand und in der Thailand· 
Literatur wird dieses Geschäft meist 

lyrisch umschneben ... und so findet nie· 
mand etwas dabei, wenn man ein 
Mädchen über Nacht in sein Hotel­
Zimmer 'einlädt· ... "8 

Doch nicht nur die Neckermänner und 
die Tourismusindustrie praktizieren die· 
sen Seximperialismus. In fast aUen sog. 
Alternativ·Reiseführern sind Adressen 
und gUle Ratschläge aufgeftihrt, wo man 
die J-'rauen treffen kann und was man 
dabei beachten muß.9 
Die Ausbeutung der Frauen ist dabei in 
der Regel umso größer, da die Alternativ· 
Touristen im allgemeinen über ein gerin· 
geres Budget verfUgen und einen mög· 
liehst billigen Urlaub verbringen mÖch· 
ten. Daher wollen sie die Dienste der 
Frauen für weniger Geld, aber mit mehr 
" Hum anität" in Anspruch nehmen. 

Thai-Frauen in der BRD 

Viele dieser Frauen erhoffen sich von 
einer Arbeit in den Industrieländern 
oder von einer Heirat mit einem Auslän· 
der für sich und ihre Familien den 
Sprung aus dem Elend. 
Für thailändische Männer gibt es immer· 
hin die Möglichkeit, beispielsweise in 
arabischen Ländern zu arbeiten. Die 
Frauen, die als Prostituierte oder Ehe· 
frauen in die BRD kommen, sind in die· 
sem Sinn Arbeitsemigrantinnen. Skru· 
pellose inländische Menschenhändler 
und ausländische Agenturen arbeiten 
Hand in Hand. 
Es gibt Agenturen, die den Frauen vor· 
spiegeln, sie vermittelten ihnen eine Ar· 
beitsstelle im Ausland, was aber in den 
wenigsten Fällen zutrifft. Sind die Frau· 
en erst einmal hier, werden sie meist 
gezwungen, in einer Bar oder im Bordell 
zu arbeiten, da sie bei den Agenten an­
geblich Schulden rur das Flugtiket ha­
ben. 
Die Frauen sind diesen Agenten absolut 
ausgeliefert, da sie - abgesehen von 
Sprachproblemen - in der Regel illegal 
hier sind und ohne finanzielle Mittel. 
Bekannter als die oben genannten Agen. 
turen sind die Ehevermittlungsagen­
turen, von denen es allein in der BRD 
inzwischen über 200 gibt. Sie bieten 
westdeutSchen Männern Frauen aus 
Ländern der Dritten Welt in Katalogen 
an. die sie sich ftir 5.000·10.000 DM 
kaufen können. Die Frauen werden als 
anspruchslos, sanft, anschmiegsam und 
treu angepriesen und können aus diesen 
Katalogen ausgesucht werden, Rück· 
gabereeht eingeschlossen. 
Oft genug werden so gekaufte Frauen an 
Bordelle weitergegeben. Die westdeut· 
schen Behörden tolerieren diesen Men· 
schenhandel stillschweigend und gehen 
höchstens gegen die Frauen, nicht aber 
gegen die Agenturen oder Ehemänner 
vor. 

45 



Der größte Teil der Männer, die über 
diese Vermiulungsagenturen eine Frau 
heiraten, sehen jn ihr in erster Linie eine 
Sklavin, einen Besitz, den sie sich envor­
ben haben. 
Für die Frauen sind diese E.hen haupt­
sächlich eine Möglichkeit, dem Elend zu 
entrinnen. Merken sie, daß der Ehemann 
rur ihre Familien keine materielle Umer­
stützung leisten kann, versuchen sie, die­
sem Sklavenverhältnis zu entkommen, 
indem sie arbeilen. 
Die meisten der Frauen, die hier als Pro· 
stituierte arbeiten, ta ten dies bereits in 
Thailand, Ihre Arbeitsplätze sind Bars, 
Sex·Clubs und Bordelle. Einige arbeiten 
als Call-Girls. 
In Bars bekommen die Frauen einen 
festen Tageslohn (50-100 DM), dazu ei­
nen Prozentsatl. von Getränken und von 
sexuellen Dienstleistungen. In Sex-Clubs 
ist der Geschlechtsverkehr im Preis für 
die Getränke enthalten. Die Arbeit in 
diesen Bars und Clubs ist härter als im 
Bordell, da sie die Männer erst zum Ge­
schlechtsverkehr überreden mfusen (50% 
von ihrem Verdienst) und die Konkur­
renz groß ist. Außerdem müssen sie viel 
trinken. 
Trotzdem arbeiten die meisten ausländi· 
schen Frauen in Bars. Sie verdienen 
weniger und werden stärker ausgebeutet, 
da sie die Sprache und die Spielregeln 
nicht kennen. 
Den Zuhältern und Bordellbesitzern sind 
sie zusätzlich auch noch wegen ihrem 
illegalen Status (sie haben keine Arbeits· 
erlaubnis) mehr ausgeliefert. 
"Die strikte staatliche Kontrolle zwingt 
die Thai-Frauen, unter einer anderen 
Form der Ausbeutung einzureisen: 
'weiße Ehe'. Für eine Frau,dieaufgrund 
ihrer Beliebtheit engagiert wird, um 
länger als drei Monate zu arbeiten, be­
sorgt der Bar· Besitzer einen Mann mit 
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deutscher Staatsangehörigkeit oder ei· 
nen Ausländer mit Aufenthaltsberechti, 
gung zur Heirat. Durch diese Heirat er­
wirbt sie das Recht, im Lande zu wohnen 
und bekommt später eine Arbeitser­
laubnis. 

Die Frau muß für die Kosten aufkom­
men, die aus der Anstellung des Mannes 
auf der Grundlage eines Vertrages über 
maximal ein Jahr emstehen. Der Preis 
schwankt in verschiedenen Städten zwi­
schen 4.000 und 7.000 01\1. Manchmal 
möchte der 'Ehemann' eine 'eheliche' 
Gemeinschaft haben, um später ihr Zu­
hälter zu werden. So können Thai-Prosti· 
tuierte, die über sich selbst verfUgen wol· 
len, am Ende zu Leibeigenen wer­
den."lO 
Neben rechtlichen und gesundheitlichen 
Problemen sind die sozialen Probleme 
dieser Frauen ungeheuer groß. Sie fUhlen 
sich in der sozialen Umgebung fremd, 
sind unfahig, die Sprache und fremde 
Kultur zu akzeptieren. Zusätzlich fühlen 
sie sich durch ihre Arbeit entwürdigt und 
degradiert. Oft fallen sie in tiefe Depres­
sionen und leben nur noch rur das Ziel, 
möglichst schnell viel Geld zu verdienen, 
um möglichst bald wieder nach Hause zu 
können. 

Ohne Mitwirkung der Medien hier hätte 
der Sex·Tourismus und der Frauenhan· 
deI niemals einen solchen Aufschwung 
nehmen können, 
Quer durch die bundesdeutsche Presse 
kann man Sensationsgeschichten über 
"anschmiegsame, liebliche" asiatische 
Frauen lesen, von den Anzeigen ganz zu 
schweigen. 

Heirat "demütiger As iatin" 

Im Sommer 1983 erschien in der Bild­
zeitung eine Serie "Ich hab mir eine Frau 
gekauft". In dieser Serie werden asia· 
tische Frauen als willenlose, austausch­
bare Objekte dargestellt. U.a. war zu le· 
sen: "Bei H.K. hat es mit einer gekauften 
Braut anfangs gar nicht geklappt - da 
her er sie gegen eine neue umge­
tauscht." 11 "Bei allen Männern, die sich 
mit der Emanzipation der deutschen 
Frau nicht abzufinden gedenken und lie­
ber eine demütige Asiatin heiraten .. ."12 
Gemeinsam ist den Berichten in vielen 
Zeitungen, daß sie den Mann als absolu­
ten Herrscher darstellen, der es nicht 
nötig hat. sich mit Forderungen von 
Frauen auseinanderLusetzen. Auslän· 
dische Frauen werden dabei als willen­
lose Objekte dargestellt, als austausch­
bare Ware. Diese Berichterstattung ist 
sexistisch und rassistisch. 
Sie weckt in den Köpfen der Männer die 
Vorstellung, daß jede asiatische Frau 
eine Prostituierte ist und ihnen automa­
tisch zur VerfUgung steht. 
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Frieden und Dritte Welt 
Auf dc: m 6 . Kongrc8 der Organ;nti <;>ß fü r Ah oulati.chc Vö lkcuolidaritäc {AMSOl, dc-r Ende Mai 
d.J. in A !;gier lagle, stand stärker denn je der T~mcnkreiJ globa~ Kricg~gcrah r und Abriiuung im 
Blickpunkt. A n der Di~ku$SK)n waren ro namhartc FÜ,h rungs pcnönJ ichkdtcn von ßcfrciungsllewl:­
gungeß wie Sam Nujoma (SWAPO Namibias), A lf red Nzo (.o\ NC Südafrikal)y\bd d Aziz (Frente 
PO U SA RIO), Yanir Ar.l fal (PLO) oder Madame Binh (VicUlam) beteiligt. Unter den rund 100 
anw~ndcn DtJ"Sationcn fand sich auch eine d reiköp figc bundc:5deutsche Vertre tung du Anl}. 
impcri~liJ ti schcn Solidaritiits k.omilCcs (ASK), daJc rneul ins AAPSO-Priisidiurn ~w3hl l wurde. \Vir 
do ku mcutiercn di(' AAPSO·Erkla rung \ ' O n Algie r 1.u Frieden und Ab rüstung. 

AAPSO-Erklärung zur Abrüstung 
Die Völker Afrikas. Asicm und Latcinamcri· 
kas und nicht nur jene den' ntwickdten Län· 
der sehen sich heute einer dramatischen Ver­
schlechterung de r internationalen Situation 
und einem qualitativ neuen Stadium des 
Rüstu ngswcn laufs gegenüber. 
Die Bedrohung eines Atomkriegs lastet mehr 
denn je auf der gesamten Memehhe(s. Nie· 
mand in OSt oder West, Nord oder Süd kann 
überleben, wenn ein atomarer Holocaust den 
Erdball verwüstet. Der Grund Wr diese ausge· 
sprochen gefahrliche Silllation iSI d ie rück· 
sichtslose Konfmntationspolitik, die die US .... 
und einige ihrer NAT O,Verbündeten vcrfol· 
",n. 

Angesichts der wachsenden Aggrcssi"itäl de$ 
Imperialismus in der Kampf der Völker der 
Drinen Welt für eine Neue Internationale Welt· 
wirtschaftsordnung untrennbar verbunden mit 
ihrem grundsätzlichen Kampffiirden Frieden. 
Die D"mokr'dtisierung der internationalen Be· 
ziehungen, die Ersetzung von Konfrontation 
dur<;h Kooperation, der Kampf gegen Hunger, 
AnalphabetentUm und Krankheit sind gleich· 
falls Ausdruck des Kampfes für den Frieden. 
Oie US·Administration strebt die Hegemonie 
über di" g.1n2.e Welt an. 

Sie glaubt , daß dieses Ziel dun:h die Erlangung 
einer militärischen Oberlegenheit über die 
UdSSR erreicht werden kann, dun:h eine An· 
zahl von Interventionen und Aggressionen im 
Mittleren Osten, Lateinamerika, Afrika und 
Asien, dun:h den Ausbau von Militärbasen und 
eine Vermehrung von Mi litärbündnissen durch 
den beschleunig ten Aufbau der Schnellen Ein· 
grciftruppe und die Schaffung eines Zentral­
kommandos rur nunmehr 19 Staaten. 
Dem gleichen Ziel dien t auch di" Stationierung 
von hochentwickelten Waffen in Westeuropa, 
im Mittdmeer und im Indischen Ozean, die 
Ausdehnung von NA TO·Operationen auf Ge· 
biete außerhalb dieses Militärbündnisscs eben· 
so wie die strikte Weigerung, den SAL T·Il ·Ver­
trag zu ratifizieren und die Produ ktion qualita­
tiy neuer Massen"ernich tungswaffen. 
Dies bedeutet u.a.: eine neue Generation sog. 
"intelligl:nter" konventioneller Waffen, Aus­
weitung der Arsl:nale an chemischen Waffen, 
die Konstrukt ion der Neutronenbombe, die 
Mili larisierung des Meeresbodens und des 
Weltraums. 
Der Grundpfei ler dieser Strategie is t die Statio· 
nierung von Pershing 11 und Cruise Missiles, die 
den USA eine Erstschlagskapazitä t verschaf­
fen, die nicht auf Europa begrenzt sein wird. 
Gleichzeitig scheut der Imperialismus keine 
Mühe, um zu versuchen, die Völker der Erde 
politisch und ideologisch zu manipulier<:n und 
sie an den Gl:danken eines Atomkriegs zu gI:­
wöhnen. Er propagiert dil: Theorie von der 
Begrenzbarkeit und Gewinnbarkeit eines 
Atomkriegs. Die USA veranschlagen mehr als 
5 Bio Dollar für ihren Militärhaushalt in den 
nächnen 5 J ahren. 

Solche Entwicklungl:n slßd gefahrlich rur die 
Völker der Drillen Weh. In einer Zeit, in der 
Millionen lUl Hunger und Krankheit - ve ru r­
sa~ht durch wi rt schaftliche und soziale Unter­
entwicklung - sterben, wo ganze Länder am 
Rwde des Bankrotts stehen, wo sogar die 
westlichen Wirtscbafus~'steme von Rezession 
und Arbeiulosigkeit überschwemmt werden, 
ist es nicht länger möglich, daß Hunderte ~Ii!. 
liarden von Dollar vom Rustungswenlauf ver­
schlungen werden. 
Der Neokolonialismus verstärkt in der g.1ozen 
Welt die Spannungen, um alle Versuche zur 
Neuordnung der \\'el twinschaftsbeziehungl:n 
zu untergraben und die EinfUhrung e iner 
nl:uen, gerech teren Weltwirt.schafuordnung zu 
verhindern. Er versucht, die bestehende unge· 
r<:ch te Ordnung zu verewigen und seine Wirt· 
.schaftskrisen dun:h Ausweitung der RüslUng5-
produktion und -expone, insbesondere: in 
Länder der Dritten Welt, zu überwinden. 

Der Rüstungswettlauf im nuklearen und kon· 
Yl:ntionel1en Bereich führt für die Welt als Gan­
zes, insbesondere aber für die Dritte Welt zum 
Ruin. Oie bedürftigsten Teile der Dritten Welt 
versagen sich sdbst wirt..schaftliche Entwick­
lung, in dem sie ihre wichtigsten Renoun:en 
für den Erwerb von Waffen verwenden und 
schließlich eher Unsicherheit ab Sicherheit 
kaufen. 
Die Wohlhab"nderen der Drillen Weh, wie die 
erdölreichen Länder des Mittleren Ostens, 
finanzier<:n direkt die Forschungsprogr .. mme 
der westlichen Industrieländer , indem sie 
hochentw ickelte Waffen zu maßlos hochen 
Preisen kaufen. 
Sie helfen ihnen, O"yiS\:n, dil: sie rur den Kauf 
von Erdöl ausgegeben haben wieder zuerlan· 
gen und lidern sich selbst de r Manipulation 

dun:h die westlichen Großmächte aus. So er­
werben auch sie Unsicherheit stall Sicherheit, 
indem sie den Riistungsmul(is Tür und Tor 
öfrnen. 
Heute breitet sich die globale militärische Kon· 
frontation dureh eine neue Stufe des W"II­
rüstens von Europa in den Weltraum, die 
Ol.eane und zum Mel:resboden aus . Der ganze 
Planet und nicht nur Europa wird nun in den 
Strudel des Wettrüstens gez08l:n. Dies ist eine 
direkte Bedrohung für die Dritte Welt, die sich 
jetzt in einer zunehmend YOm Krieg hestimm­
ten Umwelt befindet. 
Seit dem 2. Weltkrieg brachen mehr ab 150 
mal kriegerische Konflikte in verschiedenen 
Teilen der Welt aus. Mehr als 80 Staaten waren 
daran beteiligt, von denen sich die überwie· 
gende Mehrheit in der Driuen Welt befindet. 
Die verlorenen Menschenleben in diesen soge­
nannten "kleinen Kriegen" entsprechen 50'l'0 
derer des 2. Wehkriegs. 
Eine weitere Dimension dieser Ausweitung des 
RüSlungswenlaufs auf die Dritte Welt ist die 
Festigung der Beziehungen zwischen den USA 
und den rassistischen Regimes in Isral:l und 
Südafrika. 
Es in kein Geheimnis, daß d:u Ab kommen 
über "strdtegischc Zusammenarbeit" zwischen 
den USA und Israel weniger darauf abzielt, 
Israels Sicherheit Zu garantieren, als vielmehr 
die strategischen Interessen der USA im MinIe­
ren Osten zu sichern - eine Frage, die gerade 
nach der Niederlage der US·Diplomatie im 
Libanon noch an Bedeutunggewonnen hat. 
Zudem konstlltieren die USA eine wachsende 
Bedrohung ih rer Ölinteressen auf der Ar'Jbi­
schen Halbimcl durch eine Reihe von Un° 
sicherhei15faktorl:n, deren bedeutendster die 
Verschärfung des Kriegs zwischen Inm und 
Irak ist. 
Andererseits hat die Reagan-Administration 
die ganze Welt herausgcforderl, indem sie of­
fen eine "strategische Partnerschaft" mit dem 
Apartheid·Regime in Pretoria verwirklich te. 
Organische Beziehungen zwischen Washington 
und Pretoria sind für die Stationierung von 
Atomw:affen im Indischen Ozean und im 
Süd·Atlanlik und rur die Umwandlung Südafri· 
kas in ein riesiges Oiego G:rrcia (US-Stützpunkt 
im Indischen Ozean: d. Red.) unumgänglich. 
Südafrika ist von besonderer Bedeutung, da 
der Imperialismus die meisten Rohstoffe zur 
Vel10rgung seiner atomaren Anlagen aus die­
ser Region bezieht. Nun ist glasklar s-:worden, 
daß Aufrüstung und Rassismus Hand in Hand 
gehen. 
Der 6 . AAPSO-Kongr<:ß yerabschicdet einen 
eindringlichen Appell Zur Normalisierung der 
internationalen Beziehungen im Einklang mit 
den Prinzipien der Vere inten Nalionen. um das 
Wettrüsten zu beenden. 
Oie AAPSO unterstützt uneingeschränkt die 
Bemühungen der Slaaten der Nichtpaktgebun­
denen-Bewegung, der sozialislischen Länder, 
der fortschrittlichen, demokratischen Frie· 
dens· und Antiatomwaffen·Bewcguns-:n, der 
J ugend, der Frauen und der religiösen PenÖn· 
Hchkeiten, die darauf gerichtet sind, Schritte 
rur eine Yollständig", umfassende, allmähliche 
und kontrollierte Abriistung durchzuWhren. 
In diesem Zusammenhang würdigt der 
6. AAPSO·Kongrcß die Initiativen und Vor­
schläge der UdSSR zur Abrüstung. Er unter­
stützt desgleichcn die Vorschläge, die von In­
dien und anderen Nichtpaktgebundenen zu 
Frieden lind Sicherheit gemacht wurden. 
Er steht yoll hinter der Abschlußresolu tion der 
I. Sondersitzung der UNO-Vo!lversammlung 
zur Abrüstung, der Resolution, die vom 
7. Nichtpaktgcbundenen-Gipfel in Neu·Delhi 
zu dieser Frage yerabschiedct wurde und der 
jüngsten Resolution, die von der UNCTAD auf 
ihrer 6. Sitzung in Bclgrad im letztenjahrüber 
internationale Sicherheit, wirtschaftliche Zu-
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sammenarbeil und Handel angenommen 
wurde. 
Es ist hervorzuheben, daß die bedeutende 
RolJ~ der Nichtpaktge:bundenen-Bewegung in 
d~n gegenwärtigen internat ionalen Be:zi~hun­
gen gestärkt werden sollte. Diese Bewegung 
stellt einen unabhängigen Faktor dar, der den 
Völkern der Dritten Welt einen geeigneten 
Rahmen bietet, um :!'ur Schaffung einer Welt 
des Friedens und der Zusammenarbeit beizu· 
tragen. 

Der 6. AAPSO-Kongreß nellt fest, daß Sicher­
heit in Europa nicht losgelöst von den Sicher­
heitsfragen in anderen Teilen der Welt betrach­
tet werden darf. 
Deshalb fordert er den Abzug der in Europa 
stationierten Pershing 11 und Cruise Mi $$ iles 
und die Verhinderung ihrer weiteren Statio· 
nierung in Europa oder and~rswo in der Welt. 
Der Kongreß ruft zur Mobilisierung se iner na­
tionalen Komitees auf, um umfassende und 
vollständige Abriiuung zu erreichen und ein 
echtes und kollektives Sicherheitssystem auf­
zubauen, das Unabhängigkeit, (;<,rechtigkeit 
und Fri~dengarantiert. 
Er ruft auf zur Koordinierung seiner nationa· 
len Komitees mit aUen Kräften des Friedens 
und der Befreiung, mit allen nichtstaatlichen 
Antikriegsorganisationen, rur ein Einfrieren 
der Atomwaffen, rur den Vel"Zicht auf den 
Ersteinsat~ von Atomwaffen durch die Staa· 
ten, die solche besitzen, für die Nichtweiterver­
breitung aller Arten von Atomwaffen, rur die 
Nichtmilita risierung und rur das Verbot von 
Atomwaffen im Weltraum, für das Verbot von 
chemischen Waffen, für die Schaffung von 
alomwaffenfreien- und Friedenszonen, furden 
Ahbau aller ausländischen Militärbasen, ·pakte 
und -einrichtungen in Asien, Afrika und 
Lateinamerika ... 
Atomwaffenfreie Zonen sollten uberaU, wo es 
möglich ist, geschaffen werden, besonders im 
Indischen Ouan, im Pazifik, in Afrika und im 
Mittleren Osten. Voraussetzungdafilr iSI, daß 
sie \·on angemessenen überprüfungs- und Kon­
trollmaßnahmen begJcitet sind. 
Er ruft alle Atommächte auf, einen Vertrag 
abzuschließen, der sie verpnichlet, ih re Waffen 
nicht gegen Slaaten einzusetzen, die selbst 
keine Atomwaffen besitzen oder auf ihrem 
Territorium stationieren. 
Er ruft ebenfalls zum Einfrieren und Reduzie­
ren der Rüstungsausgaben auf, so daß ein Teil 
von ihnen fur die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung der Dritten Welt verwendet wer­
den kann. 

Er ruft auf zur Lösung aller Konflikte mil 
politischen Mitteln. Er ruft inshesondere auf 
den Bruderkrieg zwischen den nichtpaktge­
bundenen Irak und Iran zu beenden, dessen 
Fortflihrung nur dem Imperialismus nuut und 
der nunmehr ein Stadium erreicht hat. in dem 
der Weltfrieden gefahrdei is t. 
Der 6. AAPSO·KongreB erklärt, daß die Frage 
der Sicherheit global und unteilbar ist. Sie 
beinhaltet Fragen der Abriistungund Entwick­
lung, des Rechu auf Unabhängigkeit und 
Selbstbestimmung, des Abbaus der internatio­
nalen Spannungen, der Einrichtungeiner Neu­
IOn Internationalen Wirtschafuordnung. 
Nur durch die Beendigung des WeltrüSteru 
können die Bedingungen gcJ<:haffen und die 
Ressourcen freigeseut werden für die erfolg· 
reiche Lösung der sozialen und wirtschaft­
lichen Probleme auf der Welt im allgemeinen 
und in der Dritten Welt im besonderen. 

Der 6. AAPSO-Kongreß ruft die Völker Asieru 
und Afrikas auf, die Entwicklungeines eigenen 
Ansalzes zur Lösung der Probleme nach Frie­
den und Sicherheit zu intensivieren. So kön­
nen sie noch mehr zum Entstehen einer bes­
seren Welt beitragen. 
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Kultur 

Dokumentarfilm 
"Chile,ich rufe deinen 

Namen nicht vergebens" 

In den Straßen des vorweihnacht lichen San· 
tiago de Chile herrscbt eine beklemmende 
Spannung. Passanten suchen aufgeregt Schutz 
in den Hauseingängen. Polizei u .. d Militär ja­
gen jugendliche Demonstranten. Deren Pro­
teslrufe erst icken in dem Motorengeräusch 
eines Polizeihubschraubers, der über den 
DächeTn kreist. 
Mit dieser Szene beginnt der 85minütige Doku· 
mentarfilm "Chile, ich rufe deinen Namen 
nicht vergebens". Es ist die erste Arbeit des 
1979 in Chile gegründeten Filmkollektivs 
"Cine-Ojo" (Kino· Auge). Der Film, der von 
Kollegen im Pariser Exil finanziert wurde, do­
kumentiert die Zeit vom Dezember 1982 bis 
zum September 1983, eine entscheidende 
Phase im Widerstandskampf des chilenischen 
Volkes. 
IOJahre nach dem faschistischen ~ I ilitär­
putsch vom September 1973 änderte sich die 
politische Siluation zusehends. Die Bereit­
schaft, den bis dahin eher versteckten Wider­
stand offen ... u zeigen, nahm zu und fand ihren 
Ausdruck in der breiten Mobilisierung zu den 
ersten fUnf Nationalen Protesttagen. 
Der film zeigt, wie ... unächsl friedliche De­
monstrationen durch massiven Einsatz von 
Polizei und Militär, die ohne jeden Anlaß 
T ränengas werfen und in die Menge schießen, 
eskalieren. Im Bild festg~halten werden die 
Aktionen auf den Straßen, der Aufbau von 
Barrikaden. Der Streifen berichtet vom Be­
wußtsein und vom Mut der Chilenen, die sich 
unter Lebensgefahr gegen den slaatlichen Ter­
rorwehren. 
Deutlich fühlbar wird die neue Haltung der 
Meruchen nach dem zwei ten Nationalen Pro­
tesltag. Oie handlungshemmende Angsl gegen­
über der RepreiSion der Diktatur in verloren. 
Man hat sich mehr Freiräume erkämpft. Das 
Verbot jeder politischen B<"Iätigung wird 
längst nicht mehr eingehalten. 
Der Film zeigt die Folgen und Opfer der Zer­
störungswut der FMchisten, besonders in den 
Arbe;tervierteln Santiagos. Aber er macht 
gleichzeitig deutlich, daß das chilenische Volk 
sich nicht mehr einschüchtern läßt. 
Von Beginn an fühlt sich der Zuschauer direkt 
in das Geschehen versetzt. Dank einer vortreff-

lichen BildfUhrung der offensichtlich mit einer 
Handkamera filmenden wagemutigen KameTa· 
leute erlebt man quasi Schulter an Schulter mit 
den Demonstranten die Zusammenstöße mit 
den Polizisten. Man fühlt sich durch das bIO· 
wegte Bild herumgeschubst, glaubt die bar­
schen Kommandos direkt ins Ohr gebrüllt zu 
bekommen, formiert sich an anderer Stelle 
wieder neu und sicht durch das Objekliv dem 
Gegner direkt im Auge. 
Beeindruckend sind die Bilder von den Aktio­
nen der Arbeiter, der Studenten und jener 
Angehörigen von Verschwundenen. die als 
erste den Widerstand aufnahmen. Aufrüttelnd 
das " Presente!" (Anwesend!) von Tausenden 
am Grabe des 1973 ermordeten Staatspräsi­
den •• m Salvador AUende in Vina del Mar. 
Die chilenischen Dokumentaristen haben sich 
unters Volk gemischt, haben Fragen gestellt 
und offen anklagende Antworten bekommen. 
Sie zeigen am Beispiel der Lastkraftwagcnfah· 
rer, daß der Protest längst ins bürgerliche Lager 
eingedrungen ist, denn auch da herrschen Ilun· 
gerund Not. 
Den Filmern ist eine eindrucksvolle Bericht· 
erstattung der chilenischen Wirklichkeit ge. 
lungen. 
O.:r Film kann ausgeliehen werden bei: 
UNIDOC Film GmbH, Braunschweiger Sir. 
20,4600Dortmund I. H.t: . Schärer 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
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N ika,ag UI- Bra.eh üren 

D~i im Juli d.J. erschi~n('ne Broschüren befas­
sen sich mit aktuellen Fr.gen der Nikaragua­
SoLidarität. 
Das lieft "MilkilOI und t·SL..~·· ist die Obenct­
zung einer Sonderbcilagc der n ikaraguanischcn. 
Zeitung ßarricada IntemacionaL 
Sie Deschrcibt die Geschichte der Mi,kitt;>­
RC'gion, die Rolle des CI:\. und der "Contras", 
die Umsiedlung der Miskitos J.Owic Erfolge und 
Fehler der Politik der Sandinislu, Sie wurde 
\'on I 7 verschiedenen Gruppen und Zeitschrif­
ten herausgegeben, darunter das Antiimperia· 
listische Solidaritätskomitee (ASK). die Alter­
native Lisle Berlin und der Arbeiukrcis Inter­
nationale Politik der SPO. 
Sie kann ruf 0,50 DM (0,20 DM ab 100 Expl.) 
U.a.. beim Solidaritaushop 3. Welt, Hamburger 
Allee 52, 6000 Frankfurt 90 bezogen werden. 
Die drille Bro5chüre der Reihe Nahua Script 
trägt den Titel: "Die Au:scinOl/ldenc:tzung um 
die Entwid.Lu ngshil fe du ßundClrepublik rur 
Nikar.tgua." Auf 64 Seiten hat der Autor An· 
dreas Gampert Dokumente zur Nikaragua­
Politik der Bundesregierung zusammengetra· 

"'". Die Bro,chüre kann rur 6 D~ bei der Edition 
Nahua, Postfach 101320,5600 Wuppertal be· 
zogen werden. 
In der Reihe "URD und 'Drine Welt· " ist das 
Heft "Nicaragu.sol idaritä , " el"$chienen. 
EI beinhaltet eine AnalyS<e der Entwicklung, 
des SelbstverständnisS<es und der Politik der 
Ni karagua·SoI idaritäUgruppen. Schwerpunk \e 
sind die Diskussionen tiber das Verhältnis zur 
Friedensbewegung, zur Politik der Sandinista.s 
sowie zum Miskito-Konflikt. 
Das 48seitige Heft kann rur 4 D~t beim Maga. 
zin-Verlag, Königsweg 7, 2300 Kid I bezogen 
.werden. 

Miskitos 
und 
FSLN 

AUlltellung Frauen In Südllnkl 

Aus Anlaß des Jahres de r siidafrikanis.:hen 
Frauen ist vom 3.-22.10.1984 in Köln im 
Völkennu!;CUm eine I'hotoausstellung zu die­
sem Thema zu S<ehen. Die Ausstdlung soll eini· 
ge Aspekte aus dem Leben der schwarzen 
Frauen aufzeigen. Gleichzeitig werden Ge­
mälde südafrikanis.cher Künstler und afrikan;· 
lehe Batiken ausgestellt. Die Gemälde und ci· 
nige Makonde·Figuren werden zum Verkauf 
angeboten. 
Im Anschluß an die Aussldlung in Köln wer­
den die Photos, Batiken und Gemälde im Fe­
bruarfMärz 198::. in Munchen im Kunstverein 
und anschließend noch in Zurich, Basel, Bem 
und Genf zu S<ehen Kin. 

Infodienst zur Solidarität 

Buchtlps ZU Chile 

Isabel A!lende, eine Nichte des am 11.9.1973 
ermordeten chilenischen Pr'~sidenten Sah'J.dor 
A!lende, hat in ihrem Exil in Venezuela den 
Roman "Das Gcisterhaus" geschrieben. 
Sie erzählt darin die Geschichte einer Familie 
der chilenischen Oberschicht. Die ErLählung 
beginnt mit der heilen Welt Chile< :tu Beginn 
des Jahrhunderts, fuhrt dann über die Mit· 
heraufbeschwörung der Mili\~rdikt3tur durch 
ein Familienmitg!i~d zum ZerfaU der Familie 
in der dritten Generation. In der ,'ierten Gene· 
ration wird die Erl.~hlerin Alba von einem 
Familienmitglied gefoltert. 
Sie, die ab autobiographische Figur zu erken· 
nen ist, vel"$ucht zu begreifen wie das Ent!'etz­
liehe hatte geschehen können. Sie beginnt zu 
Khreiben um .. das Gedachtni! der Vergangen· 
heit wiederzufinden und mein Enuetzen zU 
überleben". 
lsabcl AIJc:ndc, D:u Geisterhaus, Su hrka.on p, 
I'rankfurt /M_ 1984,444 Sei len, 380M. 
Ebenf.ll1s mit dem Leben in Chile beschäftigt 
5ich: 
fahlo Y:iriiez Burios. Antenor Floru. Lamu,-' 
Verlag. Bomheim·,\Ierten 1983. 208 Seit"n. 
14.80 D~1. 

Dieses Buch erzählt die Geschichte eines chi· 
lenischen Arbeiters, der in den Salpeterwüsten 
des Nordens aufwächst und später durch einen 
seiner Söhne mit den politischen Strömungen 
der späten 60er Jahre in Chile in Berührung 
kommt. 
Obwohl selber nie politisch organisiert, wer­
den er und !'eine frau verhaftet, gefoltert und 
in Konzentrationslager gebracht. Nach seiner 
freilassung gelingt ihm und S<einer Familie die 
Ausreise in die Bundesrepublik, 

Nlklrljlul-Bundestreffen 

Vom 22.-24. Juni dJ. fand in Dannnadt ein 
Bundestreffen der Nikaragua·Solidaritän· 
komitees statt, an dem sich 150 Vert~ter von 
58 Gruppen beteiligten. 
Das Treffen beschloß, die Kampagne "Arbeiu­
brigaden für das bdreitc Nikaragua - Unter­
nützung des Befreiungsk.ampfes in EI Salva· 
dor" fortzusetzen. In dieS<em Rahmen soll vor 
allem die Region um das Tal ,'on Pantasma 
verstärkt unterstul2t werden. 
Auch sollen weite rh in Arbeitsbrigaden, "ab 
momentan beste ~I öglichkeit der US-Aggres· 
sion konkrete Solidarität entgegenzusetzen" 
entsandt werden. 
Die Verstärkung der Solidarität mit der salva· 
dorianischen Befreiungsbewegung wurde vor 
allem deshalb ab notwendig erachtet, weil es 
den USA mit der Wahl Duarte5 gelungen sei, 
die Verhältnisse zu ih~n Gunsten zu verän· 
dem. 
Das Bundestrdfen rief zu einer massiven Betei­
ligung an der Mittelamerika·Demomtralion 
am 3. November dJ. auf, die von der Mlions­
konferenz der Friedensbewegung beschlossen 
worden war. 
Außerdem wurde festgestdlt, daß mittlerweile 
in mehr als 1::' Orten Föroerk.reiS<e für Städte­
partnerschaften bestehen. Am 4. Juli dJ. be­
schloß der Stadtr.lt von Nümbergeine Partner­
schaft mit der im Süden Nikaraguas gelegenen 
Oruchaft San Carlo$. Zu diesem Zweck sollen 
in dieS<em Jahr 20.000 DM und 198550.000 
DM bewilligt werden. 

Frledenslktianan Im Herbst 

Der Koordinierungsausschuß der Friedensbe­
wegung hai am 26. Juli dJ. den Herbsl 1984 
unter das Motto "Noch ist Zeit zur Umkehr­
Stoppt den Rüstungswahnsinn" genent. Ge­
gen die geplanten HerbstmaDÖver der NATO, 
mit denen das AirLand·Batt le·Konzept "ge­
probt" werden $OU und gegen die wdtere Sta· 
tionierung von Cruisc Missiles und Pershing U 
werden zahl~iche lokale und überregionale 
Aktionen "anfinden. Schwerpunkte der Ak­
tionen werden sein: 
Am 29.9.1984: tin Menschennetz zwischen 
Militärstandorten im fulda Gap, dem Haupt· 
manövergebiet, mit einer abschließenden 
Kundgebung in Fulda. 
Am 20.10.1984: eine Menschenkette von Has­
S<elbach/HunslÜck, dem Stationierungsort der 
CTUise Missiles zum Zentrum der Arbeitslosig­
keit Duisburg, um "die negativen Auswirkun· 
gen des RüslUngsweHlaufs auf die Wirtschaft, 
die Arbeitspläne und die soziale Sicherung" 
deutlich zu machen. Ähnliche Großaktionen 
finden am selben Tag in Hamburg und StUI[­
gart statt. 
Am 3.11.1984: eine bundesweite Demonstra­
tion "Friedtn und Gerechtigkeit für Mittel· 
amerika" in Bonn gegen die US-Interventions­
politik in Nikaragua und gegen d ie Politik der 
Bundesregierung in dieser Region. 

KangreR zum Südlichen Afrlkl 

Vom 12.-14. OktoberdJ. findet in Bonn/Köln 
eint Solidaritäukonferenz zum Südlichen 
Afrika statt. Die Initiati"e dazu gehl auf das 
Internationale Komitee gegen Apartheid, Ras­
sismus und Kolonialismus im Südlichen Afrika 
(ICSA)zurock. 
Veranstalter der Konferenz ist ein Vorberei­
tungskomitee aus 19 Organisationen. Darunter 
befinden sich die Anti.Apartheid-Bewegung 
(AAB), das Antiimperialistische Solidaritäts· 
komitee (ASK), die Jusos und die Internatio· 
nalismus'AG der Grünen. Die Konferenz wird 
vom AfrikOl/lischen Nationalkongreß (ANC) 
und der Südweuafribnischen Volksorganisa­
lion (SWAPO) unterstützt. 
Im Aufruf zur Konferenz , in dem die aktuelle 
Lage im Südlichen Afrika beschrieben wird, 
wird festgestellt, daß die Bundesrepublik "eine 
der stärksten Stül2en du Apanheidsyllems" 
ist. Die Konferenz soll Gelegenheit bieten, 
"Solidarität mit dem Kampf der Befreiungs· 
bewegungen zu üben" und "Mittel und Wege 
zum Abbruch aller Verbindungen und jeder 
Unterstül2ung des Apartheidregimes seitens 
der Bundesregierung, von In$lltutionen und 
aus der Bevölkerung zu finden". 
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Kurzinformationen 

lIblnon 

Obwohl es aueh im Juli/ AuguM dJ. tu gele­
gentlichen bewaffneten Zusammenstößen im 
Raum Beiml und im NordJibanon ""rn, ging 
der Normalj,icrunvprozc6 unter der Regie­
rung der nationakn Einheit zügig weiter. 
Entsprechend ihrem Sichcrheit!iplan "om 
4.7.1984 wurden in der Hauptstadt entlang 
der DemMrkationsliriie ("Gruße Linie") die 
Aufr~umarbeiten wie die Ablösung der "or­
wiegend mO!ilcmischen Linksmiliun (Weu.) 
und der Phabngistcnmilizen (Onbcirul)durch 
Armeckontingcmc "on ca. 2.500 Mann abgc­
KhJosscn. H,nzu kommt die Wiedereröffnung 
des Ikirutcr Flug- und ScchafcOi. 
Am 8.8.1984 bu<:hl06 die Rcgiaung Kamme, 
dIe Kontrolle der Armee als nächstes auf das 
Schuf-Cebirgt' auszudehnen, das bis dahin von 
Linksmilizen beherrscht wurde. 
Ministcrpr.i.sidcnt Karame wurde Ende Ju[i 
dJ. heim Besuch in Damaskus von der Regie­
rung Auad zugesichert, man werde die Aus­
dehnung der Armeekontrolle tiber Beirut hin­
au!, eißllchließlich dem syrisch dominierten 
Nordlibanon, unterstützen. Man "ereinbalte, 
fortan dIe "Politik auf allen Gebieten zu ko­
ordinieren" und gemeinsam auf den baldigen 
bedingungslOllCn Abzug der i.raelischen Heiat­
zungnrupp<'n aus dem Siidlibanon hiouuwir­
ken. 
Die Schließung des israelischen Verbindungs­
buros bei Beirut teitens der BeLruter Regierung 
SIgnalisiert ihr erhöh\Cs Engagement für die 
Befreiung des Südens. 

N.holtkonfllkt 

Ende Jul i d.J. unterbreitete die sowjr;tische 
Regierung einen 6-Punkte.Vorschlag fur eine: 
VerhandlUfl8'lösung des Nahostkonfliku. Er 
licht die Einberufung einer internationalen 
Konferenz unur Schirmhemchaft der UNO 
vor. An ihr sollen sich brael, die Pabuinen­
.ische Ikfreiungsorganisation (PLO). alle ara­
bilchen Na(hbarnaaten (Syrien, Libanon,Jor­
danien und Ägypten) sowie die USA und die 
UdSS R beteiligen. 
Die Initillti.-e zielt auf die Beendigung dei 
Kriegszustandes zwischen Israel und den ara· 
bisch-palästinensischen Nachbarn auf der 
Grundlage einel Abkommens, das vonb fol· 
~ß(tel beinhalten soUte: Abzug Ivaels von 

50 

allen besetzten arabischen Gebieten (Wen· 
bank, Gau, Osljerusalem, Golan, Siidlibanon); 
Schaffung eines unabhängigen Palästineßller· 
staates in der Wenbank und Gau, und Sicher­
heitsgarantien rur aUe betroffenen Staaten 
durch den UN,SicherheilSrat bzw. seine 
Ständigen Mitglieder. Oie okkupierten palbtj· 
nensischen Cebiete Westbank und Gaza 
könnten in einer mehrmonatigen Oberg-.tngs· 
zeit unter die Kontrolle der UNO gestellt wer· 
den. 
Oer sowjetische Vorschlag wullie ,'on der PLO, 
den Regierungen Synens, des Libanon und 
Jordaniens sowie won UN-Generalsekn:tär 
Perez de Cudlar begniBt. Die Regierung Ru· 
gan hingegen erklärte ihre prinzipidle Ableh· 
nung "einer internationalen Konferenz". Die 
Regierung Shamir meinte zwar, die lowjr;ti· 
sche Initiative sci "nicht ernst" zu nehmen. 
Doch könne man seine Haltung noch einmal 
überdenken, falls die UdSSR die 1967 abge­
brochenen diplomalifChen Beziehungen zu 
hrael wieder aufnähme. 

Hongkong 

Nach 19 Verhandlull8ln.Ißden innerhalb der 
leu;ten 2 Jahre wurde zwifChen Großbritan­
nien und der Volkuepublik China Ende Juli 
d.J. Einigkeit über die Zukunft der britifChen 
Kronkolonie I10ngkong crtielt. 
Bis 1997 soll das Cebiet unter britischer Ver­
waltung bleiben. Ab 1988 wird eine britisch· 
chinesische Arbeitsgruppe eingesetzt, die den 
Oberg-~ngsprozeß ubelWachen solL Oie VR 
Olina hat zugesichert, den Sonderstatus Hong­
kongs als kapit:.listische Enkla"e bis zum Jahr 
2047 zu garantieren. 
Oiina ist ab 1997 rur die Außen- und Venei· 
digungspolitik 1.usundig und will dann Trup­
p<'n stationieren. Die l..cgislati~·e bleibt jedoch 
bei den Hongkongcr Behörden. Der Freihan­
ddshafen und die Konvertibilität des Hong­
kong·Dollars !!Ollen erhalten bleiben. Oie Stadt 
behält den Status als unabhängiges Zollgebiet 
und verwaltet die finanziellen Angelegenhei­
ten selbst. 
Oiina selbst War an der Erhaltung 1I0ngkongs 
als Finanz- und llandebzentrum interessien, 
um damit eigene Entwicklungsprogramme zu 
fin:;ulIlieren. 

Ir.n-BRO 

Ah erster Regierungsvertreter der Euro­
päischen Gemeinschaft (EG) seil 1979 weilte 
Außenminilter RD. Genschcr vom 20.-23. 
Juli dJ. zu einem offiziellen Besuch in Tehe­
ran. Als EG-Ge,andter suchte er damit die von 
der iranischen FiihrungeTStrebte Weflöffnung. 
d.h. den Wiederausbau vorab der wirtschaft­
lich-technischen Zusammenarbeit, 1.U butir­
ken. 
Die bundesdeul$che Delegation war nicht "Oll 

ungerihr mit Unternehmern:praientanten be­
"ückt. Die BRD istl.ängst zum in.nischen Han­
ddspattner Nr. I aufgcriickl: dai ExpoMvo­
lumen 1983 lag bei 7,716 Mrd DM, in den 
e\'Sten .5 Monaten 1984 bei 3,2 Mrd D~1. 

Außerdem will sich das bundesdeuttehe Kapi ­
tal einen (;unei] an den aßlltehenden irani­
schen Licfcraufträgcn in MilJiardenhöhe 
(Kraftwerke, Walzwerk, Hafenanlagen. Olrafi· 
ncrie- bzw. Bohrprojekte) sichern. 
Da die Bonner Deckungsgrenze für lIerme~­

Burgschaften im lran-Geschäft auf 20 Mio DM 
begrenzt ist, will sich Ceruchcr im Fall .'on 
großen Einzelprojekten für Sondergenehmi­
gungen bis in Mrd·HÖhe stark machen. Zum in 
Teher.1ß vereinbaMen Ausbau der bilateralen 
Beziehungen gehört auch die künftige Ausbil­
dung irani"her Fachkräfte. 
Hinsichtlich der von Censchcr reklamierten 
Menschenrcchtsverlelzungcn im Iran kam man 
übere'n, demnächst die unterschiedlichen Auf­
fassungen über Menschenrechte und Todes­
stnfe von einem iranisch-bundesdcutschen 
KolloqUIum diskutieren zu lassen. Außenmi­
nister Velayati sah dies schlicht als Problem 
der "Terrorismushckämpfung" an. Er forderte 
Bonn auf, den EG-I...andem. wdche fluchtige 
iraniSChe .. Terroristen" unteruiitzten bzw. 
ihne:n A5yl gcwihMen, die tiefe Besorgnis 
Tehcrans zu tibermiudn. 
In Sachen Golfkrieg forderte Velayati die 
Westmliehte auf, jede Art von Unterstiitzung 
des Ir'~k aufzugeben, da an Frieden$verhand­
lungen nur nach dem Sturz des Hussein-Re­
gimcszu denken sei. 

K"nok ... ull<n ... , nl'L~1 totn,.:h..- Im (;.,.,. pr.~h ... " de ... ". 
n",,"-cn \\ "".h .. fI,m,n,,,~. 'an,." 



Türkei 

Eint Amnestie rur die derzeit ca.. 26.000 poli· 
tischen Gefangenen in der Türkei Sl:hloß 
Staatspriuidcnt General Kcnan EilTen Anfang 
August dJ. kategorisch aus. Die 1.256 Intel­
lektuellen, darunter die bekanntesten Künst­
ler, Schriftsteller und Wissenschaftler des lan­
des, die am 2!). Mai 1984 mit der Erklärung 
"Beobachtungen und Forderungen bezüglich 
der demokratischen Ordnung in der Türkei" 
sich an die Öffentlichkeit gewandt hauen, ver­
sah der General mit dem Stempel des LAndes­
'-errats: "Auslandische Feinde wollen di" Fe­
Slung \Ion innen nehmen, sie wollen Ruhe und 
Stabilität, die wir wiederhergestellt haben, zer­
stören. leh werde keine Bresche in die Verfall­
sung s<:hlag<:n taflen." 
Gegen 56 Umcncichncr der Intellektuellen­
Erklärung, die sich auf das "Petitionsre.:ht" 
(Situchrift, Artikel 74 der gültigen Verfas· 
sung) berufen hatten, wurden mittlenveiJc 
Verfahren eröffnet. 
Das "Verbrechen" der Petitionsbeftirv.'orter 
besteht darin, daß sie das 1980 von den Mili­
tars errichtete .,politisch'rechtlich·administra· 
tive System und dessen Praxis" als im Wider· 
spruch w den elementaren MenSChenrechten 
und zur parlamentarischen Demokratie ste· 
hend bezeichneten. Sie forderten U.a. die Ge· 
wdhrlcistung der Gedanken', PreISe' und Orga· 
nintiomfreiheit, die Ausmenung von "Miß· 
handlung und Folter", den Stop der Todes­
urteile, eine umfa'5sende Amnestie und die 
Revision der Verfassung der Militärs aus dem 
Jahr 1982. 

Bolivien 

Am !l0. Juni d.J. scheiterte in der boliviani· 
schen Hauptstadt La Pa:t ein Putsch versuch 
gegen die Mille-Links·Regierung. Bewaffnete 
Männer halten den Staatspräsidenten Silcs 
Suazo entfUhrt. Sie mußten ihn jedoch nach 10 
Stunden wieder auf freien Fuß senen, nach· 
dem die Anno:cfuhrung sich hinter die Regi,,· 
rung geSle!!t und derGew"rkschaftsbund COS 
100.000 Menschen auf die Straße gebracht 
halle. 
Drahtzieher des PUIschversuchs waren Anhän· 
ger des "hemaligen Diktators Hugo Banzer, 
Mitglieder par ... militärischer Gruppen, der An· 
tidrogeneinheit der Pol;z"i und der Kokain· 
mafia. 
Dem Putsch'·ersuch waren Aktionen der COR 
vorausgegangen, die sich gegen die vom Inter­
nationalen Währungsfonds diktierte Sparpoli· 
tik der Regierung richteten (siehe: AlB 
6/1984, S. 46). Nach unbegrenzten Streiks 
einiger G""'·"rkschaften der COB war Ende ~.fai 
dJ. der finanzminister Flavio Machicado zu· 
rückgetreten. Die Regierung erklärte, daß sie 
die Zins· und Tilgungszahlungen für die Schul­
den in Höhe von :3,6 Mrd Dollar bei ausländi· 
sehen Privatbanken einstellen werde. 
Da die Regierung aber immer noch nicht bereit 
war, ausreichende Lohnerhöhungen als Aus· 
gleich rur die Streichungvon Subventionen flir 
Güter des täglichen Bedarfs :tu beschließen, 
kam es vom !i.-8.7.1984 zu einem erneuten 
Generalstreik. Daraufhin willigte die Regie· 
rungein, die Löhne rückwirkend ab April 1984 
um 130% zu erhöhen. Die Preis" für einige 
Grundnahrungsmittel wurden eingefroren und 
die Löhne sollen in Zukunft regelmäßig an die 
Innation angepaßt werden. 

Nlklrlgua 

Planmäßig begann am I. August d.J. in Nikara· 
gua der Wahlkampf ftir die Präsidentschafts­
und Parlamentswahlen zum 4.11.1984. Bii 
zum 25. Juli, dem lelzten Tagzur Einreichung 
von Kandidaturen. halten sich sieben Parteien 
registrieren lassen. 

Dabei handdt eS sich um die Sandinistische 
Front der Nationalen Befreiung (FSLN), die 
SO".,dalistische Partei Nikaraguas (PSN), die 
Kommunistische Partei Nikarnguas (PCdeN), 
die Christlich·Soziale Volkspartei (PPSC), die 
Unahh;mgige Liberale Partei (PLI), die Marxi· 
stisch_LeniniSlische Bewegung der Volksak· 
tion (MAP-~1L) und die Konservative Demo· 
kr~tische Partei (PCD). Die FSLN hat Daniel 
OTlega als Präsidentschaftskandidaten und 
Scrgio Ramirez als Vizepr'~sidentschaflskandi­
daten aufgestellt. 

Die in der Demokratischen Koordination 
(CDN) zusammengeschlossenen Rechtspar­
teien (Sozialdemokratische, Dlristlich·Soziale 
und Liberale Konstitutionalistische Partei) 
halten am 20. Juli d.1. Arturo Cruz als ihren 
Pr'.isidentschaftokandidaten nominiert. A. 
Cruz, der am 23.Juli aus den USA zurückkehr· 
te, War früher Mitglied der Regierungsjunta 
und später Botschafter in den USA. 

Die Rechtsparteien stellten der Regierung als 
Bedingung ftir ihre Wahlbeteiligung, sie habe 
einen Dialog mit den "Contras" aufzunehmen 
und den Ausnahmco:unand zu beenden. 
Alle anderen Parteien lehnten jedoch einen 
Dialog mit den ,.Contras", deren Überfalle bis· 
her 7 .391 Menschen das Leben gekostet ha· 
ben, ab. Am 19. Juli d.J. hatte Danid Ort"S" 
vor über 300.000 Menschen aus Anlaß des 5. 
Jahrestages der Revolution eine Lockerung des 
Ausnah mezustandes bekanntgegeben. 

Rede· und Versammlungsfreiheit wurden ga' 
rantiert, das Streikverbot aufgehoben sowie 
die Pressezensur auf Sicherheitsfragen be­
schränkt. 
Doch dies und die mehnnalige Verschiebung 
des Registrierung·nermins für die Kandidaten 
bis zum 16 ..... uguSt dJ. konnten die Rechts· 
partei"n nicht vom Boykott der Wahlen abhal­
ten. 
Trotz ihrer Nichtteilnahme trugen sich 
1.503.738 Nilc.araguaner vom 27.-30.7. 1984 
in die Wahllisten ein . Dies sind 300.000 mehr 
als erwartet und 9!i% aller Wahlberechtigten. 

Nlmlbll 

Am 2!i. Juli dJ. trafen sich auf den Kap\erden 
erneut eine südafrikanische Delegation unter 
Leitung des G<:neraladministrators Namibias, 
Willie van Niekerk, und der Sudwestafrika· 
nischen Volksorg-... nisation (SWAPO) unter 
Leitung '-on Sam Nujoma, um über einen Waf· 
fenstillstand rur Namibia zu beraten. 

Die Verhandlungen schei terten, dit sich Süd· 
afrika und die SWAPO wie bereits bei den 
vorhergehenden Verhitndlungen in Lusaka 
"om 11.·1:3. Mai dJ. (siehe AlB 7-8/1984,S. 
11 ·14) nicht einigen konnten. 
Südafrika lehnt weiterhin eine Lösung im Sin­
ne der UN·Resolution 43!i von 1978 ab, die 
den Abzug der südafrikanischen Besa\li:ungs' 
truppen und freie Wahlen unter dem Schutz 
von UN-Friedenstrupp-cn vonieht. 

Kurzinformationen 

Die südafrikanische Delegation hielt an der 
Posit ion Pretorias und Witshingtons fest, daß 
eine Rcitlisierung der Resolution 4S!i (Wort· 
laut in: AlB 7·8/ 1984) erst im Falle des Ab· 
zugs der Ic.ubanisehen Truppen aus Angola in 
Frage komme. Diese Verbindung der An· 
wesenheit kubanischer Truppen in Angola und 
der Unabhängigkeit Namibias wei$! die 
SWAPO zuriick. 
Di" südafrikanische Regierung halte d"r 
SWAPO am 7. Juli d.J. ein"n Vorschlag rur 
einen Waffennittstand unterbreitet, der als 
Kernstück eine Ob"rgangsregi"rung beinhal· 
tete, die durch die Mitglieder der Namibia· 
Kontaktgruppe der Westeuropäer und USA ge. 
bildet werden sollte. 

Weltbewölkerung 

In MeKiko-Stadt fand am 6.·13. August d.J. die 
2. Internationale Be,·ölkerungskonferenz der 
UNO stall. Zentrales Thema Wilr die Familien· 
planung zur Eindämmung der Bevölkerungs· 
uplosion. 
Zur Zeit wird die Erde von 4,8 Mrd Menschen 
bevölkert. Diese Zahl wird sich nach einer Uno 
tersuchung der Wdtbank bis zum Jahr 2025 
auf 8,3 Mrd fast verdoppdn, wenn nicht ver­
stärkte Maßnahmen zur Familienplanung er­
griffen werden. 7 Mrd Menschen werden dann 
in der Drillen Welt leben. 
Momentan belaufen sich die Ausgaben für die 
Begrenzung des Be,·ölkerungswachstums auf 
jährlich 2 Mrd Dollar. Nach Ansicht der Welt· 
bank müßte sich die Hilfe der industrialisierten 
Staaten von heute !i00 Mio Dollar auf 2 Mrd 
im Jahr 2000 erhöhen, um bis zum Jahr 202!i 
das ßevölkerungswachstum zu stoppen. 

Die Mehrheit der Delegierten der Konferenz 
vertrat die Auffassung, daß Armut und Ober· 
bevölkerung sich gegenseitig bedingen und des· 
halb sowohl soziale und wirtschaftliche Maß­
nahmen als auch Familienplanung notwendig 
sind. 
Die U5-Dclegation erklärte jedoch, daß das 
Bevölkerungswachnum weder positiv noch 
negativ beurteilt werden könne, und daß das 
Problem sich durch eine schnelle wirtschaft· 
liehe Entwicklung beseitigen lasse. Diese 
könne erreicht werden, wenn "staatliche Ein· 
griffe in die Wirtschaft" aufhörten. 
Außerdem erklärten sie, daß sie zukünftig nur 
noch Familienplanungsprogramme in Ländern 
mit Abtreibungsverbot unterstützen werden. 
Diese Position fand lediglich den Beifall des 
Vatikan-Ver treters. 
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